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Allein machen sie dich ein
Schmeissen sie dich raus, lachen sie dich aus
. . .
Zu zweit, zu dritt, zu viern
Wird auch nix and’res passiern
. . .
Zu hundert oder tausend kriegen sie langsam Ohrensausen
Sie werden zwar sagen: »Das ist nicht viel«
Aber tausend sind auch kein Pappenstiel
. . .
Wenn wir uns erstmal einig sind
Weht, glaub ich, ’n ganz anderer Wind
. . .
Und du weißt, das wird passieren
Wenn wir uns organisieren
Und du weißt, das wird passieren
Wenn wir uns organisieren
(Ton Steine Scherben – Allein machen sie dich ein)
»Wenn sich die Gewerkschaften hier nicht in Mäßigung und Bescheidenheit
üben, dann werden wir den guten finanziellen Stand unserer Einrichtung nicht
halten können und es kann passieren, dass die Gemeinde die Trägerschaft schon
bald an einen Verein übergibt.«
(Herr K., Leiter einer sozialen Einrichtung in kommunaler Trägerschaft)
1.1 Vorwort
Galten die Abschlüsse des TVöD längere Zeit als „Leitwährung“ für die Tarif-
und Entlohnungssysteme der Freien Wohlfahrtspflege, ist dies aktuell immer
seltener der Fall (vgl. Kühnlein et al., 2011, S. 146). Aber auch öffent-
liche Träger sehen sich in Zeiten ausgabenorientierter (Spar-)Politik in un-
mittelbarem Konkurrenzverhältnis zu den häufig niedrigeren Personalkosten
bei frei-gemeinnützigen und privat-gewerblichen Trägern sozialer Einrichtun-
gen. Dass dabei die öffentliche Hand – indem sie einerseits mittels öffentlicher
Träger auf der Anbieterseite Sozialer Dienste auftritt und gleichzeitig als Mo-
nopolist auf Nachfrageseite in ihrer Rolle als Kostenträger – einen Macht- und
Kontrollvorsprung gegenüber frei-gemeinnützigen Trägern einnimmt, darf an
dieser Stelle nicht übersehen werden. Einerseits in Konkurrenz auf Anbieter-
seite mit den frei-gemeinnützigen und privat-gewerblichen Trägern und ande-
rerseits als Auftraggeber bzw. Nachfrager und Kostenträger haben staatliche
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Akteure einen ungleichen Informationsvorsprung1 und tragen so zum Drücken
der Personalkosten und damit der Löhne und Gehälter der Beschäftigten bei
(vgl. Möhring-Hesse, 2011). Aber auch die Wohlfahrtsverbände sorgen da-
für, dass „[a]usgerechnet in einem Sektor [. . . ], der keineswegs unumstritten
dem ‚freien Wettbewerb‘ der Anbieter ausgesetzt wurde und in dem ‚Tarift-
reue‘ bisher nie als Problem galt, [. . . ] sich die Träger und Einrichtungen nun
wechselseitig bei ihren Personalkosten [unterbieten]“ (Kühnlein und Wohl-
fahrt, 2006, S. 393). So kommt es u. a. zu der paradoxen Einschätzung, dass
die Löhne und Gehälter von Beschäftigten der sozialen Berufe zu hoch und
gleichzeitig zu niedrig ausfallen, je nach Perspektive des Beobachters.
Die vorliegende Arbeit möchte zuallererst die Beobachtungsposition der Pro-
fession Soziale Arbeit und ihrer Beschäftigten einnehmen. Dabei kommt diese
allerdings nicht umhin danach zu fragen, worin die allerorten beklagten Finan-
zierungsprobleme und Sparzwänge zu begründen sind.
Zentrale These der Arbeit ist dabei, dass sich die gewerkschaftliche Organi-
siertheit Sozialer Arbeit in einem Missverhältnis zu den realen z. T. prekä-
ren und sogar skandalösen (dazu siehe: Seithe und Wiesner-Rau, 2013)
Arbeits-, Beschäftigungs- und Vergütungsbedingungen der Beschäftigten be-
findet. Da dies in enger Verbindung zu den gesellschafts- und sozialpolitischen
Entwicklungen steht ist eine systematische Analyse des Verhältnisses von So-
zialer Arbeit und Gewerkschaften notwendig.
Es fällt auf, dass die Beschäftigung mit dem Thema Soziale Arbeit und
Gewerkschaften häufig moralisierend in einer Subjektperspektive verharrt –
Fachkräfte der Sozialen Arbeit sollten ein „natürliches“ bzw. professionelles
Interesse daran haben, sich gewerkschaftlich zu organisieren, täten dies aber
zu selten. Deshalb möchte diese Arbeit einen Beitrag leisten, die Mikro-, Meso-
und Makroperspektiven in ein, für ein Verständnis förderliches, Verhältnis zu
bringen, um Soziale Arbeit und Gewerkschaften in ihrer (Nicht-)Aufeinander-
Bezogenheit zu beschreiben und zu interpretieren und damit zu verstehen.
Als weitere These formuliert heißt das, dass die vielen Nicht-Organisierten im
Zusammenhang mit den sich wandelnden Rollen von Gewerkschaften und So-
zialer Arbeit im neoliberalen und neosozialen Zeitgeist gesehen werden müssen.
1 Die gleichzeitig damit einhergehenden Informations- und Wissensverluste für die sozi-
alstaatlichen Auftraggeber werden in (Möhring-Hesse, 2008, S. 156 ff.) ausführlich
beschrieben.
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Oder mit Bourdieu formuliert (anschließend an Überlegungen in: Pfeifer-
Schaupp, 2011, S. 397 ff.), dass sich durch die transformierte Verinnerlichung
der materiellen und kulturellen Existenzbedingungen „des“ Neoliberalismus im
Feld Soziale Arbeit bei den Sozialarbeitenden auch ein entsprechender Berufs-
habitus ausbildet, dem man nicht gerecht werden kann, indem man ihn mora-
lisierend und subjektivierend den Sozialarbeiter_innen in die Schuhe schiebt.
Sozialarbeiter_innen sehen sich heute immer mehr damit konfrontiert, dass
sie – neben ihrem fachlich-professionellen und mit oftmals hohem Ethos aus-
gestatteten Profil innerhalb ihres Berufes – auch verstärkt in die Rolle eines
originären Arbeitnehmers/einer originären Arbeitnehmerin gedrängt werden.
1.2 Fragestellung
Es soll mit dieser Diplomarbeit herausgearbeitet werden,
1. warum es dringend notwendig ist, dass Soziale Arbeit2 ihren gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad erhöht (Seite 27 ff.)
2. wie Soziale Arbeit und ihre Fachkräfte gegenwärtig gewerkschaftlich or-
ganisiert sind (Seite 63 ff.)
3. warum Soziale Arbeit nicht schlagkräftig gewerkschaftlich organisiert ist
(Seite 80 ff.)
1.3 Vorgehen
Die hier vorliegende Arbeit ist als sog. Literaturarbeit einzuordnen und setzt
vorrangig auf Breite denn auf Tiefe. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass
Überblicksarbeiten zum Thema bisher fehlen, Untersuchungen und Analysen
sich zumeist auf Teilthemen konzentrieren (z.B. Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen in der Sozialen Arbeit, gewerkschaftliches Engagement bei Fach-
kräften der Sozialen Arbeit, (Ent-/Re-)Politisierung Sozialer Arbeit u.s.w.).
Gerade durch eine Überblicksarbeit soll der Blick geschärft werden für Lücken
im Diskurs und für Forschungsperspektiven mit dem Ziel, gewerkschaftliche
2 Es mag an dieser und anderer Stelle irritieren, dass hier von gewerkschaftlicher Organi-
siertheit Sozialer Arbeit die Rede ist und nicht von jener der Sozialarbeiter_innen. Diese
Formulierung wird bewusst eingesetzt, um eine Verkürzung und Engführung der Debatte
auf die, sich nur gering gewerkschaftlich organisierenden, Fachkräfte zu vermeiden und
somit eine Subjektivierung und Moralisierung des Themas zu umgehen. Zentral für diese
Begriffswahl ist, dass Soziale Arbeit hier vorrangig in der Perspektive einer Erwerbstä-
tigkeit betrachtet werden soll und ihre Fachkräfte in ihrer Rolle als Arbeitnehmer_innen
bzw. Lohnabhängige. (siehe auch Unterunterabschnitt 1.5.1, Seite 19 ff.)
1 Einleitung 7
Interessenorganisation Sozialer Arbeit zu verstehen und Ideen für eine Verbes-
serung derselben zu entwickeln. Die Diplomarbeit kann somit auch als Beitrag
zu einer Kritischen Sozialen Arbeit gelesen werden.
An einen ersten Überblick zu gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politi-
schen Grundlagen (Abschnitt 2, Seite 27 ff.) wird das Thema Prekarisierung
der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen Sozialer Arbeit angeschlossen.
Die Beschäftigungs-, Arbeits- und Entlohnungsbedingungen Sozialer Arbeit bil-
den so den Ausgangspunkt für die Diskussion um die Notwendigkeit gewerk-
schaftlicher Interessenorganisation. Im Anschluss daran wird der gegenwärti-
ge Stand gewerkschaftlicher Interessenorganisation Sozialer Arbeit anhand der
sie vertretenden Gewerkschaften dargestellt (Abschnitt 3, Seite 63 ff.). Über
eine bloße deskriptive Behandlung hinaus soll hierbei schon eine Interpreta-
tion und Bewertung erfolgen, inwieweit die aktuelle gewerkschaftliche Ver-
tretung der Arbeitnehmerinteressen der Sozialarbeiter_innen (un)zureichend
ist. Dabei wird vornehmlich auf Informationen zurückgegriffen, die aus der
Selbstbeschreibungsperspektive der gewerkschaftlichen Organisationen stam-
men, da „unabhängige“ Daten dazu kaum vorliegen. Vorrangig stützt sich die
Beschreibung auf zwei Umfragen, die in ähnlicher Form in den Jahren 2002
und 2015 durchgeführt worden sind. Die wenigen empirischen Daten zur ge-
werkschaftlichen Interessenvertretung von Sozialarbeiter_innen sind entweder
nicht repräsentativ (vgl. Bornhöft, 2003, S. 23) oder nicht besonders aktuell
(vgl. Karges et al., 2001) und bezogen auf Umfang und Ausgestaltung der
gewerkschaftlichen Interessenvertretung kaum aussagekräftig (vgl. Karges,
2011).
Den zentralen Teil (Abschnitt 4, Seite 80 ff.) der Arbeit bildet die Diskussion
und Reflexion um Begründungen und Ursachen für den geringen gewerkschaft-
liche Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen bzw. den geringen Bezug von
Gewerkschaften und Sozialer Arbeit aufeinander. Mittels unterschiedlicher Zu-
gangsverspektiven (z. B. historisch, genderbezogen, professionalisierungstheo-
retisch, Perspektive des Gewerkschaftswandels u. a.) wird versucht, sich einer
Beantwortung der oben aufgeworfenen Frage zu nähern. Dabei wird deutlich,
dass diese Einzel-Perspektiven als analytisches Instrumentarium zu verstehen
sind und sich die einzelnen Erkenntniszugänge überschneiden können. Dieses
Vorgehen soll pointierte Schlussfolgerungen ermöglichen.
Als Ausblick und zur Formulierung erster Möglichkeiten, Ideen und Per-
spektiven soll im Gesamtfazit (Abschnitt 5, Seite 120 ff.) der Diplomarbeit
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zusammengefasst werden, welche Anstrengungen von Seiten der Sozialarbeits-
wissenschaft und einer Gewerkschaftsforschung notwendig sind, um die gesam-
te Tragweite der prekären gewerkschaftlichen Organisation Sozialer Arbeit zu
verstehen, zu erklären und Schlüsse für Strategien einer Verbesserung zu ent-
wickeln.
Insgesamt versucht die hier vorliegende Diplomarbeit, die brachliegenden
Wissensbestände zur Thematik zu bündeln und damit auf das Thema zu fo-
kussieren. Durch zahlreiche Verwendung von Zitaten aus den Referenzarbeiten
soll gezeigt werden, dass das Rad nicht komplett neu erfunden werden muss.
Ziel dieser Zusammenstellung der, weit verteilten aber zahlreichen, Wissens-
bestände soll auch ein Anregen vertiefender Forschungstätigkeit sein.
1.4 Zum Forschungs- und Erkenntnisstand
Dezidierte, das Thema dieser Diplomarbeit betreffende, Publikationen sind
als solche bisher kaum veröffentlicht worden. Vielmehr nähern sich die jewei-
ligen Verfasser_innen in deskriptiven und/oder empirischen Untersuchungen
der Frage, wie Soziale Arbeit und Sozialarbeiter_innen und Gewerkschaften
aufeinander bezogen sind zunächst über einen anderen Fokus, wobei die Beant-
wortung der Frage nach der gewerkschaftlichen Organisiertheit manchmal nur
marginal erfolgt. In den nun folgenden Überblicksdarstellungen zu empirischen
und nicht-empirischen Arbeiten wird – sofern ein Gewerkschaftsbezug thema-
tisiert wird – auch darauf geachtet, auf welcher Ebene sozialer Wirklichkeit
(Mikro, Meso, Makro) die Thematisierung des Gewerkschaftsthemas erfolgt.
1.4.1 empirische Forschungsarbeiten
Viele der aufgefundenen empirischen Arbeiten mit der Thematik „Prekarisie-
rung von (Sozialer) Arbeit“ gehen meist nur auf allgemeine gewerkschaftsbe-
zogene Forderungen ein, Soziale Arbeit und ihre Fachkräfte bedürften eines
höheren und besseren gewerkschaftlichen Organisationsgrades. Anders ist dies
nur bei den Forschungsarbeiten, die entweder – neben den Arbeitsbedingungen
der Fachkräfte – zusätzlich auch das gewerkschaftliche Engagement der sozia-
len Fachkräfte untersucht haben oder, die gezielt gewerkschaftliche Handlungs-
strategien aus ihrer Analyse ableiten wollten. Es folgen Beispiele für empirische
Forschungsarbeiten3 mit dem Schwerpunkt der prekären Arbeitsbedingungen:
3 Nicht in jedem Fall handelt es sich bei den genannten Beispielen um die eigentliche empiri-
sche Forschungsarbeit. Stattdessen stellen diese dann Zusammenfassungen, Berichte oder
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Exemplarische deskriptive4 Arbeiten, die die Themenschwerpunkte Prekarisie-
rung von (Sozialer) Arbeit, Soziale Arbeit/Sozialarbeiter_innen und Gewerk-


















„Das kann ich nicht
mehr verantworten!“:






















































4 Was nicht bedeuten soll, dass diese Arbeiten ohne Bezug zu empirischen Forschungser-
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Tabelle 2: exemplarische nicht-empirische Arbeiten und ihr (Nicht-)Bezug zum Gewerk-
schaftsthema
Bei allen hier exemplarisch dargestellten Arbeiten, die einen Bezug zur Ge-
werkschaftsthematik aufweisen fällt besonders ins Auge, dass die Ebene der
Fachkräfte und ihres Gewerkschaftsengagements (Mikroebene) am häufigsten
thematisiert wird. Nur in einigen der Untersuchungen spielt auch die Organisa-
tionsebene der Gewerkschaften eine Rolle (Mesoebene). In keiner der Studien
und Publikationen wird auf der Makroebene das Gewerkschaftsthema in den
Blick genommen – obschon in der Analyse zum Umbau des Wohlfahrtsstaats
häufig die Makroebene durch die Autoren umfangreich einbezogen wird. Das
heißt aber, dass der gesamtgesellschaftliche Wandel von Rolle und Stellenwert
der Gewerkschaften (z. B. des korporatistischen Arrangements) nicht wahrge-
nommen wird und als mögliche Komponente in der Erklärung der Gewerk-
schaftsferne der Sozialen Arbeit und ihrer Fachkräfte nicht vorkommt.
Es lässt sich außerdem erkennen, dass in den Forschungsarbeiten Bezug ge-
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nommen wird auf Entwicklungen, die a) Soziale Arbeit und b) ihre Fachkräfte
betreffen als:
1. a) Profession und b) Fachkräfte
2. a) Erwerbsarbeit und b) Arbeitnehmer_innen
Grob kann hier – was analytisch erkenntnisstiftend ist – unterschieden werden
zwischen:
1. Entwertung der Sozialen Arbeit als Profession (Deprofessionalisierung)
2. Prekarisierung der Sozialen Arbeit als Erwerbstätigkeit
Im Verlauf der Diplomarbeit wird gezeigt, dass/warum diese Differenzierung
notwendig ist und wann eine Verbindung beider Perspektiven erkenntnisreich
erscheint.
1.5 Begriffliche Vergewisserungen
1.5.1 Soziale Arbeit als Erwerbstätigkeit – Sozialarbeiter_innen als
lohnabhängige Arbeitnehmer_innen
Wie bereits weiter oben – als Fazit aus dem Überblick zum Forschungsstand
– festgestellt, soll für diese Arbeit folgende Überlegung gelten: Soziale Ar-
beit und Sozialarbeiter_innen unterliegen einer fortschreitenden Tendenz der
(Re-)Kommodifizierung. Soziale Arbeit und ihre Fachkräfte können deshalb
verstärkt als originäre Erwerbstätigkeit/Lohnarbeit bzw. originäre Arbeitneh-
mer_innen/Lohnabhängige betrachtet werden.
„Soziale Arbeit in der Fachdebatte auch als Erwerbsarbeit zu betrachten, ist
keine neue Forderung. Unter anderem kritisierte bereits 1924 Gertrud Bäumer
die fortbestehende Argumentationsweise, ökonomische Probleme und konkrete
Arbeitsbedingungen, wie hohe Arbeitsbelastung, gesundheitliche Schäden und
geringe Entlohnung, aus der Fachdebatte auszublenden.“
(Eichinger (2009a), S. 72)
Möhring-Hesse (2011) benennt den Kontext dieser Entwicklungen als „neue
Gleichgültigkeit“. Neben dem Wandel der Wohlfahrtsverbände und der von ih-
nen getragenen Einrichtungen zu marktwirtschaftlich orientierten Sozialunter-
nehmen macht sich die öffentliche Hand als Nachfrage-Monopolist gegenüber
ihnen gleichgültig. Es zählt nicht mehr die soziale Programmatik und das ad-
vokatorische Profil der Wohlfahrtsverbände – unter Marktbedingungen inter-
essieren besonders die Kosten der angebotenen „Ware“. Diese Gleichgültigkeit
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spiegeln die Träger in ihrem Verhältnis zu ihren Beschäftigten wider. Nicht
mehr der hehre Idealist und Helfer steht im Vordergrund sondern vielmehr
der Arbeitnehmer als Kostenfaktor, dessen Interessen hinter das Wohl der Kli-
ent_innen anzustellen sind – besonders wenn die wenigen Mittel gerade so für
die Befriedigung der Klient_inneninteressen genügen (vgl. Möhring-Hesse,
2011, S. 132 ff.). Akteure der Sozialen Arbeit versuchen diesen Widerspruch
zwischen Idealismus und Realität zu kompensieren – etwa, indem Wohlfahrts-
verbände und soziale Einrichtungen den Wert ihrer Mitarbeiter_innen hervor-
heben oder indem sie sich verstärkt Leitbilddiskussionen und -entwicklungen
zuwenden (vgl. Möhring-Hesse, 2011, S. 135). Eichinger (2009a) merkt
dazu allerdings an, „dass Identitätspolitiken oder vergleichbare Vorhaben im
Kontext der Sozialen Arbeit eine Form von (defensiver) Berufspolitik darstel-
len, die nicht zur Analyse konkreter Realisierungsbedingungen Sozialer Arbeit
sowie ihrer impliziten Handlungsmöglichkeiten und -behinderungen beitragen,
sondern eher auf einer normativ proklamierenden Ebene ihren Schwerpunkt
setzen“ (Eichinger, 2009a, S. 71). Desweiteren stellt sie in der Fachdebatte
eine Tendenz fest, „die Lohnarbeitsbedingungen, unter denen Soziale Arbeit
geleistet wird, nicht ausreichend zu beleuchten oder gar unbehandelt zu las-
sen“ (ebd.). Zudem wird, mit Blick auf die Beschäftigten, die Thematik der
prekären Beschäftigungsbedingungen in sozialarbeiterischen Berufsfeldern sub-
jektiviert. Das geschieht z. B., indem „sie [die PraktikerInnen, d. Verf.] – von
einer Art Außenstandpunkt – verkürzt als uneinsichtig, ausblendend, unkri-
tisch, undifferenziert oder pragmatisch charakterisiert [werden]“ (ebd.). Diese
Subjektivierung ist, daran anschließend, auch verstärkt in der Diskussion um
(geringes) gewerkschaftliches Engagement der Fachkräfte zu beobachten. Dar-
auf wird später noch genauer einzugehen sein.
1.5.2 Mobilisierung und Organisation von Interessen – Gewerkschaften
als Verbände organisierter Interessen
Wenn in dieser Arbeit die Rede von Gewerkschaften ist, so dreht sich das Er-
kenntnisinteresse um Organisation und Mobilisierung von Interessen – welche
in unserem Falle die Interessen der lohnabhängigen Sozialarbeiter_innen sind.
Daher ist es angebracht, organisierte Interessen und deren verbandliche Re-
präsentation allgemein zu skizzieren (bevor dies in Abschnitt 3 ab Seite 63 für
die gewerkschaftlichen Interessenverbände Sozialer Arbeit konkretisiert wird).
In der Betrachtung der verbandlichen Repräsentation organisierter Interessen
der Sozialarbeiter_innen kann erkenntnisanalytisch unterschieden werden zwi-
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schen:
1. Interessen der Sozialarbeiter_innen als Fachkräfte: fachpolitische Inter-
essen
2. Interessen der Sozialarbeiter_innen als Erwerbstätige: tarifpolitische In-
teressen
Idealtypisch werden diese Interessen vertreten durch:
1. Berufsverbände und arbeitsfeldspezifische Fachverbände
2. Gewerkschaften
In der Praxis lassen sich jeweils Beispiele finden, bei denen diese Trennung
nach Interessenform und Verbandstyp eine große Rolle spielt (z. B. Ver.di –
Soziale Arbeit als Dienstleistungsberuf, Unterabschnitt 3.4, Seite 76 ff.) und
Beispiele, bei denen diese Trennung bewusst aufgehoben wird (z. B. DBSH
– Zwitter aus Berufsverband und Gewerkschaft, Unterabschnitt 3.2, Seite 73
ff.). Es wird außerdem zu diskutieren sein, worin jeweils Gewinn oder Ver-
lust für die organisierten Interessen der Sozialarbeiter_innen zu sehen sind,
wenn fach- und tarifpolitische Interessen getrennt oder verbindend behandelt
werden. Zudem stehen Deprofessionalisierung (der Sozialen Arbeit als Profes-
sion) und Prekarisierung (der Sozialen Arbeit als Erwerbstätigkeit) in einem
Wechselverhältnis zueinander, sodass ein Auseinanderdividieren von fach- und
tarifpolitischen Interessen zumindest fragwürdig erscheint.
Was sind Interessenverbände und wie kommt bzw. kam es in erster Linie
dazu, dass Interessen einer Mobilisierung und Organisierung zugeführt wer-
den/wurden und ihren institutionalisierten Niederschlag in eben solchen Inter-
essenverbänden finden?
„‚Interessengruppen/Interessenverbände‘ werden in dem von Dieter Nohlen,
Rainer-Olaf Schultze und Suzanne S. Schüttemeyer herausgegebenen siebten
Band des Lexikons der Politik definiert als ‚dauerhaft organisierte, i.d.R. auf
freiwilliger Mitgliedschaft basierende Zusammenschlüsse wirtschaftlicher oder
gesellschaftlicher Gruppen mit dem Zweck, nach außen gemeinsame Interessen
zu artikulieren und direkt oder indirekt auf polit[ische] Entscheidungsprozes-
se Einfluß zu nehmen sowie nach innen die unter Umständen divergierenden
Einzelinteressen ihrer Mitglieder zu koordinieren und zusammenzufassen‘“ –
Thibaut, zitiert nach (Reutter und Rütters, 2007, S. 119). „In diesem
Sinne sind Interessenverbände Resultat von mobilisierten Interessen, die – mit
einer inneren Ordnung versehen – auf Dauer gestellt sind, um den Unwägbar-
keiten kurzfristigen sozialen Engagements zu entgehen.“
(Reutter und Rütters (2007), S. 119)
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Die Mobilisierung von Interessen und ihr Niederschlag in Interessenverbänden
kann grob aus drei Perspektiven beschrieben werden:
1. Makroperspektive:
Aus dieser Sicht „sind mobilisierungs- und organisationsfähige Interessen
Resultat von Modernisierungsprozessen und/oder politischen Opportu-
nitätsstrukturen“ (Reutter und Rütters, 2007, S. 121). Im Über-
gang von traditionalen zu modernen Gesellschaften entstehen demnach
Organisationen wie Gewerkschaften und Parteien, welche im politischen
Prozess wirkmächtig Interessen vertreten können (vgl. ebd.).
2. Mesoperspektive:
Verbände und Organisationen wirken selbst aktiv auf die Mobilisierung
von Interessen ein. Häufig sind es die Interessenorganisationen, die diese
Interessen erst begründen/generieren und artikulieren (vgl. Reutter
und Rütters, 2007, S. 122).
3. Mikroperspektive:
In diesem Kontext ist die Mobilisierung von Interessen weniger Aus-
druck demokratischen Partizipationswillens als vielmehr ein Resultat
ökonomisch-rationalen Kosten/Nutzen-Kalküls. Das wird deutlich, wenn
Individuen für den Einsatz eigener Ressourcen (Zeit, Geld, Engagement)
einen persönlichen Ertrag erwarten (vgl.Reutter und Rütters, 2007,
S. 123). Wichtig wird diese Perspektive auch für unsere Untersuchung
wenn zu ergründen ist, warum wenige Sozialarbeiter_innen gewerkschaft-
lich organisiert sind und welchen persönlichen Ertrag sie sich ggf. erhof-
fen. In den Genuss von Kollektivgütern wie Tarifverträgen kommt man
bekanntlich auch ohne, dass man Mitglied einer Gewerkschaft ist (sog.
Trittbrettfahrerphänomen bzw. -problem (vgl. ebd., S. 124)).
Was sind die allgemeinen Funktionen von Verbänden?
„[Es] lassen sich vier Grundfunktionen und Aufgaben unterscheiden: Artikula-
tion, Aggregation, Selektion und Integration politischer Interessen [. . . ]. Dieser
Aufgabenkatalog kann um weitere Funktionen (Partizipation, Legitimation,
sozioökonomische Selbstregulierung) ergänzt werden, die nicht primär die Auf-
gaben gegenüber ihrer spezifischen Klientel betreffen, sondern freie Leistungen
oder Leistungen im Auftrag des gesamten politischen Systems darstellen [. . . ].“
(Straßner (2010), S. 25)
1 Einleitung 23
Grob können diese Grundfunktionen von Verbänden mit einem Bezug auf Ge-
werkschaften folgendermaßen zusammengefasst werden (in Anlehnung an die
Ausführungen in Straßner (2010), S. 26–33 in Verbindung mit ersten ei-
genen Interpretationen gewerkschaftlicher Interessenorganisation von Sozial-
arbeiter_innen):
1. Interessenaggregation:
Dies meint die Bündelung divergierender und heterogener Einstellungen und
Forderungen, um einheitliche verbandspolitische Ziele und Programmatiken zu
konstituieren. Gewerkschaften müssen es vermögen, trotz heterogener Mitglie-
der(basis) und zu vertretender Berufsgruppen, ein einheitliches Interessenprofil
mit einem eindeutigen Programm zu generieren. Bezogen auf die gewerkschaft-
lichen Interessenverbände der Profession Soziale Arbeit lässt sich bereits hier
eine Schwierigkeit entdecken: Versteht sich die Gewerkschaft als berufsüber-
greifend, so kann sie möglicherweise eine große Mitgliederbasis gewinnen, die
Interessen einzelner Gruppen (z. B. der Berufsstand der Sozialarbeiter_innen)
können dabei allerdings unterrepräsentiert bleiben – zugunsten eines allgemei-
neren, breiter angelegten Interessenprofils und Programms der Gewerkschaft
sowie einer höheren Organisationsmacht. Zu denken wäre in diesem Zusam-
menhang an Ver.di, welche als Dienstleistungsgewerkschaft viele unterschied-
liche Berufsgruppen repräsentiert. Eine größere Homogenität der Einzelinter-
essen im Verband wiederum geht mit einem geschärfteren Profil einher, eine
kleinere Mitgliederbasis und damit geringere Organisationsmacht wären die
Kehrseite. Hier kann der DBSH als Beispiel genannt werden. „Aggregation
von Interessen und deren eindeutige Formulierung ist [zusammengefasst] eine
notwendige Voraussetzung für die politische Handlungsfähigkeit eines Verban-
des“ (Straßner, 2010, S. 26).
2. Interessenselektion:
Während die Interessenaggregation vorrangig mit dem Blick nach innen in
Richtung Mitgliederbasis operiert richtet sich der Fokus der Interessenselektion
zunächst nach außen auf das politische System. Es werden jene Forderungen
und Vorstellungen ausgewählt, deren Durchsetzungschancen als wahrschein-
lich erscheinen. Auch wird – im Hinblick auf kurz-, mittel- und langfristige
Ziele – agenda-setting betrieben. Aber auch nach innen werden Selektions-
und Filterleistungen erbracht wenn es z. B. darum geht, Kompromisse zu fin-
den oder einen Ausgleich zwischen verschiedenen innerverbandlichen Positio-
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nen zu erlangen. Für gewerkschaftliche Interessenorganisationen der Sozialen
Arbeit kann dies bedeuten, dass in großen berufsfeldübergreifenden Gewerk-
schaften Partikularinteressen der Sozialarbeiter_innen zugunsten allgemeine-
rer Verbandsziele abgeschwächt werden. Zu denken wäre z. B. an die aktu-
ellen Tarifauseinandersetzungen im Sozial- und Erziehungsdienst.5 Wenn Be-
rufsgruppen wie Erzieher_innen eher öffentliche Wahrnehmung erfahren als
Sozialarbeiter_innen oder die Interessen von Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes aufgrund höherer Tarifbindung eher durchzusetzen sind, werden die
Verbandsziele und die Forderungen an Politik und Arbeitgeberverbände ent-
sprechend selektiert sein. So verwundert es nicht, dass in der aktuellen Tarifde-
batte weder etwas über die – ebenfalls streikenden – Sozialarbeiter_innen zu
hören ist noch über den Großteil der tarifpolitisch abgekoppelten Beschäftig-
ten bei frei-gemeinnützigen Trägern. Die Interessen dieser Gruppen scheinen
keine Priorität zu genießen, vielleicht weil deren Vertretung nicht erfolgsver-
sprechend erscheint.
3. Interessenartikulation:
„Artikulation bedeutet die Umformung von latenten in manifeste Interessen.
Die Verbände wenden sich zur Durchsetzung der Mitgliederinteressen mit Vor-
schlägen und Forderungen an die Inhaber von Entscheidungspositionen im
politischen System. [. . . ] Allgemeine Einstellungen werden auf diesem Wege
zu kollektiven Verhaltenserwartungen verdichtet“ (Straßner, 2010, S. 28).
Konkret kann dies für eine Gewerkschaft bedeuten, dass sie z. B. eindeutige
Vorstellungen zu Arbeitszeit, betrieblichem Gesundheitsschutz und Bezahlung
als Forderungen an den jeweiligen Arbeitgeberverband richtet (wobei es dabei
häufig um Maximalforderungen geht, die in den Tarifverhandlungsrunden oft
deutliche Abschwächungen erfahren (vgl. Antlanger, 2011, S. 12)).
4. Integration:
Allgemein bedeutet dies die relativ dauerhafte Einbindung der Bürger und ih-
rer Interessen in das Gemeinwesen bzw. den Staat. Konkret auf die jeweiligen
verbandspolitischen Ziele bezogen, gewinnen die dadurch repräsentierten In-
teressen eine Erwartbarkeit und Stabilität in Bezug auf ihre Einbindung in das
politische System. So waren z. B. Flächentarifverträge, die 40-Stunden Woche
oder der Kündigungsschutz stabilisierte und erwartbare Konstanten, die zur
5 Ausführlicheres zum aktuellen Tarifstreit im Sozial- und Erziehungsdienst: Unterunter-
abschnitt 3.1.3, Seite 68
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Integration eines großen Teils der lohnabhängigen Bevölkerung beitrugen.6
5. Partizipation:
Durch die Möglichkeit, (politische) Interessen zu kommunizieren stiften Ver-
bände für ihre Mitglieder die Teilhabe an politischen Prozessen. Diese Beteili-
gung der Mitglieder richtet sich nach innen (verbandsinterne Demokratie) und
nach außen (Einwirkung auf gesellschaftspolitische Entscheidungen). Neben
dem persönlichen Nutzen einer Verbandsmitgliedschaft für eine/n Sozialar-
beiter/in wird ein Mitglied in die Lage versetzt, sich in den eigenen berufs-
und tarifpolitischen Belangen politisch zu beteiligen. Hier schließt auch eine
populäre Kritik an, dass sich „die Mainstream-Sozialarbeit“ und Sozialarbei-
ter_innen ihres politischen Mandates nicht (mehr) bewusst sind (etwa, weil
Politik nur verkürzt als Partei-Politik oder staatsbezogen verstanden wird).
Dieses, als Ent-Politisierung Sozialer Arbeit bezeichnete, Phänomen kann zur
Begründung der Gewerkschafts- und Verbandsferne von Sozialarbeiter_innen
herangezogen werden (ausführlich dazu: Unterabschnitt 4.5, Seite 97.)
6. Sozioökonomische Selbstregulierung:
In bestimmten gesellschaftlichen und politischen Bereichen delegiert der Staat
Aufgaben an Verbände, um dadurch selbst entlastet zu werden oder weil mit
einer Betrauung von Verbänden mit bestimmten Aufgaben eine bessere Um-
setzung derselben verbunden wird. Dies ließ sich z. B. viele Jahrzehnte anhand
der subsidiären Stellung der Wohlfahrtsverbände beobachten. Aber auch das,
mittlerweile immer weniger ausgeprägte, korporatistische Arrangement7 von
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden zur Bearbeitung der Konfliktlinie
Kapital versus Arbeit kann als Beispiel für sozioökonomische Selbstregulierung
von Interessenverbänden angeführt werden.
7. Legitimation:
„Die Legitimationsfunktion ist gegenüber den übrigen Funktionen von Interes-
sengruppen als ‚Generalfunktion‘ zu bezeichnen. Verbände erfüllen diese Funk-
6 Dass hier bewusst die Vergangenheitsform gewählt wird soll verdeutlichen, dass es um
diese Integrationsfunktion der Gewerkschaften aktuell immer schlechter bestellt ist, gera-
de in Bezug auf die sich ausweitenden prekären Beschäftigungsverhältnisse (ausführlicher
dazu in Unterabschnitt 2.2, Seite 41).
7 Im Verlauf dieser Arbeit wird argumentiert, dass die fortschreitende Erosion des korpora-
tistischen Arrangements im Zuge des Politik- und Gewerkschaftswandels als Argument
herangezogen werden kann, um die Gewerkschaftsferne von Sozialer Arbeit einzuord-
nen (siehe Unterabschnitt 4.6, Seite 101). Auch deutet dies auf die Notwendigkeit neuer
gewerkschaftlicher Strategien hin (Abschnitt 5, Seite 120).
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tion, indem sie den zentralen gesellschaftlichen Forderungen Ausdruck verlei-
hen und ihnen zur Durchsetzung verhelfen. Die staatliche Legitimation ihrer-
seits ist an die Einhaltung der demokratischen Spielregeln durch ihre Institu-
tionen gebunden“ (Straßner, 2010, S. 32). Verbunden ist damit die Reprä-
sentation von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Wenn allerdings aktuell
die Mitgliederbasis von Gewerkschaften weiter schrumpft und Gewerkschafts-
politik wie Flächentarifverträge immer weniger Menschen erreicht und diese
damit zunehmend schlechter repräsentiert, so kann die Legitimationsfunktion
der Gewerkschaften als kritisch eingeordnet werden.
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2 Warum sollte sich Soziale Arbeit gewerkschaftlich organisieren?
2.1 Gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Grundlagen
»Galilei erklärte, die Welt der Natur sei in der Sprache der Mathematik ver-
fasst; heute will man uns glauben machen, die wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Welt erscheine in Gleichungen. Entsprechend wurde der Neoliberalismus,
mit Mathematik und Medienmacht gewappnet, zur höchsten Form einer kon-
servativen ‘Soziodizee’, die sich schon seit dreißig Jahren ankündigt – unter
dem Titel ‘Ende der Ideologien’ und ‘Ende der Geschichte’. [. . . ] So wird die
neue Mathematik-Theologie gleichsam zu einem universellen Glauben, zu ei-
nem neuen ökumenischen Evangelium. Doch dieses Evangelium besteht aus
einem Ensemble schlecht definierter Wörter – zum Beispiel Globalisierung,
Flexibilität oder Deregulierung. Weil sie liberale, ja libertäre Konnotationen
haben, können sie dazu beitragen, dass uns die konservative Ideologie vor-
kommt wie die Botschaft von Freiheit und Befreiung.«
(Pierre Bourdieu, 2005, S. 176 f.)
Treffen sich zwei Ökonomen. Fragt einer den anderen: »Verstehst du, was pas-
siert?« Antwortet der andere: »Warte, ich erkläre es dir . . . « – »Nein, nein.«,
widerspricht der erste, »Erklären ist nicht schwer, ich bin auch Ökonom. Was
ich dich frage ist: Verstehst du es?«
(russischer Witz)
Mit Albert Scherr geht auch diese Arbeit davon aus, „dass Soziale Ar-
beit [. . . ] wiederkehrend sehr anfällig für den Einfluss der in einer jeweiligen
Phase der gesellschaftlichen Entwicklung dominanten Mentalitäten, Diskur-
se und Ideologien [war], für das also, was man den Zeitgeist einer jeweiligen
Phase der gesellschaftlichen Entwicklung nennen kann“ (Scherr, 2012, S. 6).
So ist für ein Verständnis der aktuellen Situation Sozialer Arbeit und der –
hier unterstellten – Dringlichkeit ihrer wirkmächtigen gewerkschaftlichen Inter-
essenvertretung ein Überblick über diese zeitgeistigen Tendenzen notwendig.
Diese sollen hier in aller, für das Verständnis der Thematik der Diplomarbeit
hinreichenden, Knappheit skizziert werden.
2.1.1 Makro: Wohlfahrtsstaatlicher Wandel
Welfare to Workfare und die Sozialstaatskritik
Betrachtet man das wohlfahrtsstaatliche Arrangement in den sog. westlichen
Gesellschaften, so lässt sich hier ein grundlegender Paradigmenwechsel vom
Welfare- zum Workfareverständnis und eine Veränderung der politischen und
rechtlichen Ausgestaltung (Policy Change) des Wohlfahrtsstaates konstatieren
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(vgl. Schulze, 2012, S. 99). Parallel dazu büßte der bis in die 1970er Jahre do-
minierende Vergesellschaftungsmodus des Fordismus seine Grundlagen ein, so-
dass man heute vom post-fordistischen Vergesellschaftungsmodus spricht. Mit
diesem wirtschafts-politischenWandel wurde somit die sozial-politische Grund-
ausrichtung vom Welfare State (Versorgungsstaat mit sozialen Ansprüchen für
die Bürger_innen) zum Workfare State (auch: Wettbewerbsstaat, Gewährleis-
tungsstaat mit Abbau der sozialen Rechte unter Re-Kommodifizierung der Ar-
beitskraft) vorangetrieben. Wohlfahrtsstaatsmodell und wirtschafts-politischer
Vergesellschaftungsmodus hängen dabei eng zusammen. Die sog. fordistische
Ära war u. a. gekennzeichnet durch hohes Wirtschaftswachstum; einen natio-
nalstaatlich relativ geschlossenen und regulierten Finanzsektor; kontinuierliche
Steigerung der Reallohneinkommen; Existenz starker Gewerkschaften; korpo-
ratistische Arrangements zwischen Staat, Kapital und Arbeit; relative Vollbe-
schäftigung; nachfrageorientierte Konjunkturpolitik, fortschreitenden Ausbau
von wohlfahrtsstaatlichen Sicherungs- und Unterstützungssystemen; De-Kom-
modifizierung der Ware Arbeitskraft; forcierten Ausbau der Beschäftigung im
öffentlichen Dienst (vgl. Wolf, 2011, S. 76–77).
Die populäre Sozialstaatskritik argumentiert, dass in der fordistischen Ära
durch den kontinuierlichen Ausbau der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen über
die Verhältnisse gelebt wurde und dadurch die Grundlagen für Wachstum und
Prosperität zerstört worden seien. Die öffentlichen Kassen seien durch das nun
ausbleibende Wirtschaftswachstum und den überbordenden Sozialstaat in ei-
ner Krise.
„Spricht man über die Krise der öffentlichen Kassen allein im Zusammenhang
mit Sozialleistungen, dann werden dadurch simplifizierende Zusammenhänge
konstruiert. Der Sozialstaat war in den zurück liegenden Jahrzehnten eine per-
manente Baustelle und hat sich durch Leistungskürzungen wie Erhöhung des
Finanzierungsanteils privater Haushalte an den Sozialleistungen stark zurück
entwickelt. Die weiterhin bestehende Krise der öffentlichen Kassen ist Folge der
durch den Sozialstaatsabbau verursachten Prekarisierungs- und Exklusionsten-
denzen. Mit der seit den 1970er Jahren betriebenen Angebotspolitik, die ihren
Schwerpunkt auf die Förderung von Unternehmen verlegt hat [z. B. durch
massive Steuer-Ersparnis-Konzessionen, d. Verf.], gehen soziale Folgeprobleme
(Arbeitslosigkeit, atypische Beschäftigung, Armut, Exklusion) einher, da sich
ihre Versprechungen (Beschäftigungszuwachs) nicht eingestellt haben [und da
dem Staat dadurch zunehmend steuerliche Refinanzierungsmöglichkeiten feh-
len, d. Verf.].“
(Dahme (2008), S. 16)
Die populäre Sozialstaatskritik hingegen hinterlässt den Eindruck, dass der
angeblich notwendig gewordene Rückbau des Sozialstaates unumgänglich und
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ohne Alternative sei und zudem quasi-naturwissenschaftlichen Gesetzmäßig-
keiten der Ökonomie unterworfen wäre.
TINA, quasi-naturwissenschaftliche Wirtschaftsprinzipien und den-
noch alles „nur“ menschengemachte Politik
Die damit verbundene TINA-Logik (There Is No Alternative) (vgl. Wolf,
2011, S. 69) täuscht darüber hinweg, dass der Umbau des Sozial- und Wohl-
fahrtsstaates ein politisches Programm zur Grundlage hat.
„In der Wirtschafts- und Finanzpolitik haben seit Mitte der 1970er Jahre neo-
liberale Konzepte zur Wiederbelebung der Wirtschaft wie zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit Konjunktur, vor allem die Angebotspolitik, die vom Leitbild
eines Schlanken Staates getragen wird und deshalb alle Staatsausgaben (vor
allem die Sozialleistungen), auf dem [sic!] Prüfstand stellt.“
(Dahme (2008), S. 12)
Dies erscheint uns heute auch deshalb als unpolitisch und in einer Sachzwang-
Logik, da das Verhältnis von Staat und Markt grundlegend zugunsten letzte-
rem verschoben wurde. „Markt und Wettbewerb gelten dabei als rationalitäts-
sichernde Koordinationsmodi, die eine optimale Allokation und Nutzung von
Ressourcen ermöglichen“ Otto/Schnurr (zitiert nach Dahme und Wohl-
fahrt, 2014, S. 2). Vielfach wird auch von einem post-politischen Zeitalter
gesprochen, da nun die Unzulänglichkeiten politischer Entscheidungen durch
den rationalen Markt ersetzt und geheilt worden seien.
New-Public-Management8 – Neuausrichtung des Verhältnisses von
Staat und Markt
Die, mit einer – durchaus zu weiten Teilen berechtigten – Bürokratiekritik
einhergehende Sozialstaatskritik verortete die Ineffizienz wirtschafts- und so-
zialpolitischen Handelns in der Trägheit staatlicher bzw. bürokratischer Orga-
nisationen. Der forcierte Umbau der staatlichen Verwaltungen zu schlanken,
flachen und wirtschaftlich effizient ausgerichteten modernen Organisationen –
bekannt als New Public Management und im deutschsprachigen Raum unter
dem Begriff der Neuen Steuerungsmodelle rezipiert – hatte zudem auch eman-
zipatorische und demokratiefreundliche Konnotationen, indem mehr Bürgernä-
8 Streng genommen müssten hier die, der Darstellung der Konzepte des New-Public-
Management folgenden, Ausführungen zum organisatorischen Umbau der staatlichen
Verwaltungen der Meso-Ebene zugeordnet werden. Die Entscheidung für eine Einord-
nung zur Makro-Ebene liegt darin begründet, dass das NPM als grundlegende Blaupause
für den Umbau in den Sozialen Dienstleistungs-Organisationen verstanden werden soll
und als Ausdruck für den damit einsetzenden Beginn einer Vermarktlichung.
2 Warum sollte sich Soziale Arbeit gewerkschaftlich organisieren? 30
he und Effektivität mit ihnen verbunden wurde. Dass infolgedessen auch weite
Teile der ehemals öffentlichen Daseinsvorsorge (Sozial- und Gesundheitswe-
sen, Sozial-Versicherungswesen, Strom- und Wasserversorgung u. a.) in diesen
Privatisierungsstrom gerissen wurden ist ein weiterer Beleg für die Neuausrich-
tung des Verhältnisses von Staat und Markt und Ausdruck einer grundlegenden
Vermarktlichung.
„Es kann nun allerdings beim zweiten Blick schlecht darüber hinweggesehen
werden, daß sich das NPM vor dem Hintergrund einer Austeritätspolitik [Spar-
politik, d. Verf.] und einem damit verbundenen massiven Abbau wohlfahrts-
staatlicher Leistungen abspielt. Das heißt, es ist kein Zufall, daß sich das NPM
als politische Forderung und Ökonomisierungsstrategie erst in der Zeit perma-
nenter Haushaltsdefizite der öffentlichen Hand durchgesetzt hat, so daß es auch
weniger als Antwort auf die sogenannten ‚Akzeptanz- oder Legitimationsgren-
zen‘ [. . . ] des Wohlfahrtsstaats verstanden werden kann denn als Ausdruck der
Strukturkrise der öffentlichen Finanzen.“
(Wolf (2011), S. 84, Hervorhebungen im Original)
New-Public-Management markiert(e) einen grundsätzlichen Wandel im so-
zialen Dienstleistungssektor. Daneben wird die 1994 eingeführte Pflegeversi-
cherung als „wegweisende sozialrechtliche Strukturreform [benannt, welche]
erstmals die Einführung wettbewerbsfördernder Maßnahmen im sozialen Dienst-
leistungssektor [umfasste]“ (Eichinger, 2009a, S. 59). Damit änderte sich
grundsätzlich die ehemals privilegierte Stellung frei-gemeinnütziger Träger, in-
dem diese den jetzt autorisierten privaten Trägern gleichgestellt wurden (vgl.
ebd.).
Vermarktlichung
Wenn nun die ehemals öffentliche Daseinsvorsorge und somit auch die Sozialen
Dienste auf staatlich inszenierten Wohlfahrtsmärkten auftreten (vgl. Wolf,
2011, S. 85 ff.), so „ändert sich das unter dem Stichwort Daseinsvorsorge
als bedarfsbestimmte infrastrukturelle Entwicklung sozialer Dienste verfolgte
Konzept. Nicht die (angemeldete oder unterstellte) Nachfrage bestimmt den
Umfang der staatlichen Dienstleistungsproduktion, sondern die durch Staats-
haushalte vermittelte Knappheit, die Effektivität und Effizienz in den Vorder-
grund stellen“ (Dahme und Wohlfahrt, 2014, S. 4). „Ausgangspunkt dieser
Entwicklung ist der politische Wille, die Haushaltskonsolidierungspolitik zum
unbedingten Maßstab aller Neuordnungsbemühungen zu machen, das heißt
nur noch eine einnahmeorientierte Ausgabenpolitik zu betreiben“ (Kühnlein
et al., 2011, S. 144). Dass dies grundlegende Folgen für die Ausrichtung und
Erbringung Sozialer Arbeit hat, wird in den nächsten Ausführungen deutlich.
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2.1.2 Meso: Ökonomisierung Sozialer Dienste
Wirtschaften müssen wir allemal – Woher kommt die Rendite bei
sozialen Dienstleistungen?
„Das Selbstbild der Akteure der durch die Ökonomisierungstendenzen entstan-
denen Sozialwirtschaft ist mittlerweile von der Überzeugung bestimmt, dass die
Sozialwirtschaft Teil des kapitalistischen Verwertungsprozesses bzw. Teil der
Wertschöpfungskette sei, und entsprechend ist die Sozialwirtschaft vor allem
durch Renditedenken und -handeln geprägt.“
(Dahme und Wohlfahrt (2014), S. 10)
Bevor die Ökonomisierung und Verbetriebswirtschaftlichung Sozialer Dienste
und Organisationen genauer beleuchtet wird sei an dieser Stelle an die grund-
legenden Überlegungen erinnert, warum gewirtschaftet/ökonomisch gehandelt
wird bzw. werden muss:
Eine prinzipielle Knappheit/Endlichkeit an Gütern (Waren, Dienstleistun-
gen), auch weil diese größtenteils erst einmal hergestellt/erzeugt werden müs-
sen, und eine durch menschliche Bedürfnisse konstituierte ungleich höhere
Nachfrage nach diesen macht es erforderlich, wirtschaftlich/ökonomisch zu
handeln. Der griechische Wortstamm οικος (oikos), welcher für „das ganze
Haus“ steht, verweist nebenbei auch darauf, dass Ökonomie und Ökologie einen
gemeinsamen etymologischen Ursprung haben, welcher mit Blick auf das gene-
ralisierte Renditedenken der kapitalistischen Wirtschaftsweise(n) heute kaum
noch spürbar ist. Woher kommt allerdings die Rendite beim Erstellen sozialer
Dienstleistungen, deren „Natur“ bisher als grundsätzlich different zur Erzeu-
gung von gewöhnlichen Konsumgütern gedacht wurde?
„[Die für die] Produktion und Distribution von Gütern und Dienstleistungen
[. . . ] [unterstellte/angenommene] spezifische Rationalität [. . . ] ist dadurch ge-
kennzeichnet, daß gemäß dem Wirtschaftlichkeitsprinzip (auch ökonomisches
oder Rationalprinzip genannt) für eine bestimmte betriebliche Aufgabe die
stets günstigste Lösung gefunden werden soll, wobei hier unterschieden wird,
entweder einen bestimmten Output mit geringstmöglichem Input (Minimal-
prinzip) oder mit einem gegebenem Input einen größtmöglichen Output (Ma-
ximalprinzip) zu erreichen. Dieses ökonomische Prinzip wirtschaftlichen Han-
delns findet Anwendung sowohl in Markt- als auch in Planwirtschaften. Un-
ter kapitalistischen Marktbedingungen wird aufgrund des über die Konkur-
renz vermittelten Zwangs zur Kapitalverwertung das Wirtschaftlichkeitsprin-
zip allerdings dem Rentabilitätsprinzip (auch erwerbswirtschaftliches Prinzip
genannt) als dem Ziel der Produktion untergeordnet, demzufolge auf das in-
vestierte Kapital ein möglichst hoher Gewinn zu erwirtschaften ist.“
(Wolf (2011), S. 72)
Dass sozialen Dienstleistungen also grundsätzlich eine andere „Natur“, ein
anderes Bedingungsgefüge unterstellt wird oder ihnen sogar die Marktfähig-
keit abgesprochen wird (vgl. Eichinger, 2009a, S. 35) sind keine Gründe, um
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ihnen per se eine Passung mit dem Rationalprinzip abzusprechen. Auch für die
Erzeugung sozialer Dienstleistungen sind Effizienz (Verhältnis von eingesetz-
ten Kosten und Nutzen) und Effektivität (Verhältnis von Zielsetzung und Er-
gebnis/erreichtem Ziel) legitime Kontextvariablen. Denn auch soziale Dienst-
leistungen sind knapp (zumal sie nicht speicherbar/auf Vorrat haltbar sind)
und ihre Produktion unterliegt knappen Ressourcen (Personal, Zeit, Geld).
Die Kritik an einer Ökonomisierung Sozialer Dienste und Organisationen liegt
deshalb nicht in einer Negierung des Rationalprinzips – der Notwendigkeit,
mit knappen Voraussetzungen optimal zu handeln – sondern vielmehr in der
aufgezwungenen Kapitalverwertungs- bzw. Renditelogik. Dies ist zudem auch
nicht gleichzusetzen mit einer generellen Ablehnung von Einnahmeüberschüs-
sen oder gar Gewinnen, die im günstigen Fall zum Wohl der (sozialen) Organi-
sationsziele eingesetzt werden. Kapitalistische Wirtschaftsweise misst Renditen
und Gewinnen eine übergeordnete Bedeutung/Stellung bei. Handelt es sich da-
bei um finanzkapitalistisch organisierte Wirtschaftssysteme ist zu beobachten,
dass neben der expansiven Privatisierung von Gewinnen und Sozialisierung
von Verlusten das Kapitalverwertungsprinzip ein Eigenleben gewinnt und sich
zunehmend vom sog. realwirtschaftlichen Bereich abkoppelt. Als autopoieti-
sches, selbstreferentielles System schafft Geld Geld, um seiner selbst willen.
Dass damit nicht mehr die Qualität der Erzeugung der sozialen Dienstleistung
oder das Wohl der Dienstleistungsempfänger im Vordergrund steht liegt auf
der Hand.
„Wie selbstverständlich wird dabei offenbar unterstellt, dass sich der Sozial-
sektor ohne Weiteres in eine ‚normale‘, kapitalistisch regulierte Anlagesphäre
umwandeln ließe, in einen Wirtschaftszweig, der nach den gängigen Marktge-
setzen der Kapitalverwertungslogik funktioniert.“
(Kühnlein und Wohlfahrt (2006), S. 389)
Ökonomisierung, Verbetriebswirtschaftlichung, Vermarktlichung nach
innen
„Soziale Dienstleistungserstellung ist keine produktive, Mehrwert erzeugende
Tätigkeit, sondern eine sich gegen Revenue (Steuern, Staatsverschuldung) aus-
tauschende Arbeit, somit nicht Wert schaffend. Unproduktive Arbeit wird aus
dem gesamtgesellschaftlich produzierten Mehrwert bezahlt und steht deshalb
– im Unterschied zu investiven Entscheidungen im Wert schaffenden Bereich –
immer unter dem Signum der Kostenbegrenzung. Knappheit ist konstitutiv für
die Arbeit im sozialen Dienstleistungssektor, im Gegensatz zum produktiven
Sektor kapitalistischer Warenproduktion, wo mittels der Ausdehnung der Pro-
duktion versucht wird, den Mehrwert zu steigern. Mit der Folge regelmäßiger
Überproduktionskrisen, in deren Folge der zuviel produzierte Wert vernichtet
wird.“
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(Dahme und Wohlfahrt (2014), S. 11)
Somit muss auch die Ökonomisierung der Organisationen der Erbringung
sozialer Dienstleistungen eher unter dem Aspekt der Effizienzsteigerung gele-
sen werden, also der Kosteneinsparung bzw. -reduzierung. Es ist daher auch
bezeichnend, dass trotz dieser trivialen Tatsache die Ökonomisierung und Ver-
betriebswirtschaftlichung Sozialer Dienste im Kontext der Steigerung von Qua-
lität und Produktivität diskutiert werden. Auch Soziale Arbeit beteiligt sich
sehr angestrengt an dieser Diskussion als könne sie dadurch das ihr strukturell
immanente Technologiedefizit und ihre vermeintlich schwer nachweisbare Wir-
kungsfähigkeit kompensieren. Hier wird die Professionalitäts- und Qualitäts-
diskussion zu einem Zahlenspiel betriebswirtschaftlicher Kennzahlen welches
zudem der Deutungshoheit der Sozialen Arbeit entrissen wird.
„Die prinzipielle Unvorhersehbarkeit der sozialen Leistungserstellung und das
damit verbundene Risiko meint man, ganz im Vertrauen auf den betriebswirt-
schaftlichen Zahlenpositivismus sowie die evidenzbasierte Sozialarbeit, kalku-
lieren und damit ausschalten zu können.“
(Dahme und Wohlfahrt (2014), S. 11)
Der kritischen Auseinandersetzung um Ökonomisierung und Verbetriebs-
wirtschaftlichung sozialer Dienstleistungen wird im Gegenzug ökonomische
Blindheit und Naivität sowie Rückwärtsgewandtheit unterstellt. Mit Bezug
auf das Leere-Kassen-Axiom wird die unbedingte Anstrengung der Ausga-
benreduzierung zur dominierenden Handlungsanweisung und dessen kritisches
Hinterfragen zu einem weiteren Beweis dafür, dass Soziale Arbeit bisher un-
wirtschaftlich und verschwenderisch gearbeitet habe.
Die Vermarktlichung nach innen erfolgt(e) zunächst „durch die Internalisie-
rung von Marktmechanismen in die Verwaltungsorganisation, womit intendiert
ist, den Koordinationsmechanismus ‚Hierarchie‘, wie er in bürokratisch struk-
turierten Organisationen bis zum Bruch mit dem fordistischen Vergesellschaf-
tungsmodus vorherrschend war, durch den Koordinationsmechanismus ‚Markt‘
zu ersetzen“ (Wolf, 2011, S. 74). In den Organisationen, die soziale Dienst-
leistungen erbringen, halten nun betriebswirtschaftliches Denken und entspre-
chende Instrumente und Verfahren Einzug.
„Übereinstimmend wird diagnostiziert, dass in den Einrichtungen der Sozialen
Dienste und bei deren Trägern seit Mitte der 1990er Jahren die betriebswirt-
schaftliche Führung Einzug gehalten hat und zunehmenden Einfluss nimmt.“
(Möhring-Hesse (2008), S. 148)
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Outputorientierung, Produktorientierung und Kontraktmanagement
– Renaissance der Planwirtschaft?
Nachdem „[m]it den 1999 in Kraft getretenen Neufassungen von § 93 BSHG
(Leistungsvereinbarungen) und § 78 KJHG (Vereinbarungen über Leistungs-
angebote, Entgelte und Qualitätsentwicklung)“ (Möhring-Hesse, 2008, S.
154) die Vollfinanzierung (auch: Inputorientierung) sozialer Dienstleistungsor-
ganisationen abgeschafft wurde, werden soziale Dienstleistungen als Produkte
definiert und konzipiert. Der sog. (ökonomische) Output der Dienstleistungs-
erbringung bildet die Grundlage für die künftige Finanzierung der jeweiligen
Organisation – obwohl damit weder automatisch die tatsächliche Wirksamkeit
sozialer Dienstleistungen noch deren Nachhaltigkeit (Outcome) gemeint ist
sondern lediglich zunächst ein oberflächliches Verständnis von Effizienz. Wie
sonst ist zu verstehen, dass trotz stetig steigenden Bedarfes an sozialen Dienst-
leistungen durch sich verschärfende soziale Probleme Mittel für Organisationen
der sozialen Dienstleistungserbringung (indem vor allem bei den Personalkos-
ten gespart wird) fortlaufend reduziert werden. Durch Kontrakte zwischen den
staatlichen Auftraggebern und den Anbietern sozialer Dienstleistungen ver-
wandelt sich die vormals privilegierte Position der frei-gemeinnützigen Träger
zu der eines Marktteilnehmers, der in Konkurrenz zu den anderen Mitbewer-
bern seine Leistungen so billig wie möglich anbieten muss (vgl. Thiersch,
2013, S. 16). „[D]ie [vormals] ‚partnerschaftliche Zusammenarbeit‘ von Kos-
tenträgern und Leistungserbringern [wird jetzt] endgültig [zur] Auftraggeber-
und Auftragnehmer-Beziehung[. . . ]“ (Kühnlein et al., 2011, S. 145). Die
Planung des (finanziellen) Bedarfes einer Einrichtung der Erbringung sozia-
ler Dienstleistungen anhand des (ökonomischen) Output hinterlässt den Ein-
druck, dass nicht der tatsächliche Bedarf an sozialen Dienstleistungen für de-
ren Finanzierung ausschlaggebend ist sondern die nach öffentlicher Kassenlage
zu planenden Einsparungen. Auch die, mit einer relativen Finanzierungsau-
tonomie verbundenen, Sozialraumbudgets bewegen sich vorrangig im Rahmen
vorab festgestellter (geplanter) Möglichkeiten. Zudem handelt es sich bei den
„Sozialmärkten“ nur um „Quasi-Märkte“, Angebot und Nachfrage sind hier
nicht Grundlage der Preisbildung sondern wie diese politisch gesteuert.9
9 Es soll hier nicht der Eindruck entstehen, dass im Gegenzug zu politisch gesteuerten
Quasi-Märkten eine vollständige Vermarktlichung und Liberalisierung sozialer Dienst-
leistungen eine optimale, am Bedarf ausgerichtete, Erzeugung und Distribution sozialer
Dienstleistungen ermöglichen könne. Auch ist hier mit der polemischen Rede von Plan-
wirtschaft nicht der Stellenwert von Sozialplanung angesprochen.
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Alles nur eine Frage des Managements
Im Hinblick auf die Professionalität der Fachkräfte in den sozialen Orga-
nisationen, welche personenbezogene Dienstleistungen „produzieren“, entsteht
der Eindruck, dass das strukturelle Technologiedefizit Sozialer Arbeit endlich
(auf)gelöst werden könne. Kritiker bezeichnen diese Neuprogrammierung als
Managerialismus.
„Anders formuliert lässt sich Managerialismus als eine Form der Organisation
betrachten, in der sozialer Fortschritt und das was eine qualitativ hochwerti-
ge Soziale Arbeit auszeichnet, mit einer Steigerung einer primär durch öko-
nomische Parameter bestimmten Produktivität gleichgesetzt wird, die durch
die Anwendung ‚hoch entwickelter‘ Technologien und Steuerungsinstrumente –
insbesondere durch aus dem Privatsektor entnommene Managementmethoden
und eine Verpflichtung bzw. ‚Disziplinierung‘ der Fachkräfte auf die (durch
das Management selbst bestimmte) Produktivitätsideale der Organisation –
gewährleistet werden soll.“
(Otto und Ziegler (2015), S. 992)
Diese Entwicklungen lassen die These zu, dass – neben der Vermarktli-
chung nach außen (in Richtung „Sozialmarkt“) und nach innen (Kostenfak-
tor Personal) – die Fachkräfte in den sozialen Organisationen verschärften
Rationalisierungs-Zwängen unterworfen sind. Wenn ein Teil ihrer Arbeit durch
Steuerungsprogramme übernommen werden kann und ihre originäre Tätigkeit
(direkte Klient_innenarbeit) auch Ehrenamtliche erledigen können, so braucht
es im (un)günstigen Fall weniger hoch-qualifizierte und damit „teure“ Sozial-
arbeiter_innen als Mitarbeiter_innen. Die Erosion der Tarifverträge, die Ent-
koppelung von Qualifikation und Bezahlung sowie die generellen Prekarisie-
rungstendenzen im Sozialsektor scheinen diese These zu stützen.
Wohlfahrtsverbände und Träger sozialer Einrichtungen ohne Hand-
lungsalternativen?
Die, weiter oben beschriebene, Sachzwanglogik scheint auch die Wohlfahrts-
verbände und Träger Sozialer Dienste zu überrollen, sodass diese nicht anders
können als sich dem Konkurrenz- und Rentabilitätsdruck zu beugen – oder
aus dem, weil nicht rentablen, Spiel komplett auszusteigen (im Sinne von In-
solvenz). Dass diese Entwicklungen nicht alternativlos sind wird auch dadurch
untermauert, dass „neben der staatlichen Sparpolitik auch [die] Weigerung
der Träger und Einrichtungen im Sozialsektor [eine Rolle spielt], insbesondere
der der großen Verbände, gemeinsame Optionen bzw. tragfähige politische Lö-
sungsstrategien zu entwickeln“ (Kühnlein und Wohlfahrt, 2006, S. 389).
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Stattdessen trifft der geführte Unterbietungswettbewerb vor allem die Mitar-
beiter_innen der Einrichtungen (vgl. ebd.). Die, ehemals sozialadvokatorisch
ausgerichteten, Wohlfahrtsverbände setzen sich damit der Gefahr ernsthafter
Imageschäden aus. So profitieren diese, indem sie z. B. ALG-II-Empfänger
beschäftigen – obwohl sie gleichzeitig die sozial- und arbeitsmarktpolitische
Workfare-Ausrichtung kritisieren (vgl. Boeßenecker, 2006, S. 68). Während
die Wohlfahrtsverbände den Umbau zu Sozialunternehmen mit einer Konzen-
tration auf ihren Dienstleistungsauftrag bewältigten, wurden die sozialanwalt-
schaftlichen Funktionen und die sozialpolitische Interessenvertretung vernach-
lässigt (vgl. Dahme und Wohlfahrt, 2004, S. 22), (vgl. Boeßenecker,
2006, S. 67).
„Zusammenfassend kann man also davon sprechen, dass der Sozialen Arbeit
die Aufgabe einer professionellen Gestaltung des Sozialen zu kam und den pro-
fessionellen Dienstleistungsorganisationen die Bereitstellung dazu angemesse-
ner Erbringungssituationen. Mit der Transformation des bisherigen wohlfahrts-
staatlichen Arrangements werden diese beiden strukturierenden Organisations-
elemente in Frage gestellt.“
(Kessl (2013), S. 48)
2.1.3 Mikro: Das Individuum in einer neuen Sozialordnung
homo oeconomicus
Auf der Mikroebene gesellschaftlicher Wirklichkeit(en) sind neben dem, von Ul-
rich Beck als Individualisierung bezeichneten und mit der Moderne verbunde-
nen, Phänomen der Freisetzung des Individuums neue Subjektivierungsformen
und neue Regierungstechniken (im Sinne des Foucaultschen Gouvernementali-
täts-Begriffes auch: (Selbst)-/Führungsformen) der Menschen entstanden. Der
Begriff des homo oeconomicus stellt eine zentrale Modellannahme über den
Menschen gegenwärtiger Subjektivierungsformen dar. Mit diesem Menschen-
bild hält Vermarktlichung, wie bereits weiter oben für die Makro- und die
Meso-Ebene dargestellt, auch auf der Mikro-Ebene von Interaktion Einzug
[. . . ]
„[. . . ] entlang der subjekt- beziehungsweise verhaltensbezogenen Dimension
von Vermarktlichung durch Erziehung der Individuen zu marktkonformem Ver-
halten. Hierbei wird auf der Grundlage des ökonomischen Modells des Men-
schen als rational handelnder homo oeconomicus davon ausgegangen, daß es
kein Verhalten gibt, das sich nicht in Kosten-Nutzen-Kalkülen beschreiben lie-
ße, was in einer Marktökonomie bedeutet, sich als eine Person zu begreifen, die
aufgefordert ist, ihr Handeln an der Logik des Marktes und des Wettbewerbs
zu orientieren, damit sie am Marktgeschehen erfolgreich teilnehmen kann.“
(Wolf (2011), S. 74)
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Die Vertreter der deutschen Variante des Neoliberalismus, dem Ordo-Liberal-
ismus um Walter Eucken, betrachteten die Übertragung marktwirtschaftlicher
Mechanismen auf den Bereich des Sozialen noch kritisch (vgl. Rösner, 2011,
S. 310). Die Ökonomen der Chicago School sahen die Ausweitung ökonomischer
Erklärungen auf soziale Lebensbereiche als Hauptmerkmal ihrer Theorie des
Humankapitals (vgl. ebd.). Der Mensch ist jetzt „‚Unternehmer seiner selbst‘,
der für sich selbst sein eigenes Kapital ist, sein eigener Produzent, seine eigene
Einkommensquelle“ (ebd.).
Der Arbeitskraft-Unternehmer und die Subjektivierung der Wider-
sprüche von Kapital und Arbeit
Eine, für diese Arbeit zentrale, spezifische Subjekt-Konfiguration stellt die des
Arbeitskraft-Unternehmers dar.
„Der Arbeitskraft-Unternehmer steht dahingehend als letztes Glied in der Rei-
he von historischen Idealtypen von Arbeitskraft: Löste einst der verberuflichte
Arbeitnehmer des Fordismus den proletarisierten Lohnarbeiter der Frühindus-
trialisierung ab, so wird dieser nun vom Arbeitskraft-Unternehmer im Postfor-
dismus beerbt.“
(Schweiger und Peitler (2010), S. 357)
In der Person des Arbeitskraft-Unternehmers brechen sich gleichsam die
Widerspruchspaare „Chef und Untergebener“, „Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer“ sowie „Kapital und Arbeit“. Die Soziale Frage wird damit in das Indi-
viduum hinein verlagert, dadurch scheinbar entpolitisiert und dem Einzelnen
als Privat-Problem überantwortet. Die Ursachen für Erwerbslosigkeit oder ein
unzureichendes Angebot an (menschenwürdigen) Beschäftigungsverhältnissen
sind in dieser Perspektive „Selbstmanagement- und -vermarktungsprobleme
von Individuen. Sie sind rein individuelle Angelegenheiten, deren Bearbeitung
unter Umständen durch meist nicht näher bestimmte Störungen der (sozialen)
Außenwelt behindert wird“ (Staub-Bernasconi, 2012, S. 271). Dass dies
weitreichende Folgen für die Neudefinition von Sozialen Problemen wie Ar-
beitslosigkeit oder prekäre Beschäftigungsverhältnisse hat liegt auf der Hand.
Auch die daraus abzuleitenden (sozialpolitischen) Forderungen und sozialarbei-
terischen Interventionsstrategien unterliegen – so sie nicht Strategien einer re-
flexiven Sozialarbeit und Sozialpolitik sind – einem Wandel. Schweiger und
Peitler (2010) fassen die Merkmale der Arbeitskraft-Unternehmer-Figur fol-
gendermaßen zusammen:
• Selbstkontrolliertes Arbeiten
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• Individuelle Qualifikation
• Tendenz zur Selbstausbeutung
• Häufig unklarer sozialer Schutz
• Individuelle Gestaltung der Biographie
• Arbeit und Leben unter rationalen Gesichtspunkten führend
• ‚Betriebsförmige‘ Organisation des Alltags bzw. ‚verbetrieblichte‘ Lebens-
führung
• relativ unklare Zukunftsperspektive, mit einer Menge an Chancen und
Risiken
(vgl. ebd., S. 356).
In Unterabschnitt 2.2 ab Seite 41 dieser Arbeit wird gezeigt, dass diese Sub-
jektivierungsform kein Phänomen marginalisierter Randgruppen ist, die als
Klient_innen von der Sozialen Arbeit adressiert werden sondern, dass diese
Entwicklung in einem verstärkten Maße auch die Fachkräfte der Sozialen Ar-
beit betrifft.
Bedeutet Aktivierung Empowerment?
Um die Marktfähigkeit der Menschen fortlaufend sicherzustellen und zu (re-
)produzieren ist die zentrale sozial- und arbeitsmarktpolitische Strategie des
Workfare-Staates die der sog. Aktivierung. Mit dem Schlagwort der Aktivie-
rung ist gleichzeitig eines der grundlegenden Konzepte der Sozialen Arbeit
angesprochen als auch das seiner neoliberalen und neosozialen Wendung und
damit scheinbaren Entpolitisierung. Diese sollte vielmehr als Repolitisierung
gelesen werden, da sie zwar oberflächlich betrachtet den atomisierten Men-
schen nicht mehr als politisches Wesen konzipiert ihn aber gleichzeitig durch
Aktivierung für das Funktionieren des Gemeinwesens in die Verantwortung
nimmt. (ausführliches zum Begriff der Aktivierung: Bakic et al., 2008, S.
11-24). Gelten für eine emanzipatorische, machtbewusste und gemeinwesen-
orientierte Soziale Arbeit Aktivierungsstrategien als Maßnahmen, die – indem
sie Individuen und Gruppen Machtressourcen und Handlungsmöglichkeiten er-
schließen (vgl. Seithe, 2012, S. 269 f.) – die berühmte „Hilfe zur Selbsthilfe“
zum Ziel haben sind Eigenanstrengung und Eigenverantwortung Mittel zum
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Zweck für die gegenwärtige Aktivierungsformel (vgl. Kessl, 2013, S. 81). Ak-
tivierung hat in diesem Verständnis zwei ambivalente Seiten (die im aktuellen
Herrschaftskontext eine funktionale Einheit bilden):
„Im Rahmen dieser Aktivierungsmaßnahmen wird den als schuldfähig wahrge-
nommenen NutzerInnen [personenbezogener sozialer Dienstleistungen, d. Verf.]
zwar grundsätzlich Handlungsvermögen und Eigenverantwortung zugesprochen
[. . . ]. In Ermangelung von Handlungsvermögen seitens der NutzerInnen kann
aktivierende Hilfe aber auch zu neuer Fremdbestimmung führen [– indem z. B.
Geldleistungen an die Aufnahme jedweder Arbeitsgelegenheit gekoppelt wer-
den, d. Verf.].“
(Eichinger (2009a), S. 65)
Der dadurch ständig drohende Freiheitsverlust, der mit der unbedingten
„Befreiung“ des Menschen aus (ökonomischer) Abhängigkeit von staatlichen
Sozialleistungen eine „unheilige Allianz“ eingeht ist nicht der einzige Grund,
warum mit „Neoliberalismus“ die aktuelle herrschende Politik nur sehr unzu-
reichend benannt und bezeichnet ist.
Die neo-soziale Reprogrammierung der Gesellschaft
Bei neo-sozialer Umgestaltung der Gesellschaft „handelt es sich ‚um einen tief-
greifenden Wandel in den sozialstaatlichen Praktiken gesellschaftlicher Relatio-
nierung, eine politische Rekonfiguration sozialer Akteursbeziehungen‘“ (Les-
senich zitiert nach: Bettinger, 2012, S. 348).
„Kessl schlägt deshalb zur Bezeichnung des neoliberalen Transformationspro-
zesses des Sozialen statt des Begriffes ‚neoliberal‘ den Begriff ‚neosozial‘ vor. Er
weist damit auf den im Rahmen des aktivierenden Staates stattfindenden po-
litischen ‚Re-Programmierungs- und Re-Strukturierungsprozess‘ des Sozialen
hin: Die Rede vom Neoliberalen suggeriere, das alles bestimmende Prinzip sei
der Markt, der die politische Regulierung zurückdränge. Der Begriff ‚neosozial‘
dagegen mache deutlich, dass hier das Soziale neu definiert wird und dass es
sich nicht etwa im Rahmen der Marktgesetze erledige.“
(Seithe (2012), S. 278 f.)
Das Soziale ist jetzt nicht mehr Aufgabe des Staates, indem dieser für den
sozialen Ausgleich sorgt und Verteilungsgerechtigkeit gewährleistet – als Kom-
pensation zum Prinzip der Leistungsgerechtigkeit des Marktes. Die Menschen
selbst sollen für die soziale Kohäsion der Gesellschaft sorgen – neben der Er-
zeugung/Erhaltung der Marktfähigkeit des Einzelnen erfolgt dessen Erziehung
zur „Bürgerlichkeit“ (vgl. Lessenich, 2015, S. 1547). Dies geschieht nicht
ohne Moralisierung und unter Anrufung von Werten wie Gemeinsinn, Ge-
rechtigkeitsdenken und Engagementbereitschaft – auch mit dem Argument,
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den Steuerzahler (und den Sozialstaat) zu entlasten und die Solidargemein-
schaft nicht unnötig zu belasten (vgl. ebd., S. 1547 f.). Denkt man im ers-
ten Moment an die Utopie einer emanzipatorischen Vorstellung gesellschaft-
licher (Re-)organisation werden auf den zweiten Blick die paternalistischen
Züge dieser neo-sozialen Konzepte deutlich. Einige Autoren bezeichnen diese
moralische In-die-Pflicht-Nahme der Einzelnen für das Gemeinwohl auch als
neo-konservativ(istisch), (vgl. die Überlegungen zu Foucault in:Rösner, 2011)
oder (in: Bourdieu, 2005) auch, weil der Staat hier im Zweifel nicht mit Frei-
heit sondern durch repressive Mittel mit Entzug selbiger droht (Schlagwort:
„neue Punitivität“). Die bürgerlichen Rechte verschieben sich zugunsten der
Pflichten (vgl. Heite, 2011, S. 116). Die Konjunktur der Aktivierungs- bzw.
Workfare-Programme („Wer nicht arbeitet soll auch nicht essen“) und der z. T.
unverblümten Ausnutzung sog. ehrenamtlichen Engagements zeigen, dass der
Staat sich hier ganz und gar nicht zurückgezogen hat wie es die Vulgär-Kritik
dem Neoliberalismus gern unterstellt.
„Diese neoliberalen Regierungsformen führen jedoch nicht einfach zu einer Ver-
lagerung von Handlungskompetenzen von der staatlichen auf die gesellschaft-
liche Ebene, zu einem Abbau des Staates oder seiner Beschränkung auf einen
‚Nachtwächterstaat‘; im Gegenteil übernimmt der Staat innerhalb des Neoli-
beralismus über seine traditionellen Funktionen hinaus neue Aufgaben. Die
neoliberalen Regierungsformen zeichnen sich nicht nur durch direkte Interven-
tionen durch autorisierte und spezialisierte Staatapparate [sic!], sondern auch
durch die Entwicklung indirekter Techniken aus, die Individuen führen und
anleiten, ohne für sie verantwortlich zu sein.“
(Lemke (2000), S. 38)
„Dass es Ehrenamtlichkeit gibt, dass es zivilgesellschaftliche Aktivitäten gibt,
dass die großartig sind und gestützt werden müssen, ist das eine. Aber wenn sie
ausgespielt werden und als Entschuldigung dafür dienen sollen, dass der Sozial-
staat sich zurückzieht, ist dieses ein Unterschreiten dessen, was wir inzwischen
als Selbstverständlichkeit für Problemlösungen in unserer Gesellschaft erarbei-
tet haben.“
(Thiersch (2013), S. 33)
Für die Erbringung personenbezogener Sozialer Dienstleistungen, also für
die Tätigkeiten der Sozialarbeiter_innen, hat dies ausdrückliche Folgen.
Die neuen Sozialarbeiter_innen
„Sozialarbeit wird in dieser Rolle zunehmend zu einer Vermittlungsinstanz ei-
nes neuartigen Wahrheitsregimes, das sich und den Betroffenen jetzt glauben
machen will, dass das seit über einem Vierteljahrhundert andauernde Struktur-
problem der Massen- und Langzeitarbeitslosigkeit nunmehr durch individuelles
Bemühen und staatliche Aktivierung zu lösen sei.“
(Dahme et al. (2008), S. 273)
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„In der neueren, ökonomistischen Fassung des Mandates [der Sozialen Arbeit,
d. Verf.] geht es um Employability und die individuelle Bewährung am (Ar-
beits)Markt“ (Staub-Bernasconi, 2012, S. 276). „Kritisch gewendet bedeu-
tet dies, dass Soziale Arbeit [und somit die Sozialarbeiter_innen, d. Verf.]
praktisch selbst zu[r] Akteurin[nen] einer ‚Neuprogrammierung des Sozialen‘
wird [bzw. werden, d. Verf.] (Lutz, 2008, S. 6).
„[Das] Dilemma Sozialer Arbeit [ist]: Unreflektierte Sozialarbeiter zu produ-
zieren, die sicherstellen, dass weder sie, noch das von ihnen behandelte Klien-
tel, sich der freiwilligen Unterwerfung und damit der Reproduktion der Herr-
schaftsverhältnisse entziehen.“
(Zimmermann (2013), S. 247)
Die moralisierende Anrufung der Engagementbereitschaft an Sozialarbeiter_-
innen, sich in ihren eigenen fach- und tarifpolitischen Belangen (gewerkschaft-
lich) zu organisieren, gewinnt unter den Bedingungen der neo-sozialen Ge-
sellschaft neue Konnotationen. Wenn Sozialarbeiter_innen einerseits aufgrund
ihrer gewandelten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu „ganz gewöhn-
lichen“ Erwerbstätigen/Lohnabhängigen werden – wie z. B. ihr Klientel auch
– so bedeutet dies andererseits, dass sie sich jetzt auch noch damit befassen
sollen was der Staat nicht mehr zu leisten bereit ist – sowohl für ihr Klientel
als auch für sich selbst. Der einzelne Sozialarbeiter/die einzelne Sozialarbeite-
rin wird persönlich verantwortlich gemacht (näheres dazu: Unterabschnitt 4.1,
Seite 80 ff.).
2.2 Prekarisierung von (Sozialer) Arbeit
2.2.1 Prekarisierung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen
Denkt man bei prekären Arbeitsverhältnissen zuallererst an gering qualifizier-
te Arbeitnehmer_innen, die auch als Klientel der Sozialen Arbeit in Erschei-
nung treten so muss aktuell festgestellt werden, dass „[d]ie Herausbildung eines
Sektors mit Löhnen, die unter den Wert der Arbeitskraft gesenkt sind, [. . . ]
vermittelt auf die organisierten Teilarbeitsmärkte mit relativ sicherer Beschäf-
tigung zurück [wirkt]“ (Dörre, 2011, S. 286). Die sog. Zone der Verwund-
barkeit weitet sich auf Bereiche aus, die bisher als Kernbereiche einer relativ
stabilen Erwerbsarbeit begriffen wurden, die aber jetzt ebenfalls Abstiegs- und
Deklassierungstendenzen aufweisen (vgl. Vogel, 2004, S. 176).
„Ein Arbeitsverhältnis kann als prekär bezeichnet werden, wenn die Beschäf-
tigten aufgrund ihrer Tätigkeit deutlich unter ein Einkommens-, Schutz- und
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soziales Integrationsniveau sinken, das in der Gegenwartsgesellschaft als Stan-
dard definiert und mehrheitlich anerkannt wird. Beschäftigungsunsicherheit
und Löhne unterhalb des Existenzminimums sind aus der Arbeitskraftperspek-
tive zentrale Merkmale für Prekarität.“
(Dörre zitiert nach Bosch und Weinkopf (2011), S. 440)
Für den Bereich der Sozialen Arbeit als Erwerbstätigkeit gilt mittlerweile,
dass Klient_innen der Sozialen Arbeit aus/mit prekären und sich verschärfen-
den Notlagen auf Fachkräfte unter prekären Arbeitsbedingungen treffen (vgl.
Schreier, 2010, S. 31). Paradoxerweise wird den Notlagen der Adressat_in-
nen mit der gleichen Logik begegnet mit der diese erst zustande gekommen
sind:
„Das Irritierende daran ist, daß auf Seiten der Befürworter der Ökonomisie-
rung der Sozialen Arbeit der offensichtliche logische Widerspruch nicht reali-
siert wird, der darin besteht, genau die Methoden als Mittel zur Steigerung
der Effizienz und der sozialarbeiterischen Qualität anzupreisen, die jene Phä-
nomene hervorgebracht haben, die von der Sozialen Arbeit bearbeitet werden,
wie zum Beispiel Massenarbeitslosigkeit und Massenarmut in ihren vielfälti-
gen Erscheinungsformen. Oder anders formuliert: Wenn die Rationalität des
Marktes und des Wettbewerbs den Ausstoß von Arbeitskraftbesitzern aus dem
kapitalistischen Arbeits- und Produktionsprozeß zum Zwecke der Steigerung
des Gewinns durch Senkung der Produktions- und namentlich der Personalkos-
ten gebietet, dann kann dieselbe Rationalität nicht auch für jenes soziale Feld
Geltung beanspruchen, das sich, wie die Soziale Arbeit, mit den Ausgestoßenen
befaßt.“
(Wolf (2011), S. 70)
Der „objektive“ Befund der prekären Arbeitsbedingungen von Fachkräften
der Sozialen Arbeit – die sozialstrukturelle Ebene (Lebenslage), deckt sich auch
mit der, von den Fachkräften selbst erfahrenen Erlebnisdimension (Lebens-
welt). „Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass die Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen in den Sozialen Berufen nur selten positiv erlebt werden:
Nur ein kleiner Anteil berichtet von Einkommens- und Beschäftigungssicher-
heit, von vielen unterstützenden Arbeitsbedingungen (Ressourcen) und erlebt
die Arbeit als nicht belastend“ (Fuchs, 2011, S. 43).
Die generellen Merkmale prekärer Beschäftigung sind zusammengefasst:
• geringes Einkommen
• mangelnde soziale Absicherung
• unsichere Beschäftigungsstabilität
• geringere Karriere- oder Weiterbeschäftigungschancen
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(Schweiger und Peitler, 2010, S. 358)
Für diese Arbeit gilt die Feststellung, dass „[d]ie Prekarisierung der Sozialen
Arbeit [. . . ] mit ihrer Entprofessionalisierung einher [geht] wie umgekehrt auch
diese mit der Prekarisierung“ (Wolf, 2011, S. 97).
Atypisierung
Eine weitere Perspektive auf die Beschäftigungsformen ist die der Atypisie-
rung. Zwar wird hier ein atypisches Beschäftigungsverhältnis in Relation zu
einer – längst nicht mehr unumstrittenen – Norm, dem sog. Normalarbeitsver-
hältnis positioniert, der Erkenntniswert einer solchen Definition zur Beschrei-
bung des konkreten Beschäftigungsverhältnisses ist dafür etwas präziser als
bei Verwendung des Wortes „prekär“. „Zwar ist nicht jedes atypische Beschäf-
tigungsverhältnis prekär; im Durchschnitt sind nicht-standardisierte Beschäf-
tigungsverhältnisse jedoch mit deutlich niedrigeren Einkommen sowie höheren
Arbeitslosigkeits- und Armutsrisiken verbunden“ (Dörre, 2011, S. 285). Bei-
spiele für atypische Beschäftigungsverhältnisse sind:
• Teilzeitbeschäftigung
• Befristung von Arbeitsverträgen (auch sog. „Kettenarbeitsverträge“, bei
denen Befristung auf Befristung folgt (vgl. Eichinger, 2009b, S. 79)).
• geringfügige Beschäftigung in Mini- und Midijobs
• Leiharbeitsverhältnisse
• (schein)selbständige Tätigkeiten im Rahmen von Ich-AGs
• Beschäftigung auf Basis von Honorarverträgen –
nicht-sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen
(vgl. Buestrich und Wohlfahrt, 2008, S. 48), (Vogel, 2004, S. 179),
(Kühnlein und Wohlfahrt, 2009, S. 12)
Auch wenn Teilzeitarbeit für einige Arbeitnehmer_innen ein frei gewähltes
Modell sein kann (bei vielen weiblichen Beschäftigten eher gezwungenermaßen,
um Beruf und Familie vereinbaren zu können), ist die institutionelle Absiche-
rung entscheidend, um von einer atypischen Beschäftigung zu sprechen – etwa
die Anrechnung von Lebensarbeitszeit und Rentenpunkten, der Verdienst zur
Sicherung des Lebensunterhaltes, die Notwendigkeit sog. Lohnersatzleistungen
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in Anspruch zu nehmen (sog. „Aufstocken“) oder die Möglichkeit einer inte-
grierten Berufs- und Lebensplanung.
Atypisierung betrifft zusammengefasst nicht nur die jeweiligen Beschäfti-
gungsverhältnisse selbst sondern bedeutet ein generelles Aushöhlen und Zu-
rückschrauben „bereits erreichter Errungenschaften und Rechte [. . . ], so in
Bezug auf Arbeitszeitregelungen, den Kündigungsschutz oder die gesicher-
te Versorgung im Alter [. . . ]“ (Schweiger und Peitler, 2010, S. 358).
„Die Verfügbarkeit kostengünstiger Beschäftigungsverhältnisse tangiert auch
die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Stammbeschäftigten“ (Bosch
und Weinkopf, 2011, S. 444).
So wird für den Bereich der öffentlichen und personenbezogenen Dienstleis-
tungen eine Quote atypischer Beschäftigungsverhältnisse von 30% für das Jahr
2009 genannt (vgl. ebd., S. 441, siehe Abbildung 1).
Abbildung 1: Atypische Arbeitsverhältnisse in den drei Wirtschaftssektoren und den Dienst-
leistungsbranchen 1996 und 2009 – Zahl und Anteil an den abhängig Beschäf-
tigten – (Quelle: Bosch und Weinkopf, 2011, S. 441)
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Abbildung 2: Anteil der Beschäftigten*) mit Niedriglohn – nach Geschlecht und Wirtschafts-
zweig im Oktober 2006 in %, (Quelle: Bosch und Weinkopf, 2011, S. 441)
In Abbildung 2 ist zu erkennen, dass Niedriglohnbeschäftigung und befris-
tete Arbeitsverhältnisse (letztere als Teilmenge atypischer Beschäftigung) eng
miteinander zusammen hängen. Während (Fuchs, 2011, S. 35) in ihrer Stu-
die von insgesamt 20% befristet beschäftigten Sozialarbeiter_innen ausgeht
und (Karges, 2011, S. 14) 29,7% befristete Beschäftigungsverhältnisse bei
frei-gemeinnützigen Trägern und 12,0% bei öffentlichen Trägern feststellt, er-
rechnen (Bosch und Weinkopf, 2011, S. 441), dass unter Niedriglohnbe-
schäftigten im Sozialwesen 25,0% befristet beschäftigte Arbeitnehmer_innen
zu finden sind.10
In Bezug auf Teilzeitbeschäftigung ist allerdings auch anzumerken, dass
„[. . . ] – in Anbetracht der spezifischen Anforderungen der Klienten personen-
bezogener Dienstleistungen – [f]lexible Arbeitszeiten in vielen Bereichen des
Sozialsektors die Regel dar[stellen]“ (Kühnlein und Wohlfahrt, 2009, S.
11). Im Vergleich dazu arbeiten Beschäftigte in Kindertagesstätten zu 60% in
Teilzeitarbeitsverträgen während andere Berufsfelder der Sozialen Arbeit mit
1/3 Teilzeitquote beziffert werden (vgl. Giesecke, 2011, S. 225).
10 Es ist allerdings zu beachten, dass (Bosch und Weinkopf, 2011, S. 441) unter der
Kategorie „Gesundheits-, Veterinär-, und Sozialwesen“ nicht nur Sozialarbeiter_innen
subsumieren. Näheres zur Klassifikation (siehe: Statistisches Bundesamt, 2003, S.
477–489). 2008 wurde diese Klassifizierung revidiert und neu aufgestellt.
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Subjektivierung und Entgrenzung
Die Auswirkungen dieser veränderten (prekären und atypischen) Beschäfti-
gungsbedingungen und -verhältnisse können als Subjektivierung und Entgren-
zung bezeichnet werden. Etwa, wenn z. B. bei einer selbständigen Tätigkeit
Arbeits- und Freizeitsphäre entgrenzt werden. Dies ist der Fall, wenn bei-
spielsweise nur die reinen Kontaktstunden bezahlt werden, Dokumentation
und Buchhaltung aber in Eigenregie unvergütet und zu Hause erledigt werden
müssen. Ein weiteres Beispiel wäre die unkompensierte Nutzung des Privat-
PKW für Dienstzwecke oder die arbeitszeitliche Nicht-Berücksichtigung von
Anfahrtswegen/-zeiten bei aufsuchender Arbeit.
Subjektivierung findet statt, wenn z. B. leistungsbezogen bezahlt wird. Da-
mit verlagert sich der Widerspruch von Kapital und Arbeit in die Fachkraft
und wird zu deren persönlichem Risiko (vgl. Eichinger, 2009b, S. 77). Ein
weiteres Beispiel für Subjektivierung ist die Überantwortung der Frage der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf an weibliche Arbeitnehmer, anstatt die-
ses Thema auf der Ebene der strukturellen Benachteiligung von Frauen anzu-
gehen. Stattdessen wird dies zur (scheinbar) freien Entscheidung mit all den
damit verbundenen Nachteilen und Folgen (Verringerung der Lebensarbeits-
zeit, Einschränkung der Rentenansprüche, Unvereinbarkeit von Berufs- und
Lebensplanung, Einschnitte in der Möglichkeit den eigenen Lebensunterhalt
selbst zu verdienen, gesundheitliche Belastungen).
„Es lassen sich dabei also zwei Stränge der Subjektivierung von Arbeit ausma-
chen [. . . ]: Der erste Strang meint, dass die Beschäftigten mehr oder weniger
freiwillig dazu gebracht werden auf lebensweltlich entwickelte Potenziale und
Ressourcen, Wissen, Empathie, Erfahrung, Motivation oder Kreativität, die so
genannten soft skills in den Arbeitsprozess einzubringen und dort zu nutzen.
[. . . ] Weiters, und das meint den zweiten Strang, übernehmen immer mehr
Beschäftigte die Organisation und Kontrolle ihrer Arbeit selbst, was bisher auf
das schmale Segment der hoch Qualifizierten beschränkt blieb.“
(Schweiger und Peitler (2010), S. 350)
Gesundheitsrisiken
Für den Bereich der Sozialen Arbeit und die dort vorherrschenden Arbeits-
und Beschäftigungsbedingungen wird ein erhöhtes Gesundheitsrisiko und ein
damit verbundener Bedarf an Gesundheitsschutzregelungen und -maßnahmen
konstatiert (vgl. Eichinger, 2009b, S. 81).
„SozialarbeiterInnen weisen laut einer Studie der Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) und der Deutschen Angestell-
ten Krankenkasse (DAK) Belastetheitswerte von etwa 25% über dem Bevölke-
rungsdurchschnitt auf [. . . ]. Ob Arbeitsbedingungen zu einer Belastung führen,
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hängt von der Anzahl der Faktoren (Mehrfachbelastung) sowie von den indi-
viduellen Ressourcen der Betroffen ab.“
(Eichinger (2009b), S. 81)
Ein besonders erhöhtes Risiko wird bei Sozialarbeiter_innen für Burn-out
ausgewiesen (vgl. Karges, 2011, S. 9). Die folgende Abbildung zeigt gesund-
heitliche Beschwerden von Sozialarbeiter_innen, die diese aus subjektiver Sicht
für ihre Arbeitszeit beschreiben:
Abbildung 3: Subjektive Beschreibung von Beschwerden durch Fachkräfte sozialer Berufe an
Arbeitstagen, (Quelle: Fuchs, 2011, S. 39)
Freiwilligenarbeit zur Kompensation
Im Zuge der neo-sozialen Reorganisierung der Gesellschaft und der Überant-
wortung der Aufgabe der sozialen Kohäsion an die Menschen, werden auch Be-
reiche der Erwerbsarbeit durch unterschiedliche Formen irregulärer Arbeit er-
setzt – dies seien Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung (MAE),
Bürgerarbeit, Beschäftigung im Rahmen diverser Freiwilligendienste oder die
Nutzung des klassischen Ehrenamtes. Neben der fachlichen Entwertung (näher
dazu: Unterunterabschnitt 2.2.2, Seite 53 ff.) werden dadurch reguläre Beschäf-
tigungsverhältnisse ersetzt bzw. vernichtet. Durch den Konkurrenzdruck wird
die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass andere Organisationen nachziehen bzw.
dass die Personalkosten für die regulären Stellen einem noch größeren Spar-
Druck ausgesetzt werden. Dass diese unterschiedlichen Formen von Arbeits-
gelegenheiten als Zusatz bzw. Entlastung für gemeinnützige Organisationen
gedacht waren entspricht damit längst nicht mehr der tatsächlichen Situation:
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„Jeder zweite Betrieb setze die Zusatzkräfte nicht im Sinne des Gesetzge-
bers ein, sondern als Krankheitsvertretungen oder zum Überstundenabbau der
Stammbelegschaft. Weiter finde eine direkte oder schleichende ‚Substitution
von Arbeitsplätzen‘ statt, indem gleichzeitig Personal abgebaut werde oder
Aufgaben auf MAE-Kräfte verlagert würden. Diese Praxen führten zu Wett-
bewerbsverzerrungen, da sie erhebliche Kostenvorteile mit sich brächten [. . . ].
Zu vergleichbaren Feststellungen kam zwischenzeitlich auch der Bundesrech-
nungshof [. . . ].“
(Eichinger (2009b), S. 80)
Erosion der Tarifverträge
Wie bereits in der Einleitung ausgeführt, ist Soziale Arbeit als Erwerbsar-
beit einem massiven Rückgang der Tarifbindung ausgesetzt. Das heißt, dass
Arbeits-, Entlohnungs- und Beschäftigungsbedingungen im Bereich der Sozia-
len Arbeit eine immer größere Differenzierung und Fragmentierung erfahren.
Die Tarifverträge des Öffentlichen Dienstes (TVöD) haben längst ihre Bin-
dungskraft als Leittarifverträge für die Bereiche der frei-gemeinnützigen und
kirchlichen Träger verloren. Aber auch die Tarifwerke und Haustarifverträge
einzelner Wohlfahrtsverbände und Träger sind gekennzeichnet durch eine große
Zerfaserung und Individualisierung.
„Heute ist der Bedeutungsverlust des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst
(TVÖD) als Orientierungspunkt für die Beschäftigungsbedingungen zentral,
da er nicht mehr zu finanzieren sei bzw. den Anstellungsträgern eine zu gerin-
ge Flexibilität einräume. Vor allem in Ostdeutschland ist diese Entwicklung
bereits weit fortgeschritten [. . . ]. Bisher gibt es keinen Branchentarifvertrag,
der Mindeststandards für die Beschäftigungsverhältnisse in der Sozialen Ar-
beit verbindlich regelt, obwohl es vereinzelt lokale Initiativen gibt, die diesen
einfordern [. . . ].“
(Eichinger (2009b), S. 76)
So waren die Tarifwerke von Diakonie und Caritas lange Zeit dem Prinzip
des sog. Dritten Weges gefolgt (neben den Möglichkeiten, dass der Staat die
Löhne und Beschäftigungsbedingungen festlegt oder dass Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände diese aushandeln). Darin wurde die Vorstellung umge-
setzt, dass Wohlfahrtsverband und Mitarbeiter auf der gleichen Seite kämpfen
würden (im Sinne der christlichen und kirchlichen Werte) und sich daher ei-
ne Gegenüberstellung zweier entgegengesetzter Interessen und Interessengrup-
pen verbieten bzw. erledigen würde (vgl. Kühnlein et al., 2011, S. 146).
Trotz allem hatte auch für die kirchlichen Tarifwerke der TVöD eine starke
Orientierungsfunktion. Aber auch der TVöD selbst ist bereits Ausdruck und
Resultat eines massiven Abbaus öffentlicher Beschäftigung im Zuge des New-
Public-Management und der damit verbundenen Privatisierungen und inneror-
ganisationalen Rationalisierungsmaßnahmen, da er – als Nachfolger des BAT
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(Bundesangestellten-Tarifvertrag) – bereits „eine Reihe von Öffnungsklauseln,
die eine weitere Dezentralisierung und Ausdifferenzierung von Tarifverhandlun-
gen ermöglichen[, enthält], was insbesondere im Hinblick auf die Gestaltung der
Arbeitszeiten in den folgenden Tarifrunden auch angewendet wurde“ (Brandt
und Schulten, 2008, S. 571). In der Debatte um die Erosion der Tarifverträge
wird folglich häufig übersehen, dass im Bereich des Öffentlichen Dienstes Frag-
mentierung und Differenzierung von tariflichen Vereinbarungen ebenso längst
fortgeschritten sind (vgl. Brandt und Schulten, 2008, S. 570). In diesem
Licht gewinnt das Eingangszitat dieser Diplomarbeit (Abschnitt 1, Seite 4),
welches die Einschätzung eines Einrichtungsleiters bezüglich gewerkschaftli-
cher Forderungen darstellt, eine zusätzliche Bedeutungsdimension. Dass die
Erosion der Tarifverträge im Bereich der öffentlichen und personenbezogenen
Dienstleistungen Folge politischer Entscheidungen ist kann damit begründet
werden, dass „hier weniger die Globalisierung als das Fehlen gewerkschaftlicher
Organisations- und Durchsetzungsmacht und die arbeitsmarktpolitische För-
derung prekärer Beschäftigungsverhältnisse [genannt werden müssen, d. Verf.],
die die Erosion der Tarifvertragsstrukturen begünstigt haben“ (ebd.).
Der verstärkte Wettbewerb, der durch die veränderten Refinanzierungsbedin-
gungen der Einrichtungen ausgelöst wurde, veranlasste frei-gemeinnützige und
kirchliche Verbände verstärkt dazu, dass „größere Flexibilität der Arbeitgeber
bei Eingruppierung, Bezahlung, Arbeitszeit und Kündigung, stärkere Berück-
sichtigung regionaler Besonderheiten sowie verbesserte Möglichkeiten, durch
Öffnungsklauseln auf wirtschaftliche Probleme reagieren zu können“ (Kühn-
lein et al., 2011, S. 147) und damit eine Fragmentierung der Tarifsysteme
in Gang gesetzt wurden.
Das Fehlen branchenweiter Tarifstandards auf den nun liberalisierten Quasi-
Märkten führt noch stärker dazu, dass die Konkurrenz vorrangig über die
Arbeitskosten (und damit Personalkosten) ausgetragen wird, dem sich die Be-
schäftigten aufgrund der damit fehlenden gewerkschaftlichen Repräsentation
kaum erwehren können (vgl. Brandt und Schulten, 2008, S. 572). Die nun
steigende Zahl von fragmentierten und betriebsbezogenen Tariflösungen kön-
nen erst recht keinen Beitrag zur Begrenzung der Konkurrenz um Lohn- und
Arbeitskosten leisten (vgl. ebd., S. 570). Eine tarifpolitische Abwärtsspirale ist
somit zu verzeichnen. Für die Beschäftigten hat das in manchen Fällen auch
zur Folge – neben prekären Einkommens- und Arbeitsbedingungen bzw. aty-
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pischen Beschäftigungsformen – dass eine „Abkoppelung der Eingruppierung
von den Formalqualifikationen der Mitarbeiter/innen und eine strukturelle Ab-
wertung der Qualitätsdimension bei der sozialen Dienstleistungserbringung“
(Kühnlein et al., 2011, S. 154) zu verzeichnen ist.
Kühnlein et al. (2011) argumentieren, dass der Druck, den die veränderten
Refinanzierungsbedingungen auf Einrichtungen der Sozialen Arbeit ausüben
keine Abkehr von einem einheitlichen Tarif für den Sozialsektor rechtfertigt
noch ein eigenes Arbeitsrecht (vgl. ebd., S. 148). Deshalb muss sich der Blick
verstärkt in Richtung Gewerkschaften richten um zu verstehen, warum es doch
zu diesen Entwicklungen gekommen ist. Neben den in Unterabschnitt 4.6, Sei-
te 101 ff. beschriebenen Entwicklungen lässt sich bereits hier konstatieren:
„Es ist den Gewerkschaften ver.di und GEW bisher nicht gelungen, sich mit
den Vertretern der Wohlfahrtsverbände auf einen Tarifvertrag für die gesamte
‚Branche‘ zu einigen. Der Abschied vom Flächentarif ist also bereits im vollen
Gange, das tarifpolitische Prinzip ‚gleicher Lohn für gleiche Arbeit‘ ist in der
Gesundheits- und Sozialbranche damit faktisch ausgehebelt.“
(Kühnlein und Wohlfahrt (2006), S. 394)
„Was könnte die aktuelle Situation besser verdeutlichen als der Tatbestand,
dass die diversen Angebote von ver.di, über einen einheitlichen Tarifvertrag
Soziale Dienste zu verhandeln, bei den Verantwortlichen aller Verbände bis-
her nur auf breites Desinteresse stießen? Dabei entbehrt dieses Vorgehen nicht
einer gewissen Paradoxie. Denn gerade im Sozialsektor wären die Träger und
Einrichtungen gut beraten, sich auf eine einheitliche Strategie zu verständigen,
um sich politisch durchsetzungsfähiger zu machen. Mit dem unbeirrten Setzen
auf einen wechselseitigen Unterbietungswettbewerb graben sich die Sozialun-
ternehmen auf längere Sicht selbst das Wasser ab.“
(ebd.)
Niedriglohnbranche
Wenn die Personalkosten in der Sozialen Arbeit 80–90% der Gesamtkosten
ausmachen (vgl. Eichinger, 2009b, S. 74) und im Zuge der veränderten Refi-
nanzierungsbedingungen sozialer Dienstleistungsorganisationen das Einsparen
und Reduzieren von Kosten hohe Priorität besitzt verwundert es nicht, dass
Löhne und Gehälter als erstes zur Disposition stehen. Dass Soziale Arbeit
bzw. „der“ Sozialsektor im Zuge des sog. Sozialpädagogischen Jahrhunderts
(vgl. Nadai, 2009, S. 26) – und der unter dem Aktivierungsparadigma erhöh-
ten Nachfrage nach Fachkräften der Sozialen Arbeit (vgl. ebd., S. 28), (vgl.
Maier und Spatscheck, 2010) – als Wachstumssektor bezeichnet werden
konnte und kann geht parallel mit der Feststellung einher, dass hier ein Nied-
riglohnsektor entstanden ist.
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„Das Wachstum des Niedriglohnsektors hat auch vor den sozialen Berufen nicht
halt gemacht. Im Jahr 2008 bezog jeder sechste vollzeitbeschäftigte Berufsan-
gehörige einen Niedriglohn. Diese Quote liegt zwar noch unter der Niedriglohn-
quote für alle Beschäftigte, hat aber seit 1998 schneller zugenommen als der
Anteil der Geringverdiener unter allen Beschäftigten.“
(Rhein (2011), S. 23)
„Nur“ Altenpfleger, als Berufsgruppe im Sozialbereich, sind einem noch hö-
heren Niedriglohnrisiko als Sozialarbeiter_innen ausgesetzt (vgl. ebd., S. 18)
(siehe: Abbildung 4).
Abbildung 4: Niedriglohnquoten von Vollzeitbeschäftigten* in %, (Quelle: Rhein, 2011, S.
19)
(Rhein, 2011, S. 18) spricht von einer annähernden Verdoppelung der Nied-
riglohnquote bei Sozialarbeitern/Sozialpflegern von 1998 bis 2008. Dies kann
als direkte Folge der Privatisierungen im Sozialbereich und der Erosion der
Bindungswirkung der Flächentarifverträge verstanden werden und als ein wich-
tiger Grund für gewerkschaftliche Organisation Sozialer Arbeit!
Zusätzlich lässt sich in Abbildung 4 erkennen, dass Niedriglöhne mittlerwei-
le einen festen Stellenwert in Vollzeitarbeitsverhältnissen der Sozialen Arbeit
haben und damit (wie bereits weiter oben beschrieben) längst nicht nur aty-
pische Beschäftigungsverhältnisse betreffen.
Es sei hier erwähnt, dass sich die Definition von Niedriglohn – ähnlich der
Definition der (relativen) (Einkommens-)Armut – an einem Richtwert orien-
tiert und Ausdruck einer Relation/eines Verhältnisses ist. Diesen Richtwert
bildet der Medianlohn (mittlerer Lohn, bezogen auf den Bruttolohn) der Ge-
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sellschaft. Liegt ein Lohn unter dem Wert von 2/3 des Medianlohnes wird von
einem Niedriglohn gesprochen (vgl. Rhein, 2011, S. 14).
„Die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Beschäftigten werden im Kon-
kurrenzkampf zur disponiblen Manövriermasse. Unter dem Hinweis auf die
‚Kostensituation des Unternehmen‘ und auf die Bedürfnisse von KlientInnen
und PatientInnen wird ihnen mehr und flexiblere Arbeit für weniger Geld ab-
verlangt.“
(Frieß (2006), S. 15)
Gender-(Pay)-Gap
Aufgrund ihrer Entwicklungsgeschichte und der lange andauernden kulturellen
Deutung „männlicher“ Produktionsarbeit und „weiblicher“ Reproduktionsar-
beit als geschlechtsspezifisch ist Soziale Arbeit nach wie vor ein sog. Frauen-
beruf – der Großteil der Beschäftigten Sozialer Arbeit sind Frauen. Parado-
xerweise werden die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen nicht an dieser
Tatsache (geschlechtergerecht) ausgerichtet11, auch wenn weibliche Fachkräf-
te die Mehrheit in der Sozialen Arbeit ausmachen. Begründungen und Ursa-
chen dieser Entwicklungen sollen hier nicht weiter thematisiert werden, ein
Geschlechtsbezug zur Frage der gewerkschaftlichen Organisiertheit von Sozia-
ler Arbeit wird aber in Unterabschnitt 4.3, Seite 89 hergestellt, da dieser dort
ebenfalls eine wichtige Rolle spielt.
„Neuere wirtschaftwissenschaftliche, juristische, sowie gewerkschaftspolitische
Beiträge haben herausgearbeitet, dass eine wesentliche Ursache für die un-
gleichen Verdienste diskriminierende Arbeitsbewertung ist. Der geringe soziale
Status vieler Frauenberufe spiegelt sich in benachteiligenden Arbeitsbewer-
tungsverfahren bzw. Tarifverträgen. Als typisch weiblich geltende Anforde-
rungen eines Berufs wie z. B. soziale Kompetenz werden nicht bzw. geringer
bewertet als Voraussetzungen wie z. B. Verantwortung, die eher Männern zu-
geschrieben werden [. . . ].“
(Feldhoff (2006), S. 33)
Neben der, im gesamten Erwerbsarbeitsbereich zu beobachtenden, Tatsache
der unterschiedlichen Bezahlung von Frauen und Männern zuungunsten Erste-
rer, sind Frauen in sozialen Berufen einem höheren Niedriglohnrisiko ausgesetzt
als Männer. Dies hängt vor allem auch damit zusammen, dass weibliche Be-
schäftigte aufgrund der Doppelbelastung durch Berufs- und Familienplanung
11 Genau genommen werden die Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen
sehr wohl an einer weiblichen Sozialen Arbeit ausgerichtet nämlich, indem dieser weiblich
konnotierten Arbeit ein geringerer Stellenwert beigemessen wird als männlich konnotier-
ten Berufen. (vgl. dazu auch das Zitat von Feldhoff weiter unten).
2 Warum sollte sich Soziale Arbeit gewerkschaftlich organisieren? 53
eher brüchige Erwerbsverläufe und damit auch häufiger geringfügige oder Teil-
zeitstellen inne haben als Männer (auch wenn Frauen die Mehrzahl der Voll-
zeitstellen besetzen – wegen des geringen Männeranteils) (vgl. Rhein, 2011,
S. 20). „Ihre Niedriglohnquote betrug 2008 18%, die der Männer nur 11,2%.
Damit stellten die Frauen 84% aller Geringverdiener in den sozialen Berufen“
(ebd.). „Davon betroffen sind insbesondere Frauen(arbeitsplätze), die gerade
im mittleren und unteren Berufssegment bei weitem die Mehrheit der Beschäf-
tigten ausmachen“ (Kühnlein und Wohlfahrt, 2009, S. 12). Das hat auch
damit zu tun, dass mit den aktuellen Entwicklungen im Bereich der Sozialen
Arbeit durch Spezialisierung von Berufsbildern und Polarisierung der Beschäf-
tigungsbedingungen sog. „männliche“ Managementfunktionen und „weibliche“
ausführende Tätigkeiten (z. B. direkte Klient_innenarbeit) geschlechtsspezi-
fisch (re)produziert werden (vgl. ebd., S. 10).
„Insbesondere für die weiblichen Beschäftigten verbindet sich mit [der, d. Verf.]
Entstrukturierung der Arbeitszeiten eine zunehmende Entgrenzung zwischen
Erwerbsarbeit und Privatleben: Familiäre Reproduktionsarbeit lässt sich umso
schlechter mit Erwerbsarbeit verknüpfen, je flexibler und unkalkulierbarer die
Arbeitszeitregelungen für die Beschäftigten gestaltet sind [. . . ].“
(Kühnlein und Wohlfahrt (2009), S. 11)
2.2.2 Prekarisierung der Fachlichkeit – Deprofessionalisierung
(Diebäcker et al., 2009, S. 1) stellen fest, „dass neoliberale Umstruktu-
rierungen und die Ökonomisierung des Sozialen sich konkret in den Einrich-
tungen Sozialer Arbeit vollziehen und dort die Handlungspraxis derart ver-
formen und verfremden, dass von einer weitgehenden Deprofessionalisierung
Sozialer Arbeit gesprochen werden kann“ (ebd.). Die prekarisierten Arbeits-,
Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen und die dafür verantwortlichen
Ideologien des Sparzwanges und der Ausgabenorientierung sorgen mit dem sich
ausbreitenden Managerialismus dafür, dass „[d]ie ‚Deutungshoheit‘ der Profes-
sion obsolet [wird]“ (Hartmann-Hanff, 2011, S. 195). Sozialarbeiterische
Expertise, basierend auf dem Tripelmandat (Hilfe, Kontrolle, Wissenschafts-
begründung) (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 21 f.) verliert als Grundlage
sozialarbeiterischen Handelns ihre Legitimation wenn Kosteneinsparung und
Renditedenken die Organisationen Sozialer Arbeit beherrschen. Während auf
der einen Seite die Fachöffentlichkeit der Sozialen Arbeit diskutiert, ob Soziale
Arbeit ein politisches Mandat „habe“ (vgl. Merten, 2001) und/oder ob sie
eine (Menschenrechts-)Profession sei/sein könne (vgl. Staub-Bernasconi,
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2007), verliert sozialarbeiterisches Wissen und Können Definitions- und Hand-
lungsmacht in den konkreten Erbringungskontexten der Organisationen.
„Die Ideologie, gesellschaftliche Probleme nicht durch professionelle Qualität,
sondern vor allem durch überlegene Managementtechniken lösen zu können,
übersieht eine einfache, nicht wegzufilibusternde, materialistische Wahrheit:
Die Kuh wird nicht vom Wiegen fett.“
(Otto und Ziegler (2015), S. 999, Hervorhebungen im Original)
Wenn an den Mitteln für professionelle Soziale Arbeit gespart wird – an aus-
reichend vorhandenem und ordentlich vergütetem Personal sowie einer fach-
gerechten binnenorganisationalen Erbringungssituation – kann Soziale Arbeit
nicht das leisten wofür sie qualifiziert und zuständig ist. Die Rede von Quali-
tät, wenn damit eigentlich Kostensenkung und -einsparung gemeint ist, wird
so zur Makulatur. Eine Soziale Arbeit, die es nicht zu leisten vermag, diese
Verbindung von tarifpolitischen und fachpolitischen Folgerungen herzustellen,
„[befindet sich] auf dem besten Wege, sich selbst abzuschaffen beziehungsweise
ihre ohnehin fragile professionelle Identität zu verlieren“ (Wolf, 2011, S. 69).
Ehrenamtlichkeit und Hilfskräfte
Wie bereits in Unterunterabschnitt 2.2.1, Seite 41 ff. festgestellt, werden re-
guläre Stellen und damit Fachkräfte durch (billigere) Hilfskräfte ersetzt. Wel-
che fachlichen Folgen das hat, wenn sich in Teilbereichen der Sozialen Ar-
beit ‚Professionelle‘ und ‚Laien‘ annähern (vgl. Kühnlein und Wohlfahrt,
2009, S. 11), kann mit einem Vergleich aus einem anderen Kontext verdeutlicht
werden. Man stelle sich vor, ein Chirurg wird für eine Routineoperation (z. B.
das Entfernen des Blinddarm-Wurmfortsatzes) durch eine Hilfskraft ersetzt,
die bei vorangegangenen Operationen assistiert hat und diesen Eingriff auch
schon „üben“ durfte. Vielleicht tut es auch die Vorstellung, dass ein belese-
ner und Rechts-affiner Student die Verteidigung eines Mandanten vor Gericht
übernimmt, weil der studierte Anwalt zu teuer ist. Dass es bei sozialarbeite-
rischen Tätigkeiten scheinbar einfacher ist, eine Hilfskraft einzustellen kann
begründet werden mit der Alltagsnähe und vermeintlichen (nach außen er-
scheinenden) Trivialität der Handlungsvollzüge. Andererseits handelt es sich
bei den ersten beiden Beispielen um sog. klassische Professionen, wohingegen
der Professionsstatus der Sozialen Arbeit bis heute nicht abschließend geklärt
ist (vgl. Dewe und Otto, 2015a).
Da in dieser Perspektive Soziale Arbeit durch Jede/Jeden geleistet werden
kann (und auch wird, wenn man sich z. B. Selbsthilfegruppen für Depressions-
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Erkrankte und deren Angehörige vorstellt), so ist dies ein „guter“ Grund für
Personalabbau und den Einsatz von Hilfskräften:
„Bei den sozialen Dienstleistungen mussten, sollten oder wollten neben den
Zivildienstleistenden in den vergangenen zehn Jahren immer mehr Freiwillige
und seit fünf Jahren immer mehr sozial Hilfsbedürftige in die Bresche des
Personalabbaus in der Sozialen Arbeit springen.“
(Jirku (2011), S. 73)
Der enge Zusammenhang zwischen Prekarisierung der Sozialen Arbeit als
Erwerbsarbeit und der Deprofessionalisierung der Sozialen Arbeit als Professi-
on wird am Beispiel der Hilfskraftdebatte besonders deutlich. Soziale Arbeit,
Berufsverbände und Gewerkschaften müssen diese Verknüpfung fach- und tarif-
politischer Interessen endlich deutlicher herausstellen. Ein Berufsangehöriger,
der um seinen Arbeitsplatz und sein Gehalt streikt unterscheidet sich in der
öffentlichen Wahrnehmung stark von einem Berufsangehörigen, der durch den
Kampf um seinen Arbeitsplatz und sein Gehalt im Sinne seines Mandates für
Klientel, Gesellschaft und Profession handelt.
Trennung von einfachen und höherwertigen Tätigkeiten
Mit der, bereits weiter oben beschriebenen, geschlechtsspezifisch konnotier-
ten Trennung von „weiblichen“ (ausführenden) und „männlichen“ (planen-
den, überwachenden) Tätigkeitsdomänen lässt sich auch die Deprofessiona-
lisierung Sozialer Arbeit umrahmen. Im Zuge der Einführung von betriebs-
wirtschaftlichen Managementmethoden, -instrumenten und -verfahren werden
unterschiedliche Tätigkeitsbereiche und damit unterschiedlichen Wertigkeiten
von sozialarbeiterischem Handeln segmentiert.
„Mit diesem fachlich-inhaltlichen Aspekt der Entprofessionalisierung eng ver-
bunden ist ein arbeitsorganisatorischer, der sich darin zeigt, daß gemäß dem
Motto ‚structure follows function‘ es in der Sozialen Arbeit zu einer verstärkten
Trennung einfacher (operativer) und höherwertiger (dispositiver) Tätigkeiten
und damit zur Ausdifferenzierung von Einfach- oder Jedermannsarbeitsplätzen
kommt, die selbstredend niedriger vergütet werden, wenn sie nicht sogar mit eh-
renamtlichen Mitarbeitern besetzt werden oder mit Ein-Euro-Arbeitskräften,
deren Beschäftigung für den Anstellungsträger vielfach nicht nur kostenlos ist,
sondern wegen der an ihn gezahlten Maßnahmekostenpauschale eine zusätzli-
che Einnahmequelle darstellt.“
(Wolf (2011), S. 97)
Sozialverwalterische und -planerische Tätigkeiten nehmen, im Gesamtver-
hältnis des Arbeitsvolumens, an Umfang zu (vgl. Diebäcker et al., 2009,
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S. 6 f.). Dadurch fehlt es zunehmend an Arbeitszeit für originäre sozialarbei-
terische Tätigkeiten. „Insbesondere von Seiten der Mitarbeitervertretern [sic!]
und der Beschäftigten wird folgerichtig beklagt, dass die für soziale Tätigkeiten
konstitutive ‚Beziehungsarbeit‘ dabei qualitativ und quantitativ relativ zu den
administrativen Tätigkeiten an Bedeutung verliert“ (Buestrich und Wohl-
fahrt, 2008, S. 50). Diese Beziehungsarbeit, also die Arbeit am Menschen,
„wird von der professionellen Kernarbeit [abgespalten] und auf ehrenamtliche
Kräfte [. . . ] übertragen“ (ebd., S. 48). Ein großer Teil der Arbeitszeit muss von
Sozialarbeiter_innen zudem aufgewendet werden „in die Beantragung und Ab-
rechnung von Projektmitteln“ (Karges, 2011, S. 13), insbesondere, wenn es
sich um projektfinanzierte und befristete Arbeitsstellen bei frei-gemeinnützigen
Trägern handelt.
Programmfinanzierung – Sozialarbeiter_innen als Finanzbeschaffer
Wer kennt ihn/sie nicht, den/die typische(n) Sozialarbeiter/in, der/die So-
ziale Arbeit studiert hat, um Betriebswirt/in zu werden?
„Die sozialen Professionen sollen nicht nur – wie bislang – Klienten betreuen
und sozial integrieren, sondern auch einen Beitrag zur Lösung der Finanzie-
rungsprobleme der Sozialsysteme leisten, was nachhaltige Konsequenzen für
die Ziele und Standards professionellen Handelns hat.“
(Buestrich und Wohlfahrt (2008), S. 51)
Mit dem Systemwechsel der Refinanzierung sozialer Dienstleistungen – vom
Input- zum Outputprinzip und von der Vollfinanzierung zur Programm- und
Projektfinanzierung – steht auch die Vergütung der Fachkräfte Sozialer Ar-
beit zur Disposition (vgl. Kühnlein und Wohlfahrt, 2009, S. 13). Die
damit einhergehende Rekommodifizierung der Arbeitskraft als Marktteilneh-
mer durch die nun enge Bindung von Wohl und Wehe der Organisation und
Arbeitsplatz, schlägt sich deutlich in der Fachlichkeitsdimension nieder.
Im Vordergrund steht der Erhalt des eigenen Arbeitsplatzes, da dieser unmit-
telbar an die, meist befristete, Programm- und Projektfinanzierung der Stelle
geknüpft ist. Der einzelne Sozialarbeiter/die einzelne Sozialarbeiterin wird ver-
antwortlich gemacht, dass die notwendigen Mittel für die Klient_innenarbeit
herangeschafft werden. Die Einlösung des Rechtsanspruches auf eine professio-
nelle sozialarbeiterische Hilfe wird in die Verantwortung der Sozialarbeiter_-
innen gegeben. Der Arbeits- und Verantwortungsdruck steigt und die genuine
Klient_innenarbeit gerät zugunsten der Finanzbeschaffung ins Abseits (vgl.
Karges, 2011, S. 13). Wozu eine solche, ihrem Kern beraubte, Soziale Arbeit
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letztlich noch Klient_innen benötigt, kann hier zu Recht polemisch gefragt
werden. Aber auch auf der Ebene der Problemdefinition12 – ein Kernbereich
professioneller Sozialer Arbeit sind die Definition und Beschreibung (sozialer)
Probleme – wird damit die Deprofessionalisierung Sozialer Arbeit deutlich:
„Eine Bedrohung der Professionalität ergibt sich strukturell durch den Druck
der Programmfinanzierung und Programmadministration, innerhalb der vor-
gegebenen Problemdefinitionen zu bleiben bzw. diese erkennbar vorrangig zu
behandeln. Ein nachvollziehbarer Opportunismus der Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter – schließlich will man seinen Job behalten und innerhalb der
Organisation Anerkennung erleben – kann zu einer Unterschreitung fachlicher
Mindeststandards führen, und tut dies auch allzu oft.“
(Pantuček-Eisenbacher (2015), S. 33)
„Für die MitarbeiterInnen entsteht das Problem, dass sie zum Jahresende um
ihre Arbeitsplätze fürchten müssen, weil sie nicht wissen, ob ihr Projekt wei-
terfinanziert wird. Neben der emotionalen Belastung stellt sich auch eine Ge-
fahr für die Professionalisierung des betroffenen Arbeitsfeldes ein: Qualifizierte
MitarbeiterInnen meiden solche Arbeitsplätze und ziehen die Felder vor, in
denen eine kontinuierliche Finanzierung noch selbstverständlich ist. Wer weni-
ger Qualität zu bieten hat, wird sich die Arbeitsbedingungen nicht aussuchen
können und bleiben.“
(Seithe (2012), S. 133)
Managerialisierung und Manualisierung
Die Konjunktur evidenzbasierter Sozialer Arbeit (auch: What Works-Pro-
gramme) kann als direkte Begleiterscheinung zur Produktorientierung, Ma-
nagerialisierung und Verbetriebswirtschaftlichung gelesen werden. Damit ver-
bunden ist die Vorstellung, standardisierte, immer wieder verwendbare Lö-
sungen für sozialarbeiterische Problemstellungen zu konstruieren. Dass aber
Soziale Arbeit, neben einer gründlichen Beschreibung, Ursachenanalyse, In-
terpretation sozialer Probleme auf einen kommunikativen Aushandlungspro-
zess mit den Betroffenen setzt und eine stellvertretende Deutung fachlich wie
12 Der Autor dieser Diplomarbeit hat dies im Rahmen seiner Beschäftigung als Sozialar-
beiter an einer Mittelschule selbst erlebt. Statt der Fachstandards für Soziale Arbeit an
Bildungseinrichtungen/Schulen wurden die Richtlinien der Arbeit und damit die Pro-
blemdefinitionen vom Finanzierungsträger vorgegeben. Dadurch wurde Schulsozialarbeit
zur Kompetenzentwicklung für Schüler_innen umdefiniert. Bestimmte Tätigkeiten und
Zielgruppen wurden von vornherein ausgeschlossen. Hier hat der Finanzierungsträger also
die Problemdefinition und die daraus abzuleitende Bestimmung der Interventionsstrategi-
en übernommen. Der Fokus der stellvertretenden, fachfremden Problemdefinition lautete
damit nicht, im Sinne des systemischen Paradigmas (vgl. Staub-Bernasconi, 2012),
alle Ebenen sozialer Wirklichkeit(en) einzubeziehen, sondern lag auf der Subjektivierung
von Sozialen Problemen als Kompetenzdefizite der Schüler_innen. Nicht unschuldig an
dieser Entwicklung war dabei die Situation, dass Schulsozialarbeit in Sachsen nicht über
§§ 11 & 13 SGB VIII gefördert wurde bzw. werden durfte. Der Finanzierungsträger muss-
te somit einen anderen Rechtskreis für die Finanzierung wählen, was die unmittelbare
Zielgruppen- und Problemdefinition betraf. Das Projekt hatte keine Verstetigung zum
Ziel und war befristet an Programme und Gelder des Europäischen Sozialfonds gebunden.
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professionsethisch ablehnt (vgl. Seithe, 2012, S. 223), scheint für die neue
Manager-Professionalität keine Rolle (mehr) zu spielen. Kessl bezeichnet die-
se Entwicklungen auch als Neo-Positivismus (vgl. Kessl, 2013, S. 75), da mit
einem verkürzten Verständnis von Evidenzbasierung aus empirischen Daten
kausale Schlüsse für Einzelfallentscheidungen gezogen werden, indem z. B. der
Ursprungs-Kontext ignoriert wird. Auch kann dies bedeuten, dass aus kontext-
bereinigten Daten allgemeingültige Theorien abgeleitet werden, die dann für
das Erklären des zu bearbeitenden Falles kausal herangezogen werden (Deduk-
tionsproblem). Für eine professionelle Wissenschaftsbasierung hat sich in der
Sozialen Arbeit nicht umsonst das Verfahren des transformativen Dreischritts
etabliert, um derartige Fehlschlüsse auszuschließen (vgl. Staub-Bernasconi,
2009, S. 140 ff.).
„Gefragt ist nunmehr hingegen das detailgenaue und unbefragte Anwenden
und Umsetzen von Handlungsprogrammen in Form von ‚verpflichtenden Pra-
xismanuals, standardisierten Diagnosebögen und ‘Assessment-Sheets’‘ , wozu
es allerdings keiner Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mehr bedarf [. . . ].“
(Ziegler zitiert nach: Wolf (2011), S. 96)
Arbeitsverdichtung
Während weiter oben von der Trennung operativer und verwalterischer/pla-
nerischer Tätigkeiten gesprochen wurde ist gleichzeitig auch zu beobachten,
dass sich – gerade bei Fachkräften frei-gemeinnütziger Einrichtungen bzw. klei-
nerer Organisationen – häufig beide Handlungslogiken in einer Person brechen
und dort zu einer Arbeitsverdichtung führen, was eine fachgerechte Erledigung
der Aufgaben erschwert.
„Unseres Erachtens sind im Feld der Sozialen Arbeit erhebliche Verdichtungs-
und Beschleunigungstendenzen erkennbar, die zu einer Dominanz von Ver-
waltungshandeln im aktivierenden Sozialstaat führt. Während im historischen
Rückblick Soziale Arbeit im keynesianischen Wohlfahrtsstaat der Nachkriegs-
zeit durch Abkopplungstendenzen professioneller von bürokratischen Hand-
lungslogiken gekennzeichnet war und eine fachlich-professionelle Entwicklung
Sozialer Arbeit ermöglichte, ist unter Effizienzdruck und der ‚Quote‘ als Aus-
druck des aktivierenden Sozialstaats eine wieder stärkere Verschränkung der
beiden Handlungslogiken zu beobachten [. . . ].“
(Diebäcker et al. (2009), S. 7 f.)
„Ganz abgesehen von der überall stattfindenden Leistungsverdichtung, die bis-
lang keine Abgeltung gefunden hat: Wer kennt es nicht? Immer mehr Klien-
tInnen in der gleichen Zeit betreuen. Kürzung von Zeiten für Fallbesprechun-
gen, Kürzung von Vorbereitungszeiten oder Supervisionen oder Einsparung
von Personal. Bei den KV-Verhandlungen [KV=Kollektivvertrag, österreichi-
sches Pendant zum Tarifvertrag, d. Verf.] in der Metallindustrie würde man(n)
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sagen, dass die Steigerung der Produktivität neben der Inflation ebenfalls ab-
zugelten ist. Im Sozialbereich, wo überwiegend Frauen tätig sind, winken die
ArbeitgeberInnen bei der Abgeltung der Leistungsverdichtung einfach ab und
die Gewerkschaften begnügen sich mit 2% – nach dem Motto ‚Besser als nichts‘.
Die Arbeit mit Maschinen wird in unserer Gesellschaft eben noch immer höher
bewertet als die Arbeit mit Menschen.“
(Antlanger (2011), S. 15)
2.3 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
2.3.1 Zusammenfassung
Zusammengefasst und gebündelt sind die Aussagen der vorangegangenen Aus-
führungen:
• Wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Grundlagen:
– Auf der gesellschaftlichen Makroebene vollzog sich der Übergang
vom Welfare- zum Workfare-Staat
– New-Public-Management und die Einführung der Pflegeversiche-
rung 1995 markieren den Beginn der Vermarktlichung Sozialer Ar-
beit in der BRD
– Das Verhältnis von Markt und Staat hat sich zu Ersterem hin ver-
schoben
– Das grundlegende politische Programm welches sich unpolitisch und
in einer wirtschaftlichen Sachzwanglogik präsentiert ist das „des“
Neo-Liberalismus
– Die Sozialstaatskritik sieht im immer weiter ausgebauten, „überbor-
denden“ Sozialstaat der fordistischen Ära die Ursache für Wachstums-
und Finanzierungsprobleme
– Das Knappheits-Theorem und das Bild von den Leeren Kassen bil-
den die grundlegenden Axiome für die Begründung des Sozialstaats-
abbaus
– Die Vermarktlichung setzt sich durch nach außen (Sozialmärkte),
nach innen (betriebswirtschaftlicher Umbau der Organisationen)
und auf der Mikroebene (homo oeconomicus)
– Outputorientierung, Produktorientierung und Kontraktmanagement
wurden mit den Neufassungen von § 93 BSHG und § 78 KJHG ein-
geführt
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– Kapitalverwertungs- und Renditedenken nehmen in den Organisa-
tionen sozialer Dienstleistungserbringung weiter zu
– Wohlfahrtsverbände und Träger sozialer Einrichtungen stehen in
einem Unterbietungswettbewerb um die Personalkosten
– Die Widersprüche von Kapital und Arbeit werden subjektiviert und
dem Individuum überantwortet
– Aktivierung ist das aktuelle sozial- und arbeitsmarktpolitische Para-
digma welches auch von der Sozialen Arbeit zunehmend akzeptiert
wird
– Trotz Liberalisierung zieht sich der Staat nicht zurück, sondern ent-
wickelt neue Formen der Einflussnahme
– Der Staat überantwortet den Menschen moralisierend die Verant-
wortung für die soziale Kohäsion
– Ein neuer Sozialarbeiter_innen-Typus wird sozialisiert
• Prekarisierung und Deprofessionalisierung Sozialer Arbeit:
– Prekarisierung betrifft Soziale Arbeit als Erwerbsarbeit und als Pro-
fession
– Atypische Beschäftigungsverhältnisse breiten sich aus
– Folgen der Prekarisierung Sozialer Arbeit als Erwerbsarbeit sind
Subjektivierung und Entgrenzung
– Gesundheitsrisiken bei Sozialarbeiter_innen nehmen zu
– sozialstrukturelle und lebensweltliche Befunde zur Prekarisierung
Sozialer Arbeit bestätigen die Entwicklungstendenzen
– Freiwilligenarbeit und Einsatz von Hilfskräften vernichtet reguläre
Arbeitsplätze und drückt Personalkosten und Löhne
– Fragmentierung und Erosion der (Flächen-)Tarifverträge betrifft vor
allem frei-gemeinnützige aber auch öffentliche Träger
– Neben dem kontinuierlichen Wachstum der Stellen in der Sozialen
Arbeit ist ein Niedriglohnsektor entstanden
– Die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen Sozialer Arbeit als sog.
Frauenberuf sind geschlechtsspezifisch segmentiert
– Soziale Arbeit als Profession büßt zunehmend Deutungshoheit ein
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– Professionelle Sozialarbeiter_innen und Hilfskräfte nähern sich in
einigen Teilbereichen Sozialer Arbeit an
– einerseits: Trennung von höheren und niederen Tätigkeiten und an-
dererseits: Arbeitsverdichtung durch Bündelung von administrati-
ven und genuin sozialarbeiterischen Tätigkeiten
– Programm- und Projektfinanzierung sorgen für Unstetigkeit in der
Klient_innenarbeit, Sozialarbeiter_innen übernehmen betriebswirt-
schaftliche Aufgaben
– Neo-positivistische Re-Formulierung des Wissenschaftsverständnis-
ses Sozialer Arbeit durch Manualisierung, Evidenzbasierung und
What Works-Programme
– Erosion des Mandates Sozialer Arbeit
2.3.2 Schlussfolgerungen
Dass die, hier ausführlich dargestellten, Entwicklungen sowohl die Arbeits-,
Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen Sozialer Arbeit (Erwerbstätig-
keits-Perspektive) betreffen als auch das professionelle Selbstverständnis, die
Fachlichkeit und das/die professionelle(n) Mandat(e) Sozialer Arbeit (Profess-
ions-Perspektive) führt zu folgender Schlussfolgerung:
Fachpolitische und tarifpolitische Entwicklungen und Forderungen müssen
gleichzeitig und in ihrem Zusammenhang beschrieben, analysiert und entwi-
ckelt werden. Eine Trennung von Sozialer Arbeit als Erwerbsarbeit einerseits
und als Profession andererseits ist unter analytischen Gesichtspunkten zulässig
aber in der praktischen Formulierung von berufs- und tarifpolitischen Anlie-
gen in ihrer Verbundenheit und ihren Wechselwirkungen zu behandeln. Für
die praktische verbandspolitische Arbeit von Berufsverbänden und Gewerk-
schaften ist eine Trennung nach Interessentyp höchst problematisch. Gewerk-
schaften und Berufsverbände müssen beide Erkenntniszugänge bündeln und
gemeinsame Strategien entwickeln.
Damit ist die wichtigste Schlussfolgerung, dass Soziale Arbeit und Sozialar-
beiter_innen dringend schlagkräftiger gewerkschaftlicher Organisation bedür-
fen, nicht zuletzt im Sinne ihrer Klientel, ihres Mandates und im Sinne pro-
fessioneller Sozialer Arbeit.
„Der gesellschaftliche Kampf um Anerkennung bezieht sich weniger auf die Ein-
lösung der bereits als gesellschaftlich legitim angesehenen Ansprüche, sondern
2 Warum sollte sich Soziale Arbeit gewerkschaftlich organisieren? 62
zielt vielmehr auf die Anerkennung von Ansprüchen, die vor dem Hintergrund
der jeweiligen gesellschaftlichen Wert- und Normvorstellungen nicht anerkannt
werden.“
(Schoneville und Thole (2009), S. 137)
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Als „Interessenverbände der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegen-
über Arbeitgeberverbänden und dem Staat“ (Hassel, 2007, S. 173) „verfolgen
Gewerkschaften das Ziel, die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ihrer Mit-
glieder zu vertreten und zu fördern. Dabei liegen gewerkschaftliche Hauptauf-
gabenbereiche in [. . . ] der Vertretung der arbeitsrechtlichen, beruflichen, ar-
beitsschutzbezogenen, gesellschaftlichen, sozialen sowie kulturellen Interessen
ihrer Mitglieder und der Arbeitnehmer insgesamt gegenüber Arbeitgebern und
auch politischen Instanzen [sowie in, d. Verf.] der Verbesserung der wirtschaft-
lichen und sozialen Lage ihrer Mitglieder, insbesondere in der Durchsetzung
menschlicher Arbeitsbedingungen gegenüber den Arbeitgebern“ (Deutscher
Verein für öffentliche und private Fürsorge zitiert nach: Born-
höft, 2003, S. 17). Die Tarifpolitik ist die genuine Aufgabe der Gewerkschaften
welche als Ergebnis Tarifverträge vorsieht, die als kollektive Regelung von Löh-
nen und Arbeitsbedingungen die strukturell schwächere Verhandlungsmacht
des einzelnen Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber ausgleichen soll (vgl.
Schulten, 2010, S. 36).
Allgemeiner gewerkschaftlicher Organisationsgrad
Nachdem das, in der Entstehungszeit der Gewerkschaften dominierende,
Prinzip der Richtungsgewerkschaft abgelöst wurde hat sich die sog. Einheitsge-
werkschaft durchgesetzt. Damit wurde eine Spaltung in verschiedene religiöse
und politische Konfliktlinien sowie eine Segmentierung nach Arbeitern, Ange-
stellten und Beamten weitestgehend verhindert (vgl. Hassel, 2007, S. 175).
Zudem galt lange Zeit das Prinzip der Industriegewerkschaft, welche verschie-
dene Berufsgruppen einer Branche/eines Wirtschaftssektors in einer Einzelge-
werkschaft vereint (vgl. ebd, S. 174) – die Losung „Ein Betrieb, ein Tarifver-
trag“ galt dabei als zuverlässige Vereinbarung um eine starke Fragmentierung
zu verhindern und somit die Verhandlungs- und Organisationsmacht nicht zu
schwächen.13
13 Im Zuge einiger, in der BRD aktuell zu beobachtender, relativ starker Berufsgewerkschaf-
ten (Stichworte: Bahnstreiks, Gewerkschaft der Lokführer vs. Eisenbahner Gewerkschaft;
Ärztegewerkschaft Marburger Bund; Pilotenstreiks) sehen einige Akteure das Tarifein-
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„Mit der Wiedervereinigung kam es zunächst zu einem raschen Anstieg der
Mitgliederzahlen um nahezu 4 Millionen. Nachdem dann im Jahre 1991 ein
Höchststand von 13,7 Millionen erreicht war, setzte allerdings ein drastischer
Mitgliederschwund in den deutschen Gewerkschaften ein, der in seinen Di-
mensionen über die Mitgliederrückgänge in anderen Ländern weit hinausgeht.
Zwischen 1991 und 2003 haben die deutschen Gewerkschaften 35% ihrer Mit-
gliedschaft verloren, die DGB Gewerkschaften alleine sogar 38%. 2003 waren in
Gesamtdeutschland nur noch 8,9 Millionen Menschen Mitglied einer Gewerk-
schaft.“
(Hassel (2007), S. 178)
3.1.2 Gewerkschaftlicher Organisationsgrad in der Sozialen Arbeit
Zustand gewerkschaftlicher Interessenorganisation Sozialer Arbeit
Autoren, die Interessenvertretung von Sozialarbeiter_innen bzw. der Sozialen
Arbeit untersuchen sind sich weitgehend einig, dass sich die Repräsentation be-
rufspolitischer und tarifpolitischer Interessen auf verschiedene Verbände und
Verbandstypen verteilt (Berufsverbände, Gewerkschaften, Fachverbände) und
somit fragmentiert und zersplittert ist (vgl. Paulini, 2010, S. 89). Die gewerk-
schaftliche bzw. tarifpolitische Vertretung blieb bis heute, so der gängige Tenor,
mangelhaft – sowohl Sozialarbeiter_innen als auch die für sie zuständigen Ge-
werkschaften „interessierten“ sich füreinander nur marginal (vgl. Eichinger,
2009b, S. S. 84). Konkrete Zahlen, die den Organisationsgrad von Sozialarbei-
ter_innen in Gewerkschaften abbilden könnten, gehen eher aus empirischen
Studien14 hervor, als dass es sich dabei um amtliche, von den Gewerkschaften
veröffentlichte, Größen handelt. Neben allen Unterschieden in der Definiti-
heitsprinzip und den Tariffrieden gefährdet wenn mehrere Gewerkschaften für die gleiche
Berufsgruppe Tarifverträge abschließen wollen. Dazu wurde unlängst, unter Führung
der SPD, das sog. Tarifeinheitsgesetz verabschiedet. Kritiker sehen dadurch einen Ver-
stoß gegen die, im Grundgesetz verankerte, Koalitionsfreiheit (GG, Art. 9, Abs. 3) und
zudem die Gefahr einer Schwächung kleinerer Gewerkschaften. Seit vielen Jahrzehnten
ist allerdings bereits eine große Zahl an Gewerkschaftsfusionen zu verzeichnen gewe-
sen, sodass sich aktuell unter dem größten Gewerkschafts-Dachverband dem Deutschen
Gewerkschaftsbund, DGB nur noch 8 Einzelgewerkschaften versammeln (vgl. Hassel,
2007, S. 176) (neben zwei weiteren Dachverbänden: Deutscher Beamtenbund, DBB mit
43 Mitgliedsgewerkschaften und dem Christlichen Gewerkschaftsbund, CGB mit 14 Mit-
gliedsgewerkschaften).
14 Es fällt auf, dass seit ca. 15 Jahren immer (noch) die gleichen Untersuchungen/Studien
herangezogen werden, um den Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen zu bestim-
men. Aktuelle Erhebungen zur gewerkschaftlichen Repräsentation Sozialer Arbeit las-
sen sich nicht finden. Ähnliches lässt sich über die offiziellen Statistiken/Zahlen der
Verbände feststellen. Auch hier kursieren seit vielen Jahren nur ungenaue Angaben
mit der Begründung, dass z. B. Mitgliederdaten keine genaue Berufsbezeichnung ent-
hielten oder dass nicht klar sei, welche Einzelberufsbezeichnungen als sozialarbeiteri-
sche/sozialpädagogische Kernberufe gelten sollen. Zudem seien Sozialarbeiter_innen in
den Gewerkschaften in unterschiedlichen Fachbereichen organisiert, was eine Zuordnung
ebenfalls erschwere (vgl. Paulini, 2010, S. 90 f.), (vgl. Redaktion SI:SO, 2003).
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on, ob z. B. der DBSH als Gewerkschaft gelte, wird davon ausgegangen, dass
ca. 30%15 aller Sozialarbeiter_innen in Gewerkschaften organisiert seien (vgl.
ebd.). Karges et al. (2001) beziffern in ihrer Studie den Anteil von akti-
ven gewerkschaftlich organisierten Sozialarbeiter_innen mit 26,5% (vgl. ebd.,
S. 4). Die gleiche Studie stellt außerdem fest, dass ca. doppelt so viele So-
zialarbeiter_innen, welche bei frei-gemeinnützigen Trägern beschäftigt sind,
gewerkschaftlich organisiert sind als solche, die bei einem öffentlichen Träger
arbeiten (ebd.). Auch stellen einige Autoren der Studien, die den Organisati-
onsgrad von Sozialarbeiter_innen empirisch untersucht haben fest, dass etwa
doppelt so viele männliche Sozialarbeiter gewerkschaftlich organisiert sind als
deren weibliche Kolleginnen (vgl. Bornhöft, 2003, S. 20). Paulini (2003b)
kommt bei ihren Berechnungen auf eine Gesamtzahl gewerkschaftlich orga-
nisierter Erzieher_innen, Sozialarbeiter_innen und Sozialpädagog_innen von
150.000–155.000 als Mitglieder der Gewerkschaften (ebd., S. 8).
Die direkte Artikulation tarifpolitischer Interessen von Sozialarbeiter_innen
sei für den Berufsstand der Sozialarbeiter_innen stets schwierig gewesen, eine
Mitgliedschaft in Gewerkschaften gehöre bis heute nicht zu einer selbstver-
ständlichen Fachkultur Sozialer Arbeit (vgl. Paulini, 2003a, S. 4). „Die Ver-
besserung der eigenen Arbeitssituation oder die Abwendung einer Verschlech-
terung wird dabei nicht benannt“ (ebd., S. 5), wenn es um die Begründung für
notwendiges gewerkschaftliches Engagement geht. Vielmehr seien das Klient_-
innenwohl oder beispielsweise soziale Gerechtigkeit Gründe bzw. Legitimation
für gewerkschaftliches Handeln.
In dieser Diplomarbeit hingegen wird argumentiert, dass tarif- und fach-
politische Anliegen sowohl in ihren Wechselwirkungen als auch in ihrer Ei-
genständigkeit analysiert und benannt werden müssen. Da die vorangegangen
Untersuchungen zu Prekarisierung und Deprofessionalisierung Sozialer Arbeit
eindeutig darauf verweisen, dass sich beide genannten Phänomenbereiche wech-
selseitig bedingen, schlägt diese Arbeit einen Zwischenweg vor. Zur Vermeidung
einer Instrumentalisierung von Klient_innen(interessen) oder einer Moralisie-
rung der legitimen Forderungen nach angemessenen Arbeits-, Beschäftigungs-
und Entlohnungsbedingungen sollte die Debatte . . .
1. . . . einerseits fachpolitische und professionsbezogene Argumente verstärkt
betonen und
15 Ergebnisse verschiedener Untersuchungen: Karges et al. (2000): 32,5%; Bornhöft
(2003): 31,1%.
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2. andererseits den Kampf um bessere Arbeitsbedingungen (tarifpolitische
Forderungen) mit den Anerkennungsdimensionen16 von Arbeit in Ver-
bindung bringen.
Neben dem niedrigen Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen in Ge-
werkschaften wird gleichzeitig konstatiert, dass die damit (ohnehin schon) ge-
ringe Repräsentation sozialarbeiterischer Interessen von den Gewerkschaften
zudem nur unzureichend ausgefüllt wird bzw., dass die Interessen der Sozial-
arbeiter_innen unzulänglich vertreten werden (vgl. Eichinger, 2009b, S. 84)
(zu den vermuteten Gründen siehe hier, Abschnitt 4, Seite 80 ff.).
„Parallel zu den Gewerkschaften/Berufsverbänden gibt es in der Sozialen Ar-
beit eine beachtliche Anzahl von Fachverbänden, Fachvereinigungen und Ar-
beitsgemeinschaften auf Landes- und Bundesebene, die soziale Berufsangehö-
rige handlungsfeldspezifisch organisieren, deren Zusammenarbeit jedoch auf
manche Hindernisse stößt.“
(Paulini (2003a), S. 4)
„Der Blick auf die heutige Situation von Berufsvertretungen in der Sozialen
Arbeit verdeutlicht, dass die Mitgliedschaft in Gewerkschaften bzw. Berufs-
verbänden nicht mehr zur selbstverständlichen Fachkultur der Sozialen Arbeit
gehört. Die Tradition der Berufsangehörigen, sich mehr über die Unterschiede
als über die Gemeinsamkeiten zu definieren, ist geblieben und zeigt sich in der
Vielzahl der fachspezifischen Vereinigungen.“
(Paulini (2010), S. 89)
„Über die berufsverbandliche Frage der Organisiertheit hinaus sieht es mit der
gewerkschaftlichen Orientierung der Profession nicht besser aus. Es ist eine be-
kannte wenn auch angesichts der konkreten, so oft prekären Berufssituationen
schwer zu begreifende Tatsache, dass Sozialarbeitende heute weniger denn je
eine gewerkschaftliche Organisierung für sich in Betracht ziehen.“
(Seithe (2011), S. 10)
16 Diese Anerkennungsdimensionen, die die zivilisatorischen Standards einer Arbeits-
gesellschaft darstellen und die sich für die Argumentation um gerechte Arbeits-,
Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen anbieten sind:
a) die reproduktiv-materielle Dimension (Erwerbsarbeit dient, und muss dienen, vorran-
gig der notwendigen Absicherung des Lebensunterhaltes)
b) die sozial-kommunikative Dimension (Erwerbsarbeit dient, und muss dienen, der ge-
sellschaftlichen Integration)
c) die rechtlich-institutionelle oder Partizipationsdimension (Erwerbsarbeit garantiert,
und muss garantieren, tarifliche Mitbestimmung, Schutz vor Risiken, Versicherung
gegen Schäden)
d) die Status- und Anerkennungsdimension (Erwerbsarbeit garantiert, und muss garan-
tieren, gesellschaftliche Anerkennung und Wertschätzung)
e) die arbeitsinhaltliche Dimension (Erwerbsarbeit garantiert, und muss garantieren,
sinnstiftende und auch -erfüllende Funktionen)
(vgl. Schweiger und Peitler, 2010, S. 360)
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„[. . . ] [A]uch die Interessenvertretung der Arbeitnehmer im Sozialsektor [er-
weist sich ]– nicht zuletzt wegen des geringen gewerkschaftlichen Organisati-
onsgrades – als schwach und uneinheitlich. Die Tatsache, dass neben ver.di
[und GEW, d. Verf.] verstärkt auch Berufsverbände und Splittergewerkschaf-
ten (‚gelbe Gewerkschaften‘, meist unter dem Dach des Christlichen Gewerk-
schaftsbundes) als Tarifpartner akzeptiert werden, trägt noch zusätzlich dazu
bei, das Tarifniveau in entscheidenden Punkten weiter abzusenken.“
(Kühnlein et al. (2011), S. 161)
Zusätzliche Besonderheiten gewerkschaftlicher Interessenvertretung
im Sozialbereich
Bevor in Abschnitt 4, Seite 80 ff. über verschiedene Zugangsperspektiven
Gründe und Ursachen für die prekäre gewerkschaftliche Organisiertheit Sozia-
ler Arbeit eruiert werden, sollen an dieser Stelle bereits einige erste Überlegun-
gen dazu angestellt werden. Neben der, schon im vorangegangenen Abschnitt
genannten, Tatsache, dass sich Sozialarbeiter_innen offenbar schwer tun, sich
mit ihren tarifpolitischen Forderungen als originäre Erwerbstätige zu verste-
hen und deshalb ihre legitimen Anliegen hinter das Klient_innenwohl anstellen
(vgl. Schacht, 2005, S. 33) seien noch weitere Besonderheiten genannt.
Wohlfahrtsverbände verstanden und verstehen sich als Interessenverbände
für eine fachliche Soziale Arbeit und damit als „Anwälte für die Schwachen
der Gesellschaft“. Gleichzeitig befinden sie sich, und die in ihnen organisierten
Träger und Einrichtungen, häufig genug in der Rolle von Arbeitgebern, die zu-
dem ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen vertreten und, wie bereits weiter
oben festgestellt, am Lohndumping im Sozialsektor aktiv beteiligt sind. Für
die Fachkräfte, die in Einrichtungen und bei Trägern der Wohlfahrtsverbände
beschäftigt sind bedeutet das einerseits ein großes Maß an Identifikation und
Interessenkongruenz mit den Verbänden – also mit ihren Arbeitgebern – um
das Wohl der anwaltschaftlich zu vertretenden Klientel und um eine fachli-
che Soziale Arbeit. Das Erkennen gegensätzlicher (wirtschaftlicher) Interessen,
wenn es um die Perspektive als Arbeitnehmer/Lohnabhängige geht, scheint –
so die These – nur schwer zu gelingen. Der Titel des Artikels von Paulini
(2003a) fasst dieses Dilemma prägnant zusammen.
Zusätzlich stehen Sozialarbeiter_innen in ihrer Rolle als Arbeitnehmer_in-
nen mehreren Parteien gegenüber, die als Adressaten ihrer (legitimen) tarif-
politischen Forderungen in Frage kommen. Auf der betrieblichen Ebene sind
dies die jeweiligen Vorgesetzten bzw. Chefs und/oder Geschäftsleitungen. Des-
weiteren ist die Ebene des Kostenträgers/Finanziers zu nennen, die als die
„eigentliche“ entscheidende Instanz gilt.
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„Es besteht für InteressenvertreterInnen die große Schwierigkeit, daß man zu-
meist zwei Verhandlungs- bzw. Konfliktpartnern gegenübersteht: einerseits den
Geschäftsführungen im eigentlichen Verein bzw. Betrieb, andererseits der sich
darüber befindlichen subventionsgebenden politischen Ebene.“
(Schacht (2005), S. 33)
Ein häufig vorgebrachtes Argument – und kürzlich während des aktuel-
len Tarifkonfliktes im Sozial- und Erziehungsdienst zu beobachten – ist das
der „wesensmäßigen“ Ambivalenz bzgl. der Wirksamkeit und aufgrund der
ethisch-moralischen Bedenklichkeit von Streiks und Streikaktionen in Einrich-
tungen/Kontexten sozialer Dienstleistungen.
„Heute wird u.a. das Argument stark gemacht, dass durch einen Streik kein
wirkmächtiger Druck wie in anderen Branchen aufgebaut werden könne. Zudem
würden insbesondere die NutzerInnen der Sozialen Arbeit leiden, was in der
Berufsgruppe als Unzumutbarkeit gelte.“
(Eichinger und Kraemer (2008), S. 239)
„Aktionen und Arbeitskämpfe, seien es nun Betriebsversammlungen in der
Arbeitszeit, Dienst nach Vorschrift, gleichzeitiger Abbau von Überstunden,
stunden- oder tageweise Streiks: Diese sind gerade im sozialen Dienstleistungs-
sektor ein großes Problem, da hier ja mit Menschen gearbeitet wird, denen
grundlegende Bedürfnisse befriedigt werden müssen.“
(Schacht (2005), S. 33)
Giesecke (2011) ist sogar der Ansicht, dass – „[d]a mit Streiks in diesem
Arbeitsfeld kaum wirtschaftlicher Schaden erwirkt werden kann [. . . ] [–] eine
Tarifauseinandersetzung hier nur über die öffentliche und veröffentlichte Mei-
nung gewonnen werden [kann]“ (ebd. S. 227).
3.1.3 Exkurs: aktuelle Arbeitskämpfe – wo bleiben die Kämpfe für die
Beschäftigten der frei-gemeinnützigen Träger?
Zur Verdeutlichung der Schwierigkeiten, die Sozialer Arbeit bei der gewerk-
schaftlichen Auseinandersetzung um die Verbesserung ihrer Arbeits-, Beschäf-
tigungs- und Entlohnungsbedingungen begegnen, folgt an dieser Stelle ein
knapper Überblick zum Tarifstreit im Sozial- und Erziehungsdienst.
Mit Ende des Jahres 2014 haben Ver.di, die GEW und der Deutsche Be-
amtenbund, DBB (mit dem Mitgliedsverband DBSH) die Tarifregelungen für
den Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) gekündigt (vgl. Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbände, 2015), nachdem diese 2009 als Be-
standteil des TVöD (seit 2005 Nachfolgetarifvertragssystem des vormaligen
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Bundes-Angestellten-Tarifvertrages BAT) in Kraft getreten waren. Schon da-
mals, im Zuge der Schaffung der Regelungen für den SuE, beteiligten sich die
gewerkschaftlichen Verbände u. a. mit ausgeweiteten Streikaktionen an die-
sem Arbeitskampf. Mit dem Abschluss der Tarifregelungen 2009 und mit der
damals geschaffenen Tariftabelle für die konkrete Eingruppierung der Beschäf-
tigten im SuE (vgl. Erlbeck und Giesecke, 2009, S. 31) konnte zwar „[d]ie
von den kommunalen Arbeitgebern geforderte Abwertung der Sozialen Berufe
[. . . ] abgewehrt werden, die geforderte Aufwertung für die sozialen Berufe [war,
d. Verf.] aber nicht gelungen. Neben der 2009 sich aufgrund der Finanzkrise
dramatisch verschlechternden finanziellen Situation der Kommunen hat[te] sich
gezeigt, dass es noch größerer Anstrengungen bedarf, ein klassisches Frauenar-
beitsfeld aufzuwerten. Durchgesetzt werden konnte aber ein Tarifvertrag zum
betrieblichen Gesundheitsschutz. Die Regelung setzt am Arbeitschutzgesetz
an und erweitert[e] die Möglichkeiten der Gestaltung durch die Beschäftig-
ten“ (Giesecke, 2011, S. 228). Schon bald wurden die Mängel dieser neuen
Regelungen diskutiert und Nachverhandlungen durch die Gewerkschaften an-
geregt, u. a. bezüglich der mangelnden Berücksichtigung und Wertschätzung
von Alter und Qualifikation bei der Eingruppierung (vgl. Eichinger, 2009b,
S. 77) z. B. beim Stellenwechsel (vgl. DBSH e. V., 2015, S. 1). In der dar-
auf folgenden Zeit formulierten die gewerkschaftlichen/berufsständischen Ver-
bände, unter Beteiligung und Einbezug ihrer Mitglieder, eigene Forderungs-
papiere für die Neuregelung der Abschlüsse im SuE von 2009 (z. B. DBSH
e. V. (2014a), Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (2015),
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (2015)). Die Forderungen der
Gewerkschaften und berufsständischen Verbände lassen sich unterteilen in:
• Forderungen zu Eingruppierungsmerkmalen und fachlichen Standards,
z. B.:
– verbesserte einheitliche Eingruppierungsmerkmale für die jeweiligen
Berufsgruppen
– leistungsgerechte Anerkennung von Zusatzqualifikationen
– Neuregelungen für Leitungspositionen
– tarifliche Regelungen für Master-Abschlüsse
– Beseitigung von Nachteilen bei Arbeitgeberwechsel
• Forderungen zu Gesundheitsschutz und Prävention, z. B.:
– Anpassung der Personalschlüssel entsprechend des Bedarfes
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– Festlegung konkreter Fallzahlen/Gruppengrößen gegen Überlastung
• Forderungen zur Sicherung der fachlichen Qualität, z. B.:
– Neugestaltung der Berufseinmündungsphase
– Förderung und Anerkennung beruflicher Weiterbildungen
(vgl. DBSH e. V., 2015, S. 2), (vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft, 2015)
Nachdem 2015, nach fünf Runden, die Verhandlungen zwischen den Gewerk-
schaften und der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)
für gescheitert erklärt worden waren, riefen die Gewerkschaften zur Urabstim-
mung auf und einigten sich damit auf eine Streikfreigabe. In der mehrwöchigen
Streikphase war die öffentliche Berichterstattung davon geprägt, was in dieser
Diplomarbeit bereits weiter oben unter der Überschrift „Zusätzliche Besonder-
heiten gewerkschaftlicher Interessenvertretung im Sozialbereich“ beschrieben
wurde (ethische Bedenklichkeit aufgrund des Konflikts mit den Klient_innen-
interessen, kein Aufbau wirtschaftlichen Drucks durch mögliche Umsatzausfäl-
le bei den Arbeitgebern). Zudem war zu beobachten, dass die Anliegen der
Sozialarbeiter_innen in der Darstellung des Arbeitskampfes kaum eine Rolle
spielten. Zusätzlich suggerierte die euphemistische Bezeichnung „KiTa-Streik“
als handele es sich hier vorrangig „nur“ um unzufriedene und frustrierte Erzie-
her_innen. Zwar wurde auch in der Berichterstattung von kommunalen KiTas
gesprochen und vom TVöD, allerdings dürfte der breiten Öffentlichkeit kaum
bekannt/bewusst sein, dass die meisten Erwerbstätigen im Bereich der sozia-
len Berufe weder im öffentlichen Dienst, noch im Geltungsbereich des SuE
beschäftigt sind. Dass diese TVöD-Ferne neben vielen Erzieher_innen auch
einen großen Teil der Sozialarbeiter_innen betrifft konnte im Kontext der Ar-
beitskämpfe – so vermutet – zudem keine Rolle spielen, da die Anliegen ex-
plizit auf die Regelungen des SuE im TVöD bezogen waren. Aufgrund der,
weiter oben ausführlich beschriebenen, Erosion und Fragmentierung der Ta-
rifvertragssysteme ist auch davon auszugehen, dass viele Arbeitnehmer_innen
bei frei-gemeinnützigen Trägern von einer Neuverhandlung der Tarifabschlüs-
se für den SuE nicht profitieren werden. Es ist aber genau für diese Bereiche
dringend erforderlich und an der Zeit, Gewerkschaftsmacht aufzubauen.
„Die Regelungen gelten nur für den Sozial- und Erziehungsdienst im Geltungs-
bereich des Tarifvertrages Öffentlicher Dienst (TVÖD). Sie gelten innerhalb
der Kommunen nicht für andere Beschäftigte. Und sie gelten nicht für freie
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Träger, die den TVÖD nicht anwenden. Hier müssen gewerkschaftliche Strate-
gien ansetzen. Wenn wir die Arbeits- und Rahmenbedingungen für die gesam-
ten Sozialen Berufe verbessern wollen, müssen wir dieses Instrument in seinem
aktuellen Geltungsbereich zum Erfolg führen, und dann aber auch darüber
hinaus vereinbaren.“
(Giesecke (2011), S. 229)
3.1.4 Vorstellung der Umfrage
Die Verbände, die die Belange der Sozialarbeiter_innen und somit der Sozia-
len Arbeit als Erwerbstätigkeit repräsentieren sind die Gewerkschaften GEW,
Ver.di und der Berufsverband DBSH. Der DBSH bezeichnet sich dabei eben-
falls als Gewerkschaft, da er neben berufsständischen und fachpolitischen Inter-
essen auch die tarifpolitischen Interessen seiner Mitglieder vertritt (vgl.DBSH
e. V., 2014b), (vgl. Redaktion Forum Sozial, 2003), (vgl. Kalkofen,
1996).
Informationen über die konkrete Arbeit der Verbände, die über Pressemit-
teilungen, Positionspapiere und Öffentlichkeits-Materialien hinaus gehen und
auch Schlüsse zu Strategien und Planungen und Reflektionen der Gewerkschaf-
ten zulassen, sind kaum auffindbar bzw. verfügbar. Die rar gesäten, für einen
echten Erkenntnisgewinn nötigen, Informationen finden sich bestenfalls verein-
zelt in Fachzeitschriften der Sozialen Arbeit oder Verbandszeitschriften wie z.
B. Forum Sozial. Eine Verbändeforschung für Gewerkschaften und Berufsver-
bände der Sozialen Arbeit existiert in dieser Form nicht.
Für diese Arbeit wird dabei eine Umfrage herangezogen, die die Fachzeit-
schrift SIEGEN:SOZIAL der Universität Siegen im Jahr 2002 durchgeführt hat
(vgl. Redaktion SI:SO, 2003). Um die gegenwärtige Situation beschreiben
zu können, wurde diese Umfrage für diese Diplomarbeit wiederholt durchge-
führt, in dem sie um drei Fragen erweitert wurde. Die Fragen 1 bis 4 sind
wortgleich aus der o. g. Fachzeitschrift übernommen, die Fragen 5 bis 7 wurde
neu hinzu gefügt.
1. Wie ist der Organisationsgrad von Sozialarbeitern/-pädagogen in Ihrem
Verband?
2. Wie leicht/schwer ist diese Berufsgruppe im Vergleich mit anderen an-
sprechbar und damit organisierbar?
3. Welche Gründe werden – falls die Antwort eher negativ ausfällt – dafür
vermutet? Und mit welchen Folgen?
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4. Wie könnte die Zukunft der gewerkschaftlichen Organisation in diesem
Bereich, also der sozialen Dienste (öffentliche, freie und kirchliche Trä-
ger) aussehen – und damit der kollektiven Interessenvertretung der dort
Beschäftigten?
5. Welche neue(re)n gewerkschaftlichen Strategien und Ansätze werden im
Zusammenhang mit Frage 4 erprobt bzw. umgesetzt – zu denken wäre
dabei z. B. an Schlagworte wie Organizing und Strategic Unionism?
6. Welche Strategien entwickelt ihr Verband, um der fortschreitenden Ab-
koppelung der Tarifverträge der Freien Wohlfahrtspflege vom TVöD zu
begegnen?
7. Was tun sie konkret für die Arbeitnehmer_innen in prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen, besonders im Bereich der frei-gemeinnützigen Trä-
ger?
(vgl. Redaktion SI:SO, 2003, S. 12)
Mit dem 09. Juni 2015 liegt der Rücklauf der Antworten der Verbände auf die
Umfrage bei null Prozent. Zu diesem Zeitpunkt wurden bereits je zwei Briefe
mit den Umfragen an die Verbände versandt (zu Beginn und mit Fortschreiten
der Diplomarbeitserstellung). Die Umfrage wurde ebenfalls per e-Mail an die,
zuvor telefonisch und per Internet ermittelten, direkt relevanten Ansprechpart-
ner übermittelt. Ein direkter telefonischer Kontakt mit den in Frage kommen-
den Personen kam bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht zustande.
Ähnlich beschreibt Bornhöft seine Erfahrungen bei der Informationsge-
winnung und Kommunikation mit den Verbänden:
„Besondere Hoffnung hatte ich in die Auskunftsbereitschaft der Gewerkschaf-
ten GEW, ÖTV, DAG und KOMBA gesetzt. Ich war davon ausgegangen,
daß auf Seiten der Gewerkschaften ein grundsätzliches Interesse an Ursachen-
forschung besteht, gerade im Hinblick auf den – in persönlichen Gesprächen
mit VertreterInnen der einzelnen Gewerkschaften – immer wieder beklagten
schwachen Organisationsgrad unter Sozialarbeiter/- pädagogInnen. Es stellte
sich jedoch heraus, daß die Ermittlung auch nur annähernd aktueller Zahlen
über die in ihnen organisierten Sozialarbeiter/- pädagogInnen bei allen genann-
ten Verbänden unmöglich war. Die Reaktion aller Verbände auf Anfragen nach
weiteren Informationen und Daten war ebenso unbefriedigend.“
(Bornhöft (2001), S. 68)
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3.2 DBSH – Zwitter aus Berufsverband und Gewerkschaft
Der Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit ist nach der Definition in sei-
ner Satzung Berufsverband und tariffähige Gewerkschaft. „Der DBSH ver-
tritt die gesellschaftsbezogenen, fachspezifischen und berufspolitischen sowie
die arbeits- und tarifrechtlichen Interessen seiner Mitglieder“ (DBSH e. V.,
2014b, S. 1, § 2). „Der DBSH nimmt insbesondere berufspolitische und ge-
werkschaftliche Aufgaben wahr“ (ebd., § 3). „Gewerkschaftliche Aufgaben sind
insbesondere: 1. Auskunft und Vertretung in Fragen des Tarif-, Besoldungs-,
Arbeits- und Sozialrechtes, 2. tarif- und besoldungspolitische Interessenvertre-
tung“ (ebd., § 3 Abs. 3). Somit ist, nach dem Selbstverständnis des Verbandes,
der DBSH ein Akteur, der Soziale Arbeit als Erwerbstätigkeit und Soziale Ar-
beit als Profession als Gesamtheit wahrnimmt und bearbeitet. Da für diese
Diplomarbeit besonders die gewerkschaftlichen Funktionen interessieren, wird
im Folgenden dargestellt wie diese für den DBSH ausgestaltet sind und wie
deren Wirksamkeit und Durchsetzungsfähigkeit beschrieben werden.
Laut Satzung des DBSH ist das zentrale Organ, welches für die gewerkschaft-
lichen Belange des Verbandes zuständig ist, die Bundestarifkommission. „Die
Bundestarifkommission (BTK) gewährleistet die Ausführung der Beschlüsse
der Bundesdelegiertenversammlung im Bereich der gewerkschaftlichen Vertre-
tung sowie der Mitbestimmung“ (DBSH e. V., 2014b, S. 6, § 14 Abs. 1).
„Wie jede Gewerkschaft, so ist auch der DBSH in der Lage, alle zur Durch-
setzung seiner Interessen erforderlichen Mittel zu nutzen, so auch [. . . ] den
Arbeitskampf“ (Kalkofen, 1996, S. 21). Dies setzt der Verband allerdings
hauptsächlich über den Deutschen Beamtenbund in der DBB-Tarifunion um.
Racke interpretiert dieses Element der Gewerkschaftspolitik des DBSH als
„Outsourcing“ und folgert daraus, dass der Verband sich über seine gewerk-
schaftlichen Funktionen nicht identifiziere und diese somit „stiefmütterlich“
behandle. Die berufspolitischen/fachpolitischen Aufgaben stufe der Verband
demzufolge als wichtiger ein und könne sich durch die Verlagerung der gewerk-
schaftlichen Funktionen zum DBB auf die Berufspolitik konzentrieren (vgl.
Racke, 2003, S. 128).
„Mit der Vollmitgliedschaft in der DBB Tarifunion gibt der DBSH das letzte
bislang noch vorhandene Prinzip aus den Gründertagen auf. Die eigenständige
Vertretung aller Mitgliederinteressen wird zu Gunsten einer stärkeren Vertre-
tung der wirtschaftlichen Interessen innerhalb einer Großgewerkschaft aufge-
geben. Ob allerdings die spezifischen Interessen der Berufsgruppe der Sozialar-
beiterInnen gegenüber den Verhandlungspartnern somit tatsächlich wirkungs-
voller vertreten werden können wird hier angezweifelt. Die DBB Tarifunion
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verhandelt beispielsweise nicht mit den Trägern der freien Wohlfahrtspflege,
wobei diese sich i. d. R. (noch) am Bundesangestelltentarif orientieren.“
(Racke (2003), S. 128 f.)
Die Autorin stellt dabei auch die Frage, ob die gewerkschaftspolitischen In-
teressen Motivation für eine Mitgliedschaft im DBSH seien und vermutet, dass
die Vertretung dieser Interessen von Sozialarbeiter_innen eher bei den Ge-
werkschaften gesucht werde und damit wahrscheinlicher in einer – auch zah-
lenmäßig höheren – Mitgliedschaft bei diesen Verbänden müden würde statt
im Berufsverband (vgl. ebd., S. 129). Sie sieht auch Vorteile für die Mitglieder
des DBSH (und diesen selbst) und deren gewerkschaftspolitische Vertretung
über die DBB-Tarifunion:
„Vorteile für die Mitglieder des DBSH durch die Mitgliedschaft in der DBB-
Tarifunion ergeben sich aus der möglichen Nutzung der Dienstleistungszentren
des DBB bei arbeitsrechtlichen Fragestellungen, es entfällt damit die freie An-
waltswahl in den jeweiligen Fragen. Für den DBSH als Verband verringerte
sich durch den Beitritt das Haushaltsrisiko bei einer ‚zunehmenden Zahl ar-
beitsrechtlicher Risiken‘ [. . . ].“
(Racke (2003), S. 128)
Mit diesen Ausführungen deutet sich an, dass der Doppelcharakter des DBSH
als Berufsverband und Gewerkschaft konfliktreich ist und auch entsprechend
wahrgenommen wird. So führe die Zwitterstellung des Verbandes immer wieder
zu verbandsinternen und -externen Diskussionen (vgl. Redaktion Forum
Sozial, 2003, S. 17). Bornhöft misst den gewerkschaftlichen Funktionen
des DBSH sogar eine solch geringe Relevanz bei, dass er seine empirische Un-
tersuchung zur gewerkschaftlichen Interessenvertretung Sozialer Arbeit ohne
Berücksichtigung des DBSH durchführt (vgl. Bornhöft, 2001, S. 44). Zu-
dem würde auch von Gewerkschaftsseite dem DBSH infolge seiner Einbindung
in den DBB der Gewerkschaftscharakter abgesprochen (vgl. Paulini, 2003b,
S. 7).
Zu beantworten bleibt an dieser Stelle, wie der DBSH seine Doppelstellung
selbst beschreibt und interpretiert und ob der Berufsverband die, auch durch
diese Diplomarbeit angeregte Verbindung fachpolitischer und tarifpolitischer
Entwicklungen und Interessen, vorteilhaft leisten kann bzw. welche Schwierig-
keiten dabei eventuell entstehen.
In einer Diskussion einiger (prominenter) DBSH-Mitglieder beziehen diese
Stellung zur oben aufgeworfenen Frage (vgl. Redaktion Forum Sozial,
2003). Der Tenor dabei ist, dass die tarifpolitische Vertretung im DBB fach-
lich gesehen vorteilhaft sei, dass aber die Durchsetzungsfähigkeit der gewerk-
schaftlichen Interessen nicht sehr hoch sei, weil der DBSH nur relativ wenige
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Mitglieder habe und der Verband innerhalb des DBB nur eine von sehr vielen
Mitgliedsgewerkschaften darstelle (ebd., S. 20). Außerdem wird die Verbin-
dung von tarifpolitischen und fachpolitischen Belangen – also die Verbindung
von Gewerkschaft und Berufsverband im DBSH – durch fast alle Diskussions-
teilnehmer begrüßt.
„[Wilfried] Nodes: Wir haben Nicht-Mitglieder befragt, was Motive sein
könnten, einem Verband beizutreten. An erster Stelle steht für sie die Sicher-
heit des Arbeitsplatzes und an zweiter dritter und vierter Stelle stehen Sozi-
alpolitik, gewerkschaftliche Orientierung auf einer Ebene. Das zweite ist, dass
die Verbindung zwischen Berufsverband und Gewerkschaft etwas sehr moder-
nes ist, deshalb hat der DBSH auch im Gegensatz zu anderen Gewerkschaften
wie ver.di deutliche Vorteile. Identität entwickelt sich heute nicht mehr nur
darüber, dass ich Arbeitnehmer bin, sondern parallel entwickelt sich eine Iden-
tität über das, was ich tue. Und indem ich Identifikation anbiete, also in der
Verbindung zwischen Berufsverband und Gewerkschaft liegt die Zukunft, weil
wir in beiden Rollen Identitätsstifter sind.“
(Redaktion Forum Sozial (2003), S. 17)
3.3 GEW – Soziale Arbeit als Bildungsarbeit?
In der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft „gibt es für Fachkräfte in
der sozialen Arbeit seit 1986 den ‚Organisationsbereich Jugendhilfe und Sozi-
alarbeit‘ und eine Fachgruppe ‚Sozialpädagogische Berufe‘“ (Paulini, 2010, S.
89). Damit wird für die GEW bereits deutlich, dass nicht das gesamte Spek-
trum Sozialer Arbeit adressiert wird, sondern die Fachbereiche, die einem – wie
auch immer definierten (näheres dazu: Walther, 2012) – Bildungsbegriff zu-
geordnet werden (vgl. Racke, 2003, S. 80). Zudem definiere sich die GEW als
„Fachgewerkschaft[. . . ]. Hier hat das Industrieverbandsprinzip keine Gültig-
keit“ (Bornhöft, 2001, S. 12). Die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe,
Sozialpädagog_innen und Berufsbilder wie das der Schulsozialarbeiter_in stel-
len für die „Bildungsgewerkschaft“ die vorrangigen Adressat_innen dar. Dass
dies die, schon jetzt verstärkt zu konstatierende, fragmentierte Berufsidentität
der Sozialen Arbeit weiter vorantreibt, wird auch von Vertretern der GEW
selbst benannt (vgl. Redaktion SI:SO, 2003, S. 15). Allerdings wird durch
die starke Dominanz von Lehrer_innen in der GEW die Artikulations- und
Organisationsmacht der Sozialarbeiter_innen auch weiterhin in einem hierar-
chischen Verhältnis zu Ersteren stehen (vgl. Racke, 2003, S. 80). Die Anzahl
der, in der GEW organisierten, Fachkräfte der Sozialen Arbeit liegt bei ca.
35.000 Mitgliedern (Stand 2003) (vgl. Redaktion SI:SO, 2003, S. 15). „Die
Mitgliederstatistik der GEW weist 28.080 Frauen und 3.377 Männer aus, die
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in der Fachgruppe ‚Sozialpädagogische Berufe‘ zusammengefasst sind [Stand
2003, d. Verf.]“ (ebd.).
„[Wilfried] Nodes: Ein Satz zur GEW. Sie definiert Soziale Arbeit als Bil-
dungsarbeit, sie spaltet damit die Profession und macht sich fachlich lächer-
lich.“
(Redaktion Forum Sozial (2003), S. 20)
3.4 Ver.di – Soziale Arbeit als Dienstleistungsberuf?
„[B]ei Ver.di [Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, 2001 hervorgegangen u. a.
aus der ÖTV (Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr), d. Verf.] sind So-
zialpädagogInnen/Sozialarbeiterinnen – je nach Anstellungsträger – entweder
im ‚Fachbereich 3 Gesundheit. Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen‘ oder
im ‚Fachbereich 7 Gemeinden‘ organisiert [. . . ]“ (Paulini, 2010, S. 89). „In
der [. . . ] Dienstleistungsgewerkschaft [. . . ] sind so gut wie alle Dienstleistungs-
berufe und -branchen vertreten, von den Kommunen über Banken und Versi-
cherungen bis zur Medienindustrie“ (Hassel, 2007, S. 185). Ver.di reagierte
mit ihrer Gründung nicht nur auf den, bereits seit langer Zeit andauernden,
Mitgliederschwund ihrer ehemaligen Gründungsgewerkschaften, sondern diese
war auch Ausdruck einer Anpassung an eine sich differenzierende Arbeitswelt
hin zur Dienstleistungsgesellschaft (vgl. Brinkmann und Nachtwey, 2010,
S. 23 f.).
„Die Größe der Gewerkschaft verschafft ihr große politische Einflussmöglich-
keiten. In Tarifverhandlungen und -angelegenheiten, als primärer Aufgabe und
Serviceleistung, hat die Gewerkschaft in vielen Bereichen Tarifautonomie. Zu-
sammenfassend lässt sich demnach festhalten, dass die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft als starke tarifpolitische Kraft angesehen werden muss, für
die spezielle Berufsgruppe der SozialarbeiterInnen jedoch keine fachspezifi-
schen Interessen vertreten kann. Trotzdem organisiert ver.di die meisten Sozial-
arbeiterInnen, die Mitglied in einer Gewerkschaft/einem Berufsverband sind.“
(Racke (2003), S. 78 f.)
Einerseits wolle sich ver.di nicht berufsständisch und fachpolitisch verengen
lassen und neben den tarifpolitischen Interessen ihrer Mitglieder auch sozial-,
wirtschafts- und gesundheitspolitische Anliegen bearbeiten. Andererseits seien
die fach- und berufspolitischen Interessen der Mitglieder durch neu entwickelte
Fachbereiche jetzt besser berücksichtigt (vgl. Redaktion SI:SO, 2003, S. 12).
Für 2003 wird die Zahl der, bei ver.di organisierten, Fachkräfte aus sozialen
Berufen auf „etwa 370.000 im Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohl-
fahrt und Kirchen und ähnlich viele[. . . ] im Fachbereich Gemeinden“ (ebd.)
beziffert.
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3.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
3.5.1 Zusammenfassung
Zusammengefasst und gebündelt sind die Aussagen der vorangegangenen Aus-
führungen:
• Allgemeines zu gewerkschaftlicher Interessenorganisation:
– Gewerkschaften als Interessenverbände der Arbeitnehmer_innen ggü.
Arbeitgeber_innen und Staat
– Aufgaben der Gewerkschaften: Fördern und Vertreten der Arbeits-
und Wirtschaftsbedingungen der Mitglieder (arbeitsrechtliche, be-
rufliche, arbeitsschutzbezogene, gesellschaftliche, kulturelle, soziale
Interessen)
– dominierendes Prinzip der Einheitsgewerkschaft und der Industrie-
gewerkschaften; „Ein Betrieb, ein Tarifvertrag“
– massiver Mitgliederrückgang bei den Gewerkschaften bis heute
– 8,9 Millionen Gewerkschaftsmitglieder (Stand 2003)
• Gewerkschaftliche Interessenorganisation Sozialer Arbeit:
– allgemeine Interessenorganisation Sozialer Arbeit fragmentiert (Ge-
werkschaften, Berufsverbände, Fachverbände)
– relevante gewerkschaftliche Organisationen: DBSH, Ver.di, GEW
– gewerkschaftliche/tarifpolitische Interessenorganisation Sozialer Ar-
beit mangelhaft und marginal
– ca. 30% (Stand 2003) aller Sozialarbeiter_innen gewerkschaftlich
organisiert, davon ca. 26,5% aktiv
– Sozialarbeiter_innen frei-gemeinnütziger Träger ca. doppelt so häu-
fig gewerksch. organisiert wie Sozialarbeiter_innen öffentlicher Trä-
ger
– Verhältnis organisierter Frauen zu Männern: ca. 1:2
– ca. 150.000 – 155.000 (Stand 2003) Sozialarbeiter_innen, Sozialpäd-
agog_innen und Erzieher_innen sind Gewerkschaftsmitglieder
– gewerkschaftliches Engagement bei Fachkräften Sozialer Arbeit nicht
selbstverständlich
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– Klient_inneninteressen eher legitimationsstiftend für gewerksch. En-
gagement als berufsständische oder tarifpolitische Interessen
– geringer Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen und gleichzei-
tig geringe Repräsentation sozialarbeiterischer Interessen innerhalb
der relevanten Gewerkschaften
• Besonderheiten:
– originäre Arbeitnehmerinteressen (eigene wirtschaftliche Interessen)
der Sozialarbeiter_innen sind nicht ausschlaggebend für ein höheres
Gewerkschaftsengagement aus Sicht der Sozialarbeiter_innen
– Identifikation der Fachkräfte mit ihren Trägern (und den Wohl-
fahrtsverbänden) erschwert das Erkennen eigener (wirtschaftlicher)
Arbeitnehmerinteressen
– Adressaten tarifpolitischer Forderungen der Sozialarbeiter_innen
sind nicht nur Geschäftsleitungen und Vorgesetzte sondern auch die
politischen Entscheidungsträger und die Kostenträger
– Wirksamkeit von Mitteln des Arbeitskampfes (Streiks) als ethisch
bedenklich und wirtschaftlich wirkungsschwach bezeichnet
• Aktuelle Arbeitskämpfe:
– Tarifstreit im SuE aufgrund von Unzulänglichkeiten (Nachteile bei
Stellenwechsel, ungerechte Eingruppierungen, hohe Fallzahlen füh-
ren zu Überlastungen u. a.) der seit 2009 bestehenden SuE-Regel-
ungen innerhalb des TVöD
– Ende 2014 kündigen die Gewerkschaften Regelungen des SuE ggü.
VKA
– 5 erfolglose Verhandlungsrunden (Stand Mai 2015) führen zu Urab-
stimmung, Streikfreigabe und mehrwöchigen Streiks
– in der öffentlichen Wahrnehmung dominieren die (finanziellen) In-
teressen der Erzieher_innen; marginale Erwähnung der Sozialarbei-
ter_innen
– Ausblenden der Erosion der (Flächen-)tarifverträge und, dass Groß-
teil der Beschäftigten nicht kommunal bzw. im Öffentlichen Dienst
und auch nicht im Wirkbereich des SuE beschäftigt ist
– ethische Bedenklichkeit und wirtschaftliche Zahnlosigkeit des Streiks
steht im Vordergrund der Wahrnehmung
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– Scheitern des Streiks (Stand Juni 2015); Friedenspflicht und Schlich-
tung
• Die relevanten Verbände:
– DBSH: Verbindung von Gewerkschaft und Berufsverband, Verbin-
dung fachpolitischer und tarifpolitischer Interessen; tarifpolitische
Organisation über DBB-Tarifunion
– GEW: nicht alle Bereiche der Sozialen Arbeit für GEW relevant;
Soziale Arbeit als Bildungsarbeit; Fachgewerkschaft; Bildungsberu-
fe dominieren die GEW
– Ver.di: organisiert die meisten Sozialarbeiter_innen; Soziale Arbeit
als Dienstleistung(sberuf) steht im Vordergrund; geringe Relevanz
der fachpolitischen Interessen der Sozialarbeiter_innen
3.5.2 Schlussfolgerungen
Der geringe Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen in den gewerkschaft-
lichen Verbänden verweist einerseits auf einige Besonderheiten der Verbindung
von Gewerkschaften und Sozialer Arbeit. Andererseits bewegt sich die gewerk-
schaftliche Repräsentation von Sozialer Arbeit im Kontext der allgemeinen
Gewerkschaftskrise und des Umbaus des Sozialstaates sowie der sozial- und
wirtschaftspolitischen Entwicklungen. Diese Fragen werden im anschließenden
Abschnitt behandelt (Abschnitt 4, Seite 80 ff.).
Eine Moralisierung legitimer tarifpolitischer Interessen und Forderungen von
Sozialarbeiter_innen und die Instrumentalisierung von Klient_inneninteres-
sen kann umgangen werden, wenn sowohl die Anerkennungsdimensionen von
Arbeit in das Blickfeld der Analyse gerückt werden als auch fach- und be-
rufspolitische Argumente Sozialer Arbeit. Dabei ist eine Verbindung fach- und
tarifpolitischer Interessen und Entwicklungen einerseits wichtig, andererseits
muss Soziale Arbeit in tarifpolitischen Auseinandersetzungen als Erwerbstä-
tigkeit eine größere Rolle spielen.
Eine sozialarbeitsbezogene Verbändeforschung muss systematisch die Arbeit
der, für Soziale Arbeit relevanten, Verbände (Gewerkschaften, Berufsverbän-
de) beforschen. Dies lässt sich folgern aus der Tatsache, dass verbandsbezoge-
ne Informationen, die einen tatsächlichen Erkenntnisgewinn bedeuten könnten,
kaum vorliegen. Auch wissenschaftliche Beiträge zum Thema der gewerkschaft-
lichen Interessenorganisation Sozialer Arbeit und zu den Verbänden sind kaum
vorhanden.
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4 Warum ist Soziale Arbeit nicht schlagkräftig organisiert?
Um zu verstehen, warum – trotz der offensichtlich prekären Situation Sozialer
Arbeit – die gewerkschaftliche Interessenorganisation nicht schlagkräftig ist,
schließen sich in diesem Abschnitt unterschiedliche analytische Zugangsper-
spektiven zur Klärung dieser Frage aneinander an. Dass diese Perspektiven
auch Überschneidungen erzeugen und in ihren Wechselwirkungen verstanden
werden müssen, soll an dieser Stelle noch einmal betont werden. Auch handelt
es sich vorrangig um Interpretationen die zusätzlich empirisch überprüft wer-
den müssten, inwieweit sie sich dazu eignen, die schlechte gewerkschaftliche
Organisiertheit Sozialer Arbeit und ihrer Fachkräfte zu erklären.
4.1 Subjektperspektive auf die Fachkräfte
Weitgehend einig scheint sich die Fachöffentlichkeit der Sozialen Arbeit dar-
über zu sein, dass Sozialarbeiter_innen ihre berufs- und tarifpolitischen Inter-
essen nicht ernst genug nähmen, was sich in dem geringen Organisationsgrad in
Gewerkschaften widerspiegeln würde. Dies sei der Fall obwohl viele Fachkräfte
die prekäre Lage der Arbeitsbedingungen und die Deprofessionalisierungsten-
denzen reflektierten (vgl. Bornhöft, 2001, S. 2), (vgl. Karges et al., 2001,
S. 3), (vgl. Bräunig, 2009, S. 131). Zugleich wird argumentiert, dass Sozialar-
beiter_innen, gerade weil sie mit ihrer Arbeit gesellschaftliche Verantwortung
übernähmen, erst recht ein verstärktes Bewusstsein und eine Handlungsmoti-
vation für ihre berufs- und tarifpolitischen Belange haben müssten (vgl. Born-
höft, 2001, S. 2). Diese Vermutungen über Ursachen und Schlussfolgerungen
zum geringen Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen können als morali-
sierend und subjektivierend bezeichnet werden. Es fehle den Sozialarbeiter_-
innen an Wille, Einsicht, Bewusstsein und Engagementbereitschaft. Aus dem
Blick gerät dabei, dass Sozialarbeiter_innen selbst – besonders im aktuellen
neoliberalen und neosozialen gesellschaftspolitischen Zeitgeist – den jeweiligen
Subjektivierungstendenzen ausgesetzt sind. Vermutlich liegt einer der Gründe
für das Fehlen einer subjektkritischen Perspektive bei der Interpretation des
geringen Organisationsgrades von Sozialarbeiter_innen darin, dass Soziale Ar-
beit sich stets positiv auf emanzipierte/sich emanzipierende Subjekte bezieht
und in einer humanistischen Denktradition dem Subjekt auch eine herausra-
gende Stellung einräumt (vgl.Kessl, 2013, S. 85). „Subjektkritische Einwände
werden von solchen – subjektzentrierten – Standpunkten aus schnell als Bedro-
hung solcher Emanzipations- und Befreiungsprogramme angesehen[, die man
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von Sozialarbeiter_innen erwartet, d. Verf.]“ (ebd.). Deshalb scheint es nur
logisch, von den Sozialarbeiter_innen berufs- und tarifpolitisches Engagement
moralisierend zu fordern und die Gründe des Scheiterns dieser Anrufung wie-
derum bei den Sozialarbeiter_innen selbst zu verorten.
4.1.1 Sozialarbeiter_innen im Kontext neoliberaler und neosozialer
Subjektivierung(en)
Wie bereits in Unterunterabschnitt 2.1.3, Seite 36 ff. und Unterunterabschnitt
2.2.1, Seite 41 ff. dargestellt, sind Sozialarbeiter_innen (und Menschen allge-
mein) innerhalb der herrschenden gesellschaftspolitischen Verhältnisse auch
der neoliberalen und neosozialen „Zurichtung“ ausgesetzt. Mit ihrer Anru-
fung als Arbeitskraftunternehmer und der Forderung, ihre lebensweltlichen und
persönlichen Potentiale zur Lösung politisch und gesellschaftlich verursachter
Probleme einzusetzen ist es nicht verwunderlich, wenn die Betroffenen Wider-
standspotentiale eher auf persönlich privater Ebene entwickeln. Das kann z.
B. heißen, dass (auch aufgrund der Entgrenzung von Arbeit und Privatleben)
die Flucht ins Private gesucht wird oder die attraktiveren Arbeitsmarktseg-
mente Sozialer Arbeit bevorzugt werden. Ein Beispiel dafür ist die durchaus
als „Klinisierung Sozialer Arbeit“ (vgl. Pfeifer-Schaupp, 2011, S. 402 f.)
zu bezeichnende verstärkte Weiterqualifizierung von Sozialarbeiter_innen für
(psycho-)therapeutische Berufsfelder oder die im Trend liegende Hinwendung
von Sozialarbeiter_innen zu Abschlüssen im Sozialmanagement.
„Dabei verkennen [. . . ] [einige Kritiker dieser Entwicklung, d. Verf.] m. E.,
dass der wesentliche Antrieb zum Ausstieg nicht persönliches Profitstreben
oder Bequemlichkeit sind, sondern die sich ständig verschlechternden Arbeits-
und Rahmenbedingungen in der öffentlichen wie privaten Wohlfahrtspflege und
dass angesichts des massiven Elends, mit dem Sozialarbeiterinnen tagtäglich
zu tun haben, der Wunsch nach einem Ausstieg und einem ‚Platz an der Sonne‘
nur allzu verständlich sind.“
(Pfeifer-Schaupp (2011), S. 402)
„[Friedrich] Maus: Ein Grundproblem ist für mich nur am Rande erör-
tert worden. Wir haben mit Menschen zu tun, die in der Gesellschaft wenig
Anerkennung haben. Damit meine ich die Ur-Sozialarbeit, nicht die Weiße-
Kittel-Sozialarbeit. Und für mich ist Soziale Arbeit ‚Dreckarbeit‘, d. h. Arbeit
mit den Schmutzigen, den Ausgestoßenen. Franz von Assisi sagt: ‚Wer sich mit
Stinkern umgibt, der stinkt auch.‘ [. . . ] .“
(Redaktion Forum Sozial (2003), S. 20)
„Die Ökonomisierung Sozialer Arbeit begünstigt ebenfalls Habitusveränderun-
gen, Veränderungen der Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsgewohnheiten
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der Professionellen. Eine große Gruppe übernimmt den Habitus des Psycho-
therapeuten bzw. des Klinischen Sozialarbeiters, wie wir oben gesehen haben.
Eine zweite Gruppe versteht sich zunehmend als Sozialmanager, beide Habi-
tusformen überschneiden und ergänzen sich teilweise. Fast ganz verschwunden
ist der Habitus des Sozialrevolutionärs.“
(Pfeifer-Schaupp (2011), S. 406)
Für die Frage des (geringen) gewerkschaftlichen Engagements von Sozialar-
beiter_innen im neosozialen und neoliberalen Zeitgeist sind diese neuen Habi-
tusformen der Professionellen entscheidende Erklärungsmuster.
Zudem sind die, in prekären Bereichen der Sozialen Arbeit, verbleibenden
Fachkräfte häufig genug durch die schlechten Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen an einem gewerkschaftlichen Engagement gehindert.
„Zu den Folgen befristeter Beschäftigungsverhältnisse zählt: [. . . ] dass befris-
tet Beschäftigte sich faktisch permanent in einem ‚Arbeitsverhältnis auf Probe‘
befinden und aufgrund der Abhängigkeit von der Verlängerung bzw. Entfris-
tung von Arbeitsverträgen tendenziell die Bereitschaft sinkt, sich offensiv für
bessere Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen einzusetzen.“
(Karges (2011), S. 14)
Böhnisch verweist darauf, dass – was „[s]owohl sozial historisch als auch in
aktuellen Untersuchungen zur sozialen Teilhabe [gezeigt] [werden] [kann], [. . . ]
[–] selbstständiges Engagement Solidarität und soziale Sicherheit voraussetzt“
(Böhnisch, 2005, S. 8). Das könnte, auf die Situation prekär beschäftigter So-
zialarbeiter_innen bezogen, bedeuten, dass mangelnde soziale Sicherheit und
fehlende Solidarität durch individualisierte Berufskolleg_innen die Schwelle
zum gewerkschaftlichen Engagement sehr hoch setzt, obwohl die Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen dieses dringend erforderlich machen.
„Vermutlich wirkt sich die große Unzufriedenheit mit der beruflichen ‚Realität‘
auf die Engagementbereitschaft in einem Berufsverband [bzw. in einer Gewerk-
schaft, d. Verf.] aus. Es bieten sich bereits hier zwei Lesarten an: Entweder en-
gagieren sich besonders viele SozialarbeiterInnen für bessere Arbeitsbedingun-
gen [. . . ], oder die Unzufriedenheit verhindert ein entsprechendes Engagement,
weil SozialarbeiterInnen nicht auch noch ihre Freizeit für den ‚unbefriedigenden
Beruf‘ opfern möchten.“
(Racke (2003), S. 74)
Die Durchökonomisierung und Kommodifizierung vieler Lebensbereiche wirkt
sich auf Denk-, Wahrnehmungs- und Verhaltensmuster von Sozialarbeiter_in-
nen möglicherweise auch folgendermaßen aus:
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„Erwartet wird von vielen Studierenden oder auch PraktikerInnen heute – ganz
im Sinne der neoliberalen Ideologie – im besten Fall, dass man bei gewerk-
schaftlichen und berufsständigen [sic!] Organisationen Dienstleistungen kaufen
könnte. Wenn die Organisation aber eine Verbesserung der Lage in naher Zu-
kunft nicht garantieren kann, sieht man sie als ineffektiv und ineffizient an.
‚Was nutzt mir das dann? Was gehen mich die andern an? Ich muss mich um
mich und meine Familie kümmern! ‘“
(Seithe (2012), S. 421)
4.1.2 Moralische Anrufung statt Erschließen von Machtquellen
Ein weiterer Punkt in der Perspektive auf die Fachkräfte der Sozialen Arbeit
zur Erklärung der mangelhaften gewerkschaftlichen Organisiertheit ist die Fra-
ge nach der Macht. Genausowenig, wie eine verkürzte Empowermentdiskussion
in Bezug auf Klient_innen der Sozialen Arbeit zahnlos bleibt wenn diese nicht
die Macht thematisiert, so ist auch die moralische Anrufung der Engagement-
bereitschaft von Sozialarbeiter_innen ohne die Machtperspektive wirkungslos.
Antlanger fordert: „Wenn wir Empowerment für unsere KlientInnen for-
cieren, dann sollten wir dies auch in unseren eigenen Angelegenheiten tun“
(Antlanger, 2011, S. 15). Voraussetzung dafür ist allerdings das Verstehen
und die Analyse von Machtphänomenen.
„Sowohl ‚Kritische Soziale Arbeit‘ als auch ‚Radical Social Work‘ haben ange-
sichts solcher Konstellationen die Tendenz, den AdressatInnen und der Sozialen
Arbeit appellativ die politische Kollektivierung der gesellschaftlich privatisier-
ten Problematik und Öffentliche Bewusstseinsbildung zu empfehlen oder/und
ihren Anschluss an eine soziale Bewegung oder NGO, die Mitgliedschaft bei
einer Gewerkschaft usw. zu fordern.“
(Staub-Bernasconi (2011), S. 371)
Diese appellative Empfehlung und Forderung richten Autor_innen „Kriti-
scher Sozialer Arbeit“ gleichermaßen an Sozialarbeiter_innen. Scheinbar reicht
es aus, als Sozialarbeiter_in über die notwendigen Kenntnisse zu verfügen.
Eine moralische In-die-Pflicht-Nahme der Fachkräfte im Namen ihres profes-
sionellen Mandates ist damit offensichtlich legitim wenn es darum geht, dass
sich Sozialarbeiter_innen stärker gewerkschaftlich organisieren sollen. Es wird
allerdings übersehen, dass Sozialarbeiter_innen in ihrer Rolle als Arbeitneh-
mer_innen bzw. Lohnabhängige ähnlichen Macht-Konstellationen ausgesetzt
sind wie ihre Klient_innen. Staub-Bernasconi führt dazu weiter aus:
„Über die Schwierigkeiten und Resignationsprozesse, die ein Leben in Ohn-
macht, d. h. in Armut, sozialer Marginalität und damit sozialer Isolation, in
Angst vor Erwerbsarbeits- und Einkommensverlust mit sich bringt, wird dabei
oft hinweggesehen. M. a. W, Appelle nützen nichts, wenn [. . . ] sowohl Adres-
satInnen wie SozialarbeiterInnen in Bezug auf die differenzierte theoretische
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Analyse und handlungstheoretische Umsetzung dieser Forderungen in ihrem
Alltag und ihren Ängsten im Stich gelassen werden.“
(Staub-Bernasconi (2011), S. 371)
Das Anmahnen gewerkschaftlichen Engagements und die Forderung, sich
(endlich) zu ermächtigen bezogen auf Sozialarbeiter_innen lässt außer Acht,
dass sich die (neoliberal und neosozial zugerichteten) Fachkräfte Sozialer Ar-
beit – welche sich zudem in einer abhängig beschäftigten Position befinden
– nicht ad hoc ermächtigen (können) wenn Machtphänomene dabei unbe-
rücksichtigt bleiben und, dass – anschließend an die Ausführung von Staub-
Bernasconi weiter oben – das weitgehend privatisierte Problem von prekären
Arbeitsbedingungen nicht durch moralische Appelle politisiert werden kann.
„Hintergründe für die geringe Bereitschaft, sich in Gewerkschaften und auch
im Berufsverband zu organisieren, sind deshalb m.E. auch das geringe Wissen
über und die fehlenden Erfahrungen mit politischen Organisationen. Es besteht
kaum eine Vorstellung davon, welche Macht und Schlagkraft in der Größe einer
Gruppe liegen können.“
(Seithe (2011), S. 10)
4.1.3 „Arbeiten will ich, mein Lohn ist, dass ich darf!“
Soziale Arbeit galt lange Zeit, auch aufgrund ihrer Entwicklung aus einer
Ehrenamtstätigkeit bürgerlicher Frauen heraus, als Neigungsberuf und war
mit viel Idealismus besetzt. Die Tatsache, dass es sich bei Sozialer Arbeit –
in Zeiten verschärften Wettbewerbs umso mehr – (auch) um eine Ewerbsar-
beit/Lohnarbeit handelt, war stets unterbelichtet. Starke idealistische Identi-
fikation mit dem Arbeitgeber – besonders dann, wenn es sich um kleine Initia-
tiven handelt oder wenn der Ursprung einer Einrichtung/eines Trägers Motiv
für die Arbeitsplatzwahl darstellt – erschwert eine Arbeitnehmerperspektive
der Beschäftigten.
„[. . . ] [E]s [fällt] den Beschäftigten im sozialen Hilfesystem offenbar besonders
schwer, die eigene Einrichtung oder den eigenen Träger als normalen Betrieb zu
begreifen. Vor allem in kleineren Einrichtungen sehen sich KollegInnen immer
noch eher als Mitglied einer ‚Initiative‘, denn als abhängig Beschäftigte in
einem Unternehmen. In kaum einem anderen Bereich ist folglich die Ideologie
vom ‚Wir sitzen alle in einem Boot‘ so ausgeprägt wie im Bereich des sozialen
Hilfesystems.“
(Frieß (2006), S. 16)
„Das System der öffentlichen Daseinsvorsorge galt zwar lange Zeit per se als
Domäne fortschrittlicher und engagierter Beschäftigter. Dennoch gibt es hier
kaum Erfahrungen und Traditionen kollektiver Interessenvertretung oder gar
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Arbeitskämpfe. Die oft kleinteilige und zersplitterte Einrichtungs- und Träger-
landschaft hat sicherlich auch dazu beigetragen, dass die betriebsinterne wie
betriebsübergreifende Kommunikation eher unterentwickelt ist.“
(ebd.)
Beschäftigte im Bereich der Sozialen Arbeit sehen sich, so die Vermutung,
häufiger und eher als Fachkräfte, Helfer_innen und Idealist_innen denn als
originäre Arbeitnehmer_innen und Lohnabhängige. Die Engagement- und Op-
ferbereitschaft, auch unter prekären Bedingungen den oft aussichtslosen Kampf
für ihr Klientel zu kämpfen um im Gegenzug die ureigenen tarifpolitischen Be-
lange auszublenden oder gering zu schätzen, scheint diese Vermutung zu be-
stätigen. Sozialarbeiter_innen scheint es schwer zu fallen, selbstbewusst und
ohne vorauseilenden Rekurs auf die Interessen ihrer Klient_innen die eigenen
tarifpolitischen Forderungen zu artikulieren.
„Für Beschäftigte in der Sozialen Arbeit kommt es also darauf an, zunächst
ein Selbstbewusstsein als abhängig Beschäftigte zu entwickeln. Auch angesichts
zugespitzter Auseinandersetzungen um Löhne und Arbeitsbedingungen wächst
die Erkenntnis nur langsam, dass es einen Interessengegensatz zwischen Ge-
schäftsführungen und Beschäftigten gibt.“
(Frieß (2006), S. 17)
„Das Bemühen um parteiliche Fachlichkeit ‚für die Klientel‘ einerseits und der
Kampf um die Verbesserung der eigenen Arbeitsbedingungen andererseits ist
dabei kein Gegensatz, im Gegenteil: Gerade im sozialen Hilfesystem werden
die Beschäftigten ihre ureigenen Interessen um Arbeitsplätze, Löhne und Ar-
beitsbedingungen nur dann wirksam verteidigen können, wenn es ihnen, ihren
Gewerkschaften und Berufsverbänden gelingt, ein glaubwürdiges Bündnis mit
den ‚NutzerInnen‘ des sozialen Hilfesystems einzugehen.“
(ebd.)
4.1.4 Motive für eine (Nicht-)mitgliedschaft in einer Gewerkschaft
Dass auch Beschäftigte Sozialer Arbeit ein hohes Interesse am Erhalt ihres
Arbeitsplatzes und an guten Beschäftigungsbedingungen haben, lässt sich ver-
allgemeinernd annehmen (vgl.Benz, 2013, S. 73). Wenn das Interesse an einem
sicheren Arbeitsplatz und einer guten Bezahlung allerdings ausschlaggebend
für gewerkschaftliches Engagement wäre, sähe der Organisationsgrad von Sozi-
alarbeiter_innen in Gewerkschaften anders aus. Da Tarifverträge auch für die
Beschäftigten gelten, die innerhalb des Geltungsbereiches des Tarifvertrages
beschäftigt sind, selbst aber keine Gewerkschaftsmitglieder sind, kann auch
dies kein hinreichendes Motiv für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft sein.
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„Setzt man voraus, dass alle Akteure im Sinne der ökonomischen Theorie
eigennützig-rational handeln, ist mit der Erstellung entsprechender Güter folg-
lich nicht zu rechnen; selbst dann nicht, wenn alle Individuen von ihnen profi-
tieren würden. Aus diesen Überlegungen ergibt sich die Schlussfolgerung, dass
gemeinsame Interessen nicht als hinreichende Bedingung für Kooperation und
damit für die Produktion von Kollektivgütern verstanden werden können.“
(Pyhel (2006), S. 341)
„Sie [Gewerkschaften, d. Verf.] wenden erhebliche Ressourcen für die Verhand-
lung von Tarifverträgen auf, sehen sich jedoch nicht in der Lage, nicht or-
ganisierte (unkooperative) Arbeitnehmer von dem Konsum des Kollektivgu-
tes auszuschließen. Für die potenziellen Mitglieder stellt sich dann die Frage,
warum sie Gewerkschaftsbeiträge abführen sollen, wenn sie so oder so von dem
gewerkschaftlichen Hauptgut profitieren können.“
(ebd.)
Es stellt sich somit an dieser Stelle die berechtigte Frage, was Sozialarbei-
ter_innen dazu bewegt oder bewegen könnte, Mitglied einer Gewerkschaft zu
sein bzw. zu werden. Beiträge der Gewerkschaftsforschung nennen zwar auch
Anreize für Mitglieder (vgl. Eichinger und Kraemer, 2008, S. 245), (vgl.
Pyhel, 2006, S. 341 f.) – wie Streikgeld, vergünstigte Versicherungspolicen,
soziale Anerkennung nach innen und außen – die eine positive „Gewerkschafts-
neigung“ beeinflussen. Für potentielle Gewerkschaftsmitglieder aus den Reihen
der Fachkräfte Sozialer Arbeit ist die Beantwortung dieser Frage allerdings auf-
grund mangelnder Forschungsergebnisse kaum möglich.
„[Wilfried] Nodes: Wir haben Nicht-Mitglieder befragt, was Motive sein
könnten, einem Verband beizutreten. An erster Stelle steht für sie die Sicherheit
des Arbeitsplatzes und an zweiter dritter und vierter Stelle stehen Sozialpolitik,
gewerkschaftliche Orientierung auf einer Ebene.“
(Redaktion Forum Sozial (2003), S. 17)
4.2 Historische Perspektive
Die, bereits im vorherigen Abschnitt festgestellte, Tendenz von Sozialarbei-
ter_innen, ureigene tarifpolitische Interessen stets mit dem Rückgriff auf die
Klient_inneninteressen zu rechtfertigen/begründen bzw. erstere hinter zweite-
re zu stellen ist auch im historischen Rückblick auf die Interessenorganisation
Sozialer Arbeit zu erkennen. Als in den 1920er Jahren beispielsweise die Ar-
beitsgemeinschaft der Berufsverbände die Vertretung der wirtschaftlichen und
beruflichen Interessen der Sozialbeamtinnen übernahm (statt der Gewerkschaf-
ten), wurden die eigenen tarifpolitischen Interessen nicht offen benannt sondern
es wurde mit höheren Werten argumentiert (vgl. Eichinger, 2009a, S. 85).
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„Ihre Strategie habe auf dem Ideal der Aufopferung basiert. In der christlichen
Tradition sei hierbei am Ideal der Nächstenliebe angeknüpft worden, das in der
säkularen Form als ‚Aufopferung fürs Vaterland‘ [. . . ] ausbuchstabiert worden
sei. Um nicht als Egoistinnen zu erscheinen, hätten sie in ihrer Argumentati-
on daher nicht ihr Eigenwohl betont, sondern das Allgemeinwohl bzw. ‚ihren
Dienst für das Volksganze und [. . . ] die von ihnen geleistete Versöhnungsarbeit
zwischen den verschiedenen Klassen‘ [. . . ].“
(ebd.)
Es sind drei Hauptargumentationsstränge die unterschieden werden können
wenn die Gewerkschaftsferne Sozialer Arbeit in historischer Perspektive be-
trachtet wird. Dies ist erstens die Entstehung und Entwicklung der Sozialen
Arbeit als sog. Frauentätigkeit/Frauenberuf bzw. „Neigungsberuf“. Zweitens
ist, eng mit erstens verbunden, Soziale Arbeit als Ehrenamt (bürgerlicher Frau-
en) begründet worden und hat, auch nachdem Soziale Arbeit verberuflicht und
professionalisiert wurde, ihr Image einer Jedermannstätigkeit nicht überwun-
den. Als dritter Argumentationsstrang soll hier die historisch zu beobachtende
und lange Zeit andauernde Interessenorganisation Sozialer Arbeit in Berufs-
verbänden mit bewusster Distanz zu den Gewerkschaften benannt werden.
Erstens und zweitens werden in Unterabschnitt 4.3 (Genderperspektive) und
Unterabschnitt 4.4 (Professionalisierungsperspektive) ausführlicher dargestellt.
Die bewusste Abgrenzung der Sozialarbeiter_innen und deren Organisatio-
nen (besonders der historischen Berufsverbände) von den Gewerkschaften soll
an dieser Stelle thematisiert werden. Bereits für die Anfangszeit Sozialer Ar-
beit als Ehrenamtstätigkeit lässt sich feststellen, dass „[e]ine Zusammenarbeit
mit Gewerkschaften [. . . ] für die damaligen Pionierinnen der Sozialen Arbeit
aufgrund ihrer Herkunft aus dem Bürgertum – und der damit verbundenen
weltanschaulichen Grenzen – nicht vorstellbar [ist]“ (Paulini, 2003b, S. 3).
Die Gewerkschaften zu dieser Zeit (Mitte des 19. Jahrhunderts) können als
sog. Richtungsgewerkschaften bezeichnet werden, da sie politisch und weltan-
schaulich stark gebunden waren (vor Allem an die Sozialdemokratie). Auch
nach der Gründung der Ausbildungsstätten für Soziale Arbeit und mit der be-
ginnenden Verberuflichung des ehemaligen Ehrenamtes bleibt, trotz schlechter
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen, eine Distanz zu den Gewerkschaften
wichtiges Gebot.
„Trotz der niedrigen Bezahlung und der schlechten Arbeitsbedingungen in den
ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts vertrat Alice Salomon – die damals
wohl wie kaum eine andere die Professionalisierung der Sozialen Arbeit vor-
antrieb – die These, dass Leute, die wirklich geeignet seien für den Beruf, sich
durch ihr Charisma auch ohne Gewerkschaften durchsetzen könnten [. . . ].“
(Eichinger und Kraemer (2008), S. 237)
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Die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg stand im Deutschland der Weimarer
Republik im Zeichen der Berufsverbände der Sozialen Arbeit. Tarifpolitische
Entscheidungskompetenzen wurden innerhalb der Berufsverbände bzw. in de-
ren Zusammenschlüssen (Arbeitsgemeinschaft der Berufsverbände) gebündelt
und nicht an Gewerkschaften übertragen oder in Kooperation mit diesen be-
arbeitet.
„Die Sozialarbeiterinnenverbände entscheiden sich gegen den Beitritt in größere
Gewerkschaften, da sie den Streik als Mittel des Arbeitskampfes ablehnen und
sich mit ihren Arbeitgebern ‚verbunden im Streben nach gemeinsamen Zielen:
der höchsten Leistung in der sozialen Arbeit‘ sehen.“
(Paulini (2003b), S. 3)
Gleichzeitig „verstärken [die Berufsverbände] ab 1928 ihr ‚gewerkschaftli-
ches‘ Profil (Schulung der Mitglieder, Informationen über Betriebsratsarbeit
etc.), um ihre Mitglieder besser vertreten zu können“ (ebd., S. 4). Erst nach
dem Zweiten Weltkrieg zeigen sich im Umgang der Berufsverbände mit der
Gewerkschaftsfrage deutliche Unterschiede zur Weimarer Republik (ebd., S.
6).
„Während der evangelische Verband sich als Gesinnungsverband versteht und
es seinen Mitgliedern freistellt, sich gewerkschaftlich zu organisieren, entschei-
det sich der DBS 1950 zuerst für eine Arbeitsgemeinschaft mit der DAG und
1952 für eine eigenständige gewerkschaftliche Vertretung seiner Mitglieder. Der
Anschluss an größere Gewerkschaften (ÖTV, GEW, DAG) wird 1962 erneut
diskutiert, aber aus Bedenken, dass ihre Interessen nicht angemessen vertreten
werden könnten, abgelehnt [. . . ].“
(ebd.)
Nachdem 1993 mit Gründung des DBSH die Ära der Zersplitterung der Be-
rufsverbände der Sozialen Arbeit beendet wird (mit gescheiterten Versuchen
1973 und 1978) ist zwar eine einheitliche fachpolitische Interessenvertretung
der Sozialarbeiter_innen entstanden (ebd., S. 7), die Trennung gewerkschaft-
licher (tarifpolitischer) und fachpolitischer Interessen ist damit aber genauso
wenig aufgehoben wie die schon vormals zu verzeichnende schwache tarifpoli-
tische Interessenvertretung. So verbindet der DBSH zwar tarif- und fachpoliti-
sche Interessen, ist aber weder als Gewerkschaft noch als Berufsverband – und
damit weder als Vertreter Sozialer Arbeit als Erwerbstätigkeit noch als Ver-
treter Sozialer Arbeit als Profession – schlagkräftig aufgestellt (mit ca. 6000
Mitgliedern, Stand: 2003). Racke bewertet die (berufspolitische) Interessen-
organisation des DBSH deshalb auch als „am Rande der Bedeutungslosigkeit“
stehend (vgl. Racke, 2003).
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„Über all die Jahrzehnte haben sich die Interessensvertretungsorganisationen
zwar gewandelt bzw. vereinheitlicht, doch blieb das Tätigkeitsfeld der Sozialen
Arbeit ein gewerkschaftliches Stiefkind.“
(Eichinger und Kraemer (2008), S. 238)
4.3 Genderperspektive
Die Prägung Sozialer Arbeit als weibliche Tätigkeit bestimmt seit ihrer Ent-
stehung Bewertung, Stellung im System der Erwerbsarbeit, Qualifikationszu-
schreibungen, Entlohnung, Inhalte, Handeln der Beschäftigten und gewerk-
schaftliche Organisiertheit Sozialer Arbeit. Da Geschlecht (Gender) eine wirk-
mächtige soziale Kategorie darstellt und durch Sozialisation bei Menschen von
Geburt an die Wahrnehmung und das Verhalten (in) der Welt strukturiert,
erscheinen die so vergeschlechtlichten sozialen Gefüge als natürliche und un-
veränderliche Gegebenheiten. Gleiches kann für die Soziale Arbeit gelten neben
anderen als Frauenberufe bezeichnete Tätigkeiten.
„Es handelt sich um Berufe mit einem hohen Frauenanteil, einem geringen Or-
ganisationsgrad der Beschäftigten, mangelnder Anerkennung als eigenständige
‚Profession‘, inhaltlicher Nähe zu unbezahlter privater Sorgetätigkeit, geringer
gesellschaftlicher Anerkennung und wenig öffentlichem, selbstbewusstem Auf-
treten der Beschäftigten. Es treffen gesellschaftlich-historische-geschlechter-
politische Faktoren mit einem mangelnden berufspolitischen Engagement der
Betroffenen zusammen. Diese Merkmale stehen indes in einer Wechselbezie-
hung zueinander und verstärken gegenseitig die negativen Effekte.“
(Feldhoff (2006), S. 50, Hervorhebungen: d. Verf.)
Die daraus ableitbare Aussage für den schlechten gewerkschaftlichen Orga-
nisationsgrad Sozialer Arbeit ist, dass die Prägung Sozialer Arbeit als weib-
lich und als Frauenberuf in einem direkten Zusammenhang mit ihrer Gewerk-
schaftsferne steht.
4.3.1 „Frauenarbeit“ – Bewertung und Stellung im System der
Erwerbsarbeit
Sorgearbeit (Care-Tätigkeiten) wurde(n) innerhalb der Dichotomie Produkt-
ions- vs. Reproduktionsarbeit stets letzterem Bereich zugeordnet. Damit ein-
hergehend verband sich die Vorstellung, dass diese Arbeit nicht entlohnt wer-
den muss, da sie nach einem strengen wirtschaftlichen Produktivitätsbegriff
keinen ökonomischen Mehrwert erzeugt. Zudem wurden Frauen lange Zeit aus
der Erwerbssphäre von Arbeit herausgehalten, sie hatten sich um Haushalt
und Familie und somit um die Reproduktionssphäre zu kümmern. Da die ersten
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Frauen, die professionelle Soziale Arbeit verrichteten, Töchter aus bürgerlichen
Haushalten waren ließ dies zudem nicht notwendig erscheinen dafür mehr als
eine Aufwandsentschädigung zu bezahlen, da die Frauen finanziell abgesichert
waren. Die bürgerliche Frauenbewegung definierte spätestens seit dem 1. Welt-
krieg Soziale Arbeit als einen „Neigungsberuf“ (vgl. Seithe, 2012, S. 43), für
den Frauen aufgrund ihrer sog. „wesensmäßigen Mütterlichkeit“ am Besten ge-
eignet seien (vgl.Mogge-Grotjahn, 2013, S. 234), (vgl. Feldhoff, 2006, S.
35). So schufen sich die Frauen einerseits einen Zugang zur öffentlichen Arbeit
heraus aus der strikten Zuweisung zur eingeschränkten weiblichen Familien-
rolle und werteten damit die Sorgearbeit massiv auf (vgl. Feldhoff, 2006,
S. 35), andererseits wurde mit der nun anerkannten weiblichen Reprodukti-
onsarbeit Erwerbsarbeit geschlechtsspezifisch hierarchisiert (vgl. Feldhoff,
2006, S. 42) – eine Segmentierung, die bis in die aktuelle Gegenwart Gültigkeit
hat (vgl. Wulf-Schnabel, 2010, S. 282). So wurde z. B. im konservativen
westdeutschen Wohlfahrtsstaat die Erwerbstätigkeit von Frauen als Zusatztä-
tigkeit verstanden (als Ergänzung zur Familien-Ernährer-Rolle des Mannes)
und auch entsprechend niedrig entlohnt (vgl. Bosch und Weinkopf, 2011,
S. 442). Zudem bleibt auch das strukturelle Dilemma bestehen, dass Frauen im
Sinne der sog. „doppelten Vergesellschaftung“ nach wie vor einerseits für die
unentgeltliche Sorge-, Haushalts- und Familienarbeit sozialisiert werden und
andererseits für die bezahlte Erwerbsarbeit (vgl. Mogge-Grotjahn, 2013,
S. 238).
„Dabei ist nachzuweisen, dass die Feminisierung von Berufen bzw. Tätigkei-
ten mit deren Entwertung einhergeht. Dies bedeutet in der Folge erschwerter
Zugang zu Status, Prestige und materiellen Ressourcen. Die Vermännlichung
führt zum Statuszuwachs oder zumindest zu einer Statuskonsolidierung. Ist ein
Beruf erst einmal als Frauenberuf gesellschaftlich bestimmt, so erweist sich die-
se Kodierung oft als resistent und stabil gegen historische Fakten und aktuelle
Realitäten [. . . ]. Dies zeigt sich auch bei der Sozialen Arbeit, wo die Konti-
nuität in der Bewertung als typischer Frauenberuf nun seit über 100 Jahren
andauert. Dass sich die Soziale Arbeit heute in viele Arbeitsfelder ausdifferen-
ziert hat, die mit den Anfängen einer typisch weiblichen Fürsorgetätigkeit nur
noch wenig zu tun haben, ändert wenig.“
(Feldhoff (2006), S. 43)
4.3.2 Frauen in der Sozialen Arbeit – Zuschreibung bestimmter
Fähigkeiten und Qualifikationen
Auch wenn heute Frauen einen Großteil der Beschäftigten der Sozialen Arbeit
ausmachen, finden sie sich deutlich unterrepräsentiert in den Leitungsfunk-
tionen ggü. Männern. Dies hat auch damit zu tun – neben dem fehlenden
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politischen Willen entsprechende Quotenregelungen zu schaffen –, dass Frau-
en Sorgearbeit zugeschrieben wird und Männern Managementtätigkeiten (vgl.
Feldhoff, 2006, S. 52).
„Als scheinbar plausibles Erklärungsmuster wird darauf verwiesen, dass Frauen
lieber direkt mit Klienten arbeiten als Managementaufgaben wahrzunehmen.
Neuere Untersuchungen lassen daran zweifeln, dass diese Motivation ‚Interesse
an der Arbeit mit Menschen‘ zum einen die entscheidende Motivation für die
Berufswahl und zum anderen die entscheidende Erklärung für einen fehlenden
beruflichen Aufstieg ist [. . . ].“
(Feldhoff (2006), S. 51)
4.3.3 Folgen für die gewerkschaftliche Organisiertheit
Aus den vorangegangenen Ausführungen kann geschlossen werden, dass Sozia-
le Arbeit auch deshalb einen schlechten gewerkschaftlichen Organisationsgrad
aufweist, weil sog. „Frauenberufen“ auch von Seiten der Gewerkschaften ei-
ne geringere Bedeutung beigemessen wird (bzw. wurde). Zudem sind Frauen
aus der Sozialen Arbeit in den Gewerkschaften deutlich weniger präsent als
Männer, da dies nicht zur typisch sozialisierten Frauenrolle von „Helferinnen“
passt.
„Die Codierung eines Berufs als ‚männlich‘ bzw. ‚weiblich‘ hat Auswirkung auf
das Handeln der Beschäftigten. Sie versuchen dort Geschlechtszugehörigkeit
und berufliches Handeln kongruent zu machen.“
(Feldhoff (2006), S. 43)
Auch die Gewerkschaften selbst sind für diese Entwicklungen mitverant-
wortlich, denn „[i]m Unterschied zu den skandinavischen Ländern mit ihrer
solidarischen Lohnpolitik, die über die Wirtschaftszweige hinweg Gültigkeit
hat, war es niemals Ziel der deutschen Gewerkschaften, die Lohnunterschiede
zwischen den klassischen Männer- und Frauenbranchen zu verringern“ (Bosch
und Weinkopf, 2011, S. 442). Es entsteht hier der Eindruck, dass die Ge-
werkschaften entweder selbst aktiv „Frauenberufe“ abwerten oder, dass sie zu-
mindest diese historische Geschlechtsspezifik verinnerlicht haben. Dass es aber
konsequente Gewerkschaftsarbeit und Tarifpolitik ist, die die Aufwertung von
Berufen und Tätigkeiten erreichen kann zeigt auch folgendes Beispiel:
„Eine Klage gegen die ungleiche Eingruppierung wegen Verstoßes gegen das
Verbot der mittelbaren Diskriminierung von Frauen ist vom Bundesarbeitsge-
richt zurückgewiesen worden. Das Bundesarbeitsgericht räumte offen ein, das
die technischen Angestellten gegenüber anderen Angestellten im Bundesange-
stelltentarifvertrag bevorzugt seien. Trotz gleicher Anforderungskriterien wer-
den sie höher eingruppiert und haben bessere Aufstiegschancen. Der Grund
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hierfür ist ein tarifpolitischer: in den Tarifauseinandersetzungen hatten die
technischen Angestellten des öffentlichen Dienstes für bessere Bezahlung ge-
streikt.“
(Feldhoff (2006), S. 49, Hervorhebungen: d. Verf.)
4.4 Professionalisierungs-/Professionalitätsperspektive
4.4.1 Begriffliche Vergewisserungen – Profession, Professionalisierung,
Professionalität/professionelles Handeln
Einen großen Bereich innerhalb der Fachdebatten der Sozialen Arbeit nimmt
der sog. Professionalisierungs-/Professionalitätsdiskurs ein (vgl.Mogge-Grot-
jahn, 2013, S. 242). Da dieser vielschichtig und ambivalent gestaltet ist und
geführt wird, muss auch in dieser Diplomarbeit eine Differenzierung vorgenom-
men werden. Es soll anschließend herausgearbeitet werden, welche Auswirkun-
gen dieser Diskurs auf die gewerkschaftliche Organisiertheit und Schlagkraft
Sozialer Arbeit und ihrer Fachkräfte hat.
Es existieren unterschiedliche Modelle, nach denen die Gegenstände des
Professionalisierungs-/Professionalitätsdiskurses differenziert werden. In einem
ersten Zugang kann nach den Ebenen sozialer Wirklichkeit(en) unterschieden
werden. Die Makroebene nimmt dabei den gesellschaftlichen Kontext um Pro-
fessionalität in den Fokus, die Mesoebene die Organisationen und Institutionen
Sozialer Arbeit, für die Mikroebene wird der konkrete Fallbezug hergestellt (im
Sinne von professionellem Handeln) (vgl. Höltz, 2014, S. 134). Einen weiteren
Zugang stellt die Differenzierung nach berufsstruktureller und handlungsorien-
tierter/kompetenzbezogener Perspektive dar (vgl. Seithe, 2012, S. 53). Erste-
re stellt den sozialen Status und die Selbstregulierungsfähigkeit eines Berufes
(Profession) in den Vordergrund, letztere betont eine handlungs- und wir-
kungsorientierte Sichtweise auf berufliches Handeln (Professionalität, profes-
sionelles Handeln) (vgl. ebd.). Im Folgenden wird knapp auf die Merkmale ei-
ner Differenzierung nach Profession und Professionalität/professionellem Han-
deln eingegangen (wobei Professionalisierung den Prozess/die Prozesse und
Phasen der Entwicklung Sozialer Arbeit zu einer professionellen Handlungs-
wissenschaft meint).
Profession
„Das Konzept ‚Profession‘ ist [. . . ] als historisch-gesellschaftliche Konstrukti-
on, als Ausdruck konkreter Erfordernisse und gesellschaftlicher Arrangements
der aufkommenden Moderne und der sich etablierenden Human- und Lebens-
wissenschaften zu verstehen.“
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(Hanses (2007), S. 309)
Nach der o. g. Definition haben sich Professionen demnach unter konkre-
ten historischen Bedingungen entwickelt und machtvoll etabliert (vgl. ebd.).
Dazu zählen „klassische“ Professionen wie Medizin, Jurisprudenz oder Psycho-
logie. Bereits an dieser Stelle wird ein Dilemma für die Soziale Arbeit deutlich.
Einerseits fällt ihre Entstehung nicht mit der der „klassischen“ Professionen
zusammen, sodass für die Soziale Arbeit andere Konstituierungsbedingungen
und -kontexte ausschlaggebend waren. Andererseits reklamiert Soziale Arbeit
diesen Professionsstatus für sich, da mit diesem eine Fülle an Anerkennungs-
und Statusfunktionen verbunden werden, die Soziale Arbeit heute mehr denn
je zu benötigen scheint.
„Mitglieder von Professionen besaßen stets die Reputation, mit ihrem Fach-
wissen über die exklusive Fähigkeit zu verfügen, mit der man die Angemessen-
heit von sozialen Situationen und einzelnen Entscheidungen bewerten kann.
Ausgestattet mit dem gesellschaftlichen Mandat, in die Privatsphäre anderer
einzugreifen bzw. für die Öffentlichkeit verbindliche Deutungen zu erbringen,
haben Professionsmitglieder im Umgang mit Menschen und Symbolen eine we-
sentliche Funktion im System gesellschaftlicher Herrschaft inne.“
(Dewe und Otto (2015a), S. 1235)
„Professionen sind insofern Instanzen angewandter Wissenschaft als sie ange-
leitet nach den Kriterien eines wissenschaftlichen Erklärungswissens Begrün-
dungen für lebenspraktische Entscheidungen liefern“ (ebd., S. 1234). Somit
stiften Professionen Funktionen zur Sozial- und Systemintegration (vgl. ebd.,
S. 1236). Da dies auch für die Soziale Arbeit gilt wird im Umfeld der Luhmann-
schen Systemtheorie in der Sozialen Arbeit hitzig debattiert, „inwieweit Soziale
Arbeit im Kontext von Exklusions- und Inklusionsverfahren ein eigenständi-
ges soziales Subsystem und in der Folge eine klassische Profession konstituieren
kann oder ob sie in subordinierter, abgeleiteter Form Funktionselemente für
andere soziale Subsysteme realisiert“ (ebd.).
Will sich Soziale Arbeit – aufgrund damit erhofften Zugewinns an Status
und Definitionsmacht – als („vollwertige“) Profession messen lassen, so wird
sie dem Dilemma ihrer „Verspätung“ (Staub-Bernasconi) nicht entkommen
können. Verzichtet sie auf den Professionsstatus und definiert sich als „norma-
ler“ Beruf, gerät sie noch mehr in Weisungs- und Abhängigkeitsverhältnisse zu
anderen Professionen als es heute schon der Fall ist. Dass dies auch unmittel-
bare Auswirkungen auf die Bewertung Sozialer Arbeit als Erwerbsarbeit hat,
liegt dabei auf der Hand. Einen Ausweg aus dieser Situation bietet u. a. die
Definition Sozialer Arbeit als Handlungswissenschaft:
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„Als Profession definiere ich eine komplexe bis hoch komplexe, erwerbsbezo-
gene Tätigkeit, die sich für ihre Entscheidungen und ihre Handlungskompe-
tenz auf wissenschaftliche Begründungen und einen Ethikkodex bezieht und
im Fall der Sozialen Arbeit die Aufgabe hat, dem Auftrag zur Lösung, Milde-
rung oder Prävention von praktischen sozialen Problemen seitens ihrer Adres-
satInnen/Klientel wie seitens der Gesellschaft aufgrund eines ‚professionellen
Urteils‘ gerecht zu werden. Insofern lässt sich Soziale Arbeit als eine Hand-
lungswissenschaft unter vielen – nämlich Medizin/Sozialmedizin, Jurisprudenz,
(Sozial)Psychiatrie, (Sozial)Politik, Pädagogik/Erziehungswissenschaft, Psy-
chotherapie, Pflegewissenschaft, Betriebswirtschaftslehre, Sozialmanagement,
usw. – definieren.“
(Staub-Bernasconi (2009), S. 133)
Der unklare Status Sozialer Arbeit im Gefüge des Systems der Professionen
und die innerfachliche Debatte um diesen Themenkomplex erzeugt – nach in-
nen wie außen – einen Unsicherheits- und Schwebezustand, der sich auch auf
die Bewertung Sozialer Arbeit (als Erwerbsarbeit) auswirkt.
Professionalität/professionelles Handeln
Aufgrund der, o. g., schwierigen Bestimmung Sozialer Arbeit als Profession
ist es erkenntnisreicher und „scheint es sinnvoll zu sein, auf Differenz gegenüber
den klassischen Professionen zu setzen und das Besondere des modernen pro-
fessionellen Handlungsmodus in sozialen Dienstleistungsberufen zu rekonstru-
ieren“ (Dewe und Otto, 2015b, S. 1245). Professionalität wird demnach mit
einer speziellen Handlungspraxis verbunden, die Klient_innen unter anderem
Zugangsmöglichkeiten, Partizipationschancen sowie Erhöhung der Handlungs-
optionen eröffnet und ermöglicht. Reflexivität, Wissenschaftsbasierung und si-
tuatives Herstellen von Klient_innenautonomie sind weitere Merkmale von
Professionalität in der Sozialen Arbeit (vgl. ebd., S. 1246). Wissenschaftliches
und praktisches Handlungswissen begegnen sich im professionellen Handeln
(vgl. ebd).
„Die handlungsorientierte und kompetenzbezogene Professionsdefinition stellt
statt äußerer Faktoren und Strukturen der sozialen Anerkennung die Fachlich-
keit und ihre Qualität ins Zentrum.“
(Seithe (2012), S. 56)
4.4.2 Sozialarbeiter_innen und ihr ambivalentes Verhältnis zur
Professionalität
Mit der Existenz kritischer Strömungen innerhalb der Sozialen Arbeit (auch:
„Kritische17 Soziale Arbeit“) wurden Begriffe und Konzepte von Professio-
17 Was im Einzelnen unter dem Attribut „kritisch“ zu verstehen sei, wird von Vertreter_in-
nen Kritischer Sozialer Arbeit oder von, sich als kritisch verstehenden, Sozialarbeiter_in-
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nalität kritisch hinterfragt, neu definiert oder gar als koloni(ali)sierend und
herrschafts-stabilisierend abgelehnt – je nach Reichweite des Verständnisses
von „kritisch“. Dass damit ein positiver und selbstbewusster Bezug auf Profes-
sionalität für die Soziale Arbeit keine Kontinuität aufweist, liegt dabei auf der
Hand. Dies erschwert(e) nicht zuletzt auch – mit der nach innen gerichteten
Fragmentierung der Professionalitätsvorstellungen – eine eindeutige professio-
nelle Positionierung Sozialer Arbeit nach außen und beeinflusst(e) damit auch
ihren Status als Erwerbsarbeit.
„Die inhaltliche Standortbestimmung einer akademischen Ausbildung war al-
lerdings vielfach durch eine anti-expertokratische Debatte markiert. Vor dem
Hintergrund der gesellschaftlichen und politischen Diskurse der 1960er Jah-
re galt der Status des Experten weniger als Garant für Qualität beruflicher
Praxis, sondern stand unter dem Verdacht sozialstaatlichen Zugriffs auf die
autonome Lebenspraxis der AdressatInnen.“
(Hanses (2007), S. 311)
„Die kritischen Sozialarbeiter verstanden und verstehen sich allerdings zumeist
nicht als ‚Professionelle‘. Professionalität wurde und wird mit emotionaler Käl-
te und Distanz, Spezialisierung damit Fragmentierung, falsch verstandener po-
litischer und professioneller Neutralität gegenüber der unterdrückten Klientel,
mit repressiver Technokratie gleichgesetzt und dem Kampf um Befreiung, Par-
tizipation, soziale Gerechtigkeit gegenübergestellt. Die Hinterlassenschaft der
beschriebenen Phase ist aber dennoch nicht zu unterschätzen.“
(Staub-Bernasconi (2011), S. 365, Hervorhebungen: d. Verf.)
Die, von Staub-Bernasconi weiter oben, bezeichnete Hinterlassenschaft
meint u. a. die uneindeutige und labile Professionalität Sozialer Arbeit, die
in Zeiten massiver Deprofessionalisierung und Prekarisierung nicht genügend
Widerstandspotential aufbringen kann.
4.4.3 Fragmentierte Professionalität und Berufsidentität
In der Debatte um Professionalität spielt auch die Vielzahl an Spezialisierun-
gen und Spezialisierungsmöglichkeiten innerhalb der Sozialen Arbeit eine Rolle
(vgl. Höltz, 2014, S. 135). Verbunden mit der Zersplitterung und Fragmen-
tierung von Berufsidentität(en) und Fachrichtungen (wie Klinische Sozialar-
beit(er_in), Schulsozialarbeit(er_in), Streetwork(er_in), systemische Berater
nen höchst unterschiedlich beantwortet. Dies umfasst kapitalismus-kritische Haltungen
ebenso wie Verbindungen zur Kritischen Theorie der Frankfurter Schule oder neueren
Varianten. Manch einer verbindet mit „kritisch“ schlicht „reflektierend“ oder gar „oppo-
sitionell“. Heutige Kritische Soziale Arbeit (auch: Radical Social Work) kann ebenfalls als
Renaissance der Kritischen Sozialarbeit der 1960er/70er Jahre verstanden werden (vgl.
Schreier, 2012).
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u. v. m.) ist auch eine Vielzahl an fach- und arbeitsfeldspezifischen Verbän-
den und Vereinigungen, die z. T. auch eine Interessenvertretung dieser spe-
zialisierten Gruppen beanspruchen. Somit ist eine gebündelte, schlagkräftige
und im Namen einer generalisierten Identität als Sozialarbeiter_in und einer
gemeinsamen Professionalität auftretende Interessenvertretung Sozialer Arbeit
schlicht unmöglich (vgl. Eichinger und Kraemer, 2008, S. 238).
„Die Vielzahl der fachspezifischen Vereinigungen zeigt, dass sich Sozialarbei-
ter/ innen und Sozialpädagogen/ innen heutzutage eher über ihre Handlungs-
felder als über den Gesamtberuf identifizieren, d.h. die Identifikation mit dem
Gesamtberuf ist brüchiger geworden.“
(Paulini (2003a), S. 4)
„Parallel zu den Gewerkschaften/Berufsverbänden gibt es eine beachtliche An-
zahl von Fachverbänden, Fachvereinigen [sic!] und Arbeitsgemeinschaften auf
Landes- und Bundesebene in der Sozialen Arbeit, die soziale Berufsangehörige
handlungsfeldspezifisch organisieren und deren Zusammenarbeit auf manche
Hindernisse stößt.“
(Paulini (2003b), S. 7)
4.4.4 „Neo-Professionalität“ im aktuellen Zeitgeist
Wie bereits in Unterunterabschnitt 2.2.2, Seite 53 dargestellt, erfährt Sozia-
le Arbeit aktuell nicht nur eine massive Deprofessionalisierung, sondern auch
gleichzeitig eine Re-Professionalisierung welche nicht im Sinne einer eigenstän-
dig fachlichen Sozialen Arbeit erfolgt. Es bietet sich daher an, dieses Phänomen
als Re-Professionalisierung hin zu einer Neo-Professionalität zu interpretieren18
„Vielmehr ist das, was Professionalität ist, wie sie verstanden, definiert und
praktiziert wird, ebenfalls historisch und sozialpolitisch spezifisch sowie von ho-
her Plastizität. Professionalität ist synchron und diachron uneinheitlich, plural,
verhandelbar, perspektivisch und relational u. a. zu je aktuellen wohlfahrts-
staatlichen Arrangements.“
(Heite (2011), S. 107)
Wenn also aktuelle wohlfahrtsstaatliche Arrangements das Aktivierungspa-
radigma (mit dem eher subtil daher kommenden Counterpart der Disziplinie-
rung), ein ökonomistisches Menschenbild, eine Anrufung des Gemeinwesens
und programmfinanzierte Kurzzeithilfen mit Projektcharakter propagieren, so
hat dies auch Auswirkungen auf Professionalität und Fachlichkeit der Sozialen
18 Es handelt sich bei „Neo-Professionalität“ nicht um einen elaborierten Terminus aus der
Fachdebatte, sondern vielmehr um eine, auf die häufig verwendeten Neologismen mit
dem Präfix „neo-“ anspielende ironisierende Bezeichnung. Neo-Professionalität ist damit
ein Neologismus (Neo-Logismus ;), der sich einreiht in Begriffe wie Neo-Liberalismus und
neo-sozial.
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Arbeit und der Sozialarbeiter_innen. Sozialarbeiter_innen passen sich dem
entweder an (Hinnahme des fremdbestimmten Professionalitäts-Angebotes),
steigen innerhalb der Sozialen Arbeit in lukrativere Segmente um oder verlas-
sen das Berufsfeld komplett.
„Mit der Aufforderung zur ‚Flexibilisierung‘ erhalten Sozialarbeiter und Sozial-
arbeiterinnen nicht nur den Auftrag, auf einen flexiblen Habitus ihrer Klientel
hinzuwirken, ihre professionellen, beruflichen und institutionellen Standards
werden, – so scheint es –, selbst einem ständigen Anpassungsdruck zur Flexi-
bilisierung ausgesetzt.“
(Eppenstein (2010), S. 392)
4.5 (Ent-)Politisierungsperspektive
4.5.1 Soziale Arbeit kann nicht nicht-politisch sein
Als Axiom einer grundlegenden Theorie von Sozialer Arbeit kann gelten: Sozia-
le Arbeit kann nicht nicht-politisch sein. Auf den ersten Blick mag diese triviale
Feststellung nicht sofort einleuchten. Wird Politik engführend als Partei-Politik
oder als die Geschäfte einer Regierung betreffend verstanden, wird Soziale Ar-
beit zunächst nicht mit Politik in Verbindung gebracht. Aber auch ein unbe-
stimmter Politikbegriff, dass (doch) Alles politisch sei oder dass der Mensch
als ζοον piολιτικον (zoon politikon) gedacht werden kann, ist weder zielfüh-
render noch notwendig, um Soziale Arbeit als politisch zu begreifen. Gängi-
ge politikwissenschaftliche Definitionen von Politik als menschlichem Handeln
welches darauf abzielt, allgemein verbindliche Entscheidungen herbeizuführen
oder die Differenzierung nach den Dimensionen Policy (Inhalte, Programme,
Politikfelder), Polity (Strukturen, Institutionen, Regelungen) und Politics (po-
litische Prozesse, Regierungshandeln) setzen die Schwelle vorerst zu hoch, um
Soziale Arbeit unmittelbar mit Politik in Verbindung zu bringen. Mancher
Theoretiker und manche Theorie investieren viel Energie und (Denk-)Arbeit
darin, Soziale Arbeit (dennoch) als politisch zu begreifen. Zu denken sei dabei
an die Fruchtbarmachung der Luhmannschen Systemtheorie und an die da-
mit verbundene Frage, ob Soziale Arbeit ein eigenständiges gesellschaftliches
Funktionssystem sei und ob dann – wenn doch Macht als generalisiertes Kom-
munikationsmedium bereits für das Politische System reserviert sei – in einem
Funktionssystem Soziale Arbeit Macht überhaupt prozessieren „dürfe“ (vgl.
Kleve, 2011, S. 333 f.). Dabei sind solch umfangreiche intellektuelle Um-die-
Ecke-Denkübungen nicht notwendig, um Soziale Arbeit und ihr Politisch-Sein
zu erkennen und zu begründen.
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Soziale Arbeit kann als Teil der Sozialpolitik begriffen werden und ist mit
dieser seit Entstehung des Sozialstaates untrennbar verbunden (vgl. Heite,
2011, S. 110).
„Wird in einem eher engen Verständnis von ‚Sozialpolitik‘ lediglich auf die
staatlichen Sozialleistungen des Systems sozialer Sicherung fokussiert und So-
zialpolitik im Wesentlichen auf Staatstätigkeit reduziert, so gehen weiter rei-
chende Definitionen davon aus, dass sich sozialpolitische Maßnahmen tenden-
ziell auf alle Politikbereiche erstrecken oder dass Sozialpolitik sogar darüber
hinaus als Interventionsform zur sozialen Absicherung sowie zur Gestaltung
von Lebensbedingungen und Partizipationschancen zwischen gesellschaftlichen
Gruppen zu verstehen ist [. . . ].“
(Bettinger (2012), S. 345)
„Erstens: Soziale Arbeit ist eine?/die? Akteurin der Sozialpolitik! Zweitens: sie
wirkt als solche konstruktiv in die Sozialpolitik ein. Und drittens: sie tut dies
auf dem Hintergrund eines professionellen Selbstverständnisses reflektiert und
gezielt.“
(Roer (2010), S. 33)
Diese Einwirkung in die Sozialpolitik wird in der Sozialarbeitswissenschaft
unter dem Terminus der Sozialarbeitspolitik verstanden und untersucht.
„Sozialarbeitspolitik als Teildisziplin der Sozialarbeitswissenschaft beschäftigt
sich also mit Inhalten, Formen und Prozessen von Politiken, die auf die Ge-
stalt und Organisation der Sozialen Arbeit sowie die Lebenslagen der auf sie
verwiesenen Klienten gerichtet sind. [. . . ] Methodisch lässt sich das politische
Handeln Sozialer Arbeit in vier Dimensionen auffächern: (1) Politikimplemen-
tation, (2) Politikberatung, (3) Soziallobbying und (4) Politische Bildung.“
(Rieger (2013), S. 63 f.)
Dabei wird mit Sozialarbeitspolitik bereits ein enger Politikbegriff verwen-
det, der konkretes und gezieltes politisches Handeln der Sozialen Arbeit in den
Blick nimmt.
4.5.2 „Allein ich glaub, du hältst nicht viel davon“ –
Sozialarbeiter_innen und die Mandatsfrage
„Ach, weißt du, ich bin gar kein politischer Mensch. Ich möchte einfach nur
eine gute Arbeit machen und die unterstützen, die es brauchen.“
(Seithe (2013), S. 25)
An dieser Stelle kann und soll nicht die Debatte um das politische Mandat
Sozialer Arbeit rekonstruiert werden. Dieses Mandat wird im Kontext dieser
Diplomarbeit als gegeben bzw. selbstverständlich erachtet. Zur Begründung
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eines politischen Mandates können sowohl die Setzung Sozialer Arbeit als Men-
schenrechtsprofession als auch die Aufgabe Sozialer Arbeit der Förderung des
sozialen Wandels (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 9) herangezogen werden.
Der enge – und damit notwendig reflektierende/reflexive (vgl.Hartmann und
Herzog, 2013, S. 277) – Bezug Sozialer Arbeit zur (Sozial-)Politik und zu Fra-
gen sozialer Gerechtigkeit lassen ebenfalls eine (Selbst-)Beauftragung Sozialer
Arbeit mit politischer Betätigung und Einmischung begründen.
„Politikmachen wird damit zu einem selbstverständlichen Teil des Arbeitsauf-
trags Sozialer Arbeit, der sie qualitativ von anderen Professionen unterscheidet.
Denn für diese gehört politisches Handeln definitiv in den peripheren Bereich
ihrer Tätigkeiten, während es für die Soziale Arbeit systemimmanent ist. Es
unterliegt damit aber auch dem Professionalisierungsanspruch.“
(Rieger (2013), S. 58 f.)
Es wird argumentiert, dass viele Sozialarbeiter_innen ihre Profession und
ihre eigene Rolle nicht politisch oder gar a-politisch betrachten würden, da
„[ü]ber Jahrhunderte [. . . ] die altruistische Kernideologie Sozialer Arbeit –
‚Helfen‘, ‚Hilfe zur Selbsthilfe‘ etc. – als Apotropaion gegen jede Art der poli-
tischen Selbstbestimmung gewirkt [hat]“ (Stender und Kröger, 2013b, S.
7). Diese Negierung politischer Interessen und Funktionen Sozialer Arbeit mit
der Begründung, dass sich Soziale Arbeit neutral im Sinne ihres Hilfeauftrages
zu bewegen habe, konnte bereits in Unterabschnitt 4.2, Seite 86 ff. aufgezeigt
werden – in der Konsequenz, dass Sozialarbeiter_innen und ihre Verbände die
Zusammenarbeit mit (den damals noch viel stärker politisierten) Gewerkschaf-
ten lange Zeit ablehnten.
So verwundert es nicht wenn Sozialarbeiter_innen im aktivierungspoliti-
schen Zeitgeist „in ihren Praktiken mit den Klienten so [handeln], als sei das
Entscheidende der Einzelne und seine in die Sackgasse geratene Biographie,
aus der heraus Handlungsmuster entwickelt werden müssen, um mit den gesell-
schaftlichen Transformationsprozessen Schritt zu halten und soziale Unsicher-
heiten zu meistern.“ (Frank, 2013, S. 181). Konsequenterweise werden diese,
sich a-politisch wähnenden, Sozialarbeiter_innen auch ihre eigenen Arbeits-
, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen als ein persönliches Schicksal
begreifen und nicht als (gewerkschafts-)politisch mit der Notwendigkeit, ge-
werkschaftliche Macht aufzubauen.
4.5.3 Post-Politik und Soziale Arbeit
Die schon, weiter oben beschriebene, Tendenz, dass Probleme der Klient_in-
nen oder die Rolle Sozialer Arbeit („Hilfe“) unpolitisch verstanden werden oder
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dass Sozialarbeiter_innen vermeintlich kein Interesse an Politik hätten kann
auch in einer Perspektive betrachtet werden, die „Post-Politik“ oder „post-
politisch“ benannt werden kann. Dies trägt auch dazu bei, dass die Frage nach
der fehlenden politischen Sichtweise nicht per se den Sozialarbeiter_innen mo-
ralisierend und subjektivierend überantwortet wird.
Dass gesellschaftliche Entwicklungen und Probleme nicht in einem politi-
schen Wahrnehmungsraster erscheinen, wurde in Unterunterabschnitt 2.1.1,
Seite 27 ff. u. a. bereits mit dem Stichwort der quasi-ökonomischen Sachzwän-
ge beschrieben oder mit der Subjektivierung Sozialer Probleme.
„Wie Rancière und Žižek beschreiben, verhindert die post-politische Ordnung
das Erscheinen der Politik, indem sie durch die Partikularisierung von gesell-
schaftlichen Konflikten in soziale Probleme die Möglichkeit hemmt, auf Grund-
lage dieser Konflikte in einen Streit ums Öffentliche einzutreten.“
(Frank (2013), S. 182)
„Diese Form der Ökonomisierung des Sozialen zog zur gleichen Zeit eine Ent-
politisierung mit sich, da das Individuum ‚fortan als moralisches Subjekt‘ [. . . ]
galt und das Verhaftetsein in problemhaften Lebenssituationen als Mangel an
‚verantwortungsbewusstem Selbstmanagement‘ [. . . ] gerahmt wurde.“
(ebd., S. 169 f.)
Als Folge dieser Betrachtungsweise ist es demnach angebracht, Interpreta-
tionen zurückzuweisen, die die geringe Politisierung von Sozialarbeiter_innen
vorrangig als deren mangelndes Interesse verstehen oder die ihnen in Sachen
der gewerkschaftlichen Organisation gar einen Mangel an verantwortungsbe-
wusstem Selbstmanagement unterstellen.
4.5.4 Was hat das mit gewerkschaftlicher Organisation zu tun?
Wenn eine (Re-)Politisierung19 Sozialer Arbeit gefordert wird dann auch, um
Sozialarbeiter_innen vor Augen zu führen, dass gewerkschaftliches Handeln
und der Einsatz für bessere Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedin-
gungen politisches Handeln ist. Die, weiter oben genannte, Verbindung tarif-
und fachpolitischer Argumente und Forderungen für die Soziale Arbeit setzt
auch voraus, dass das Politische sowohl im Sinne von Inhalten (politische
Forderungen und Begründungen), Institutionen (Soziale Arbeit im Gefüge des
19 In der Diskussion um die (Re-)Politisierung Sozialer Arbeit wird einerseits argumentiert,
dass eine De- bzw. Entpolitisierung Sozialer Arbeit im Gange sei. Gleichzeitig wird die
Übernahme der neo-liberalen, neo-sozialen und aktivierungspolitischen Strategien in die
Soziale Arbeit als Politisierung im Sinne dieser Paradigmen verstanden (vgl. Seithe,
2014, S. 39). Dem solle mit einer konsequenten Re-Politisierung begegnet werden.
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Sozial-Staats und dessen Institutionen und Organisationen) und Handeln (Ar-
tikulation, Einfordern und Kämpfen von/für Interessen) reflektiert wird.
„Soziale Arbeit vertritt Interessen. Soziallobbying [. . . ] meint jeden Versuch
der Einflussnahme auf politische Entscheidungsträger auf unterschiedlichsten
Politikebenen (Kommune, Staat, supranationale Vereinigungen), um eigene
wie advokatorisch vertretene Interessen einzubringen und durchzusetzen.“
(Rieger (2013), S. 66, Hervorhebungen: d. Verf.)
4.6 Perspektive des Gewerkschaftswandels
4.6.1 Grundlegendes
Die Rolle des Gewerkschaftswandels – und das meint den Wandel des Stellen-
wertes und der Bedeutung sowie der Rolle der Gewerkschaften als auch de-
ren Verhältnis zum Sozialstaatlichen Wandel – wird in der Diskussion um die
schlechte gewerkschaftliche Organisiertheit von Sozialer Arbeit und Sozialar-
beiter_innen nahezu ausgeblendet. Dabei steckt darin ein nicht unerheblicher
Teil der Erklärungskraft um den, mit dieser Diplomarbeit angesprochenen,
Problemkomplex zu verstehen.
Mit dem Ende des fordistischen Vergesellschaftungsmodus (siehe auch die
Ausführungen in Unterunterabschnitt 2.1.1, Seite 27 ff.) wurden die Gewerk-
schaften vor neue Herausforderungen gestellt, die sich bis dato in einem Gefüge
befanden welches sich zu Recht als „Pazifizierung“ des Klassenkonfliktes (vgl.
Dörre, 2011, S. 271) beschreiben lässt.
„Ende der 1970er Jahre gerieten die Wohlfahrtsstaaten und die Gewerkschaf-
ten unter erheblichen Reformdruck [. . . ]. Die Auswirkungen der Ölkrise und
der zunehmenden Globalisierung führten einerseits zu einer hohen und bestän-
digen Arbeitslosigkeit. Zudem gingen die Mitgliedszahlen der Gewerkschaften
deutlich zurück. Dies führte dazu, dass ihre Position im politischen Prozess
zunehmend infrage gestellt oder zumindest kritisiert wurde.“
(Schulze (2012), S. 17)
Weitere Zäsuren stellen der Wandel des Wohlfahrtsstaates vom Welfare-
zum Workfare-Staat (in Deutschland besonders durch die Hartz-Gesetze zur
sog. Modernisierung der Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vorangetrieben)
und die, seit einigen Jahren andauernde, Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus
dar (vgl. Müller-Jentsch, 2006, S. 176).
„Wohlfahrtsstaatliche Reformen und betriebliche Umstrukturierungen greifen
zusammen, prekäre Beschäftigung und Niedriglöhne sind in den vergangenen
Jahren massiv expandiert. Das Normalarbeitsverhältnis ist zwar noch die Re-
gel, aber seine Normierungskraft schwindet besorgniserregend.“
(Brinkmann und Nachtwey (2010), S. 22)
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„Die Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus, die zur größten ökonomischen Er-
schütterung der Nachkriegszeit geführt hat, erhöht die Dringlichkeit des stra-
tegischen Wandels der Gewerkschaften.“
(ebd., S. 28)
Wenn von der Krise der Gewerkschaften die Rede ist, so bezieht man sich
dabei hauptsächlich auf die, seit den 1980er Jahren, kontinuierlich sinkenden
Mitgliederzahlen. Dabei ist dies nur ein Teil der problematischen Lage der
Gewerkschaften (vgl. Schulze, 2012, S. 86):
„Die Gewerkschaften schöpfen das Mobilisierungspotenzial nicht aus: Frauen
und Beschäftigte im Dienstleistungssektor sind vergleichsweise schwach organi-
siert. Es gelingt den Gewerkschaften zudem nicht, Beschäftigte mit befristeten
Beschäftigungsverhältnissen oder Beschäftigte des Niedriglohnsektors zu orga-
nisieren [. . . ]. Die Gewerkschaften entdeckten dieses Mobilisierungspotenzial
spät und sehen die genannten Personengruppen nicht als Zielgruppe gewerk-
schaftlicher Politik [. . . ]. Dazu zählen insbesondere Beschäftigte des Niedrig-
lohnsektors, Arbeitslose und Rentner. Dass die Einbeziehung dieser Gruppen
allerdings ein stärkeres politisches Gewicht zur Folge haben könnte, haben die
Gewerkschaften bisher kaum bedacht.“
(ebd.)
Für die Soziale Arbeit trifft vieles der o. g. Punkte zu. Es sind, nach diesen
Überlegungen, nicht (nur) die Sozialarbeiter_innen selbst, die gewerkschaftli-
ches Engagement vermissen lassen sondern vielmehr die Gewerkschaften, die
diese Zielgruppe nicht effektiv ansprechen und organisieren können. Dass da-
bei die verbliebenen Bereiche relativ sicherer Beschäftigungsverhältnisse – wie
z. B. im öffentlichen Dienst – vorrangiges gewerkschaftliches Betätigungsfeld
darstellen, zeigt u. a. auch der aktuelle Tarifkonflikt im Sozial- und Erziehungs-
dienst (siehe: Unterunterabschnitt 3.1.3, Seite 68 ff.).
Der Bedeutungsverlust des Korporatismus in neoliberalen Politikkonzepten
(vgl. Urban, 2008, S. 355 ff.), der Wandel der Arbeitsgesellschaft mit der
Expansion des Dienstleistungssektors sowie der innergewerkschaftliche Wan-
del und die Rolle der Gewerkschaften beim Umbau des Sozialstaates sollen im
Folgenden näher beleuchtet werden.
Es lässt sich somit vorerst – eher trivial – festhalten: „Die Krise der Gewerk-
schaften hängt direkt mit der Krise des Sozialstaates zusammen“ (Schulze,
2012, S. 97).
4.6.2 Auflösung des Korporatismus – Erosion institutioneller Tarifmacht
Die institutionelle Tarifmacht deutscher Gewerkschaften bestand/besteht zum
einen in der Tarifautonomie, also der im Gefüge der Einbindung der Arbeitneh-
merinteressen in das politische System entstandenen Konstellation zwischen
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Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften, die tarifpolitischen Angelegenhei-
ten selbst zu regeln (wobei in diesem Zusammenhang auch von Tripartismus
gesprochen wird, wenn die Rolle des Staates in diesem Gefüge mit betrachtet
wird (vgl. Tenfelde, 2010, S. 19)). Zum Anderen ist die betriebliche Mitbe-
stimmung Teil der institutionellen Macht der Gewerkschaften. Die Schwächung
der institutionellen Tarifmacht folge dabei in der BRD nicht konsequent einem
radikalen neoliberalen Weg, sie gehe eher schleichend vonstatten wobei die in-
stitutionellen Gefüge vorerst bestehen blieben (vgl. Dörre, 2008, S. 4). Auf
Betriebs- und Unternehmensebene würden Tarifabschlüsse häufig zusätzlich
nachverhandelt und korrigiert, was Arbeitnehmern weitere Konzessionen ab-
verlange (ebd.).
Dass in großen Teilen Ostdeutschlands bereits gewerkschaftsfreie Bereiche
existierten, weil u. a. Arbeitgeber(verbände) die Gewerkschaften nicht mehr
als adäquate Verhandlungspartner anerkennen würden um sich den verändern-
den wirtschaftlichen Anforderungen anzupassen, kann als markantes Beispiel
für die Erosion der institutionellen Macht von Gewerkschaften gelten (vgl.
Schroeder, 2014, S. 22). Ein weiteres Beispiel ist der, in Zeiten der Krise des
Finanzmarkt-Kapitalismus erprobte, sog. Wettbewerbs-Korporatismus (auch:
„Krisen-Korporatismus“). Dabei ließen sich die Gewerkschaften auf massive
Konzessionen ein, indem z. B. Belegschaften durch Kurzarbeit, Lockerung der
Sicherheitsgarantien und Lohnverzicht einerseits Arbeitsplatzsicherheit garan-
tiert wurde, andererseits die Arbeitnehmer_innen dabei direkt in die Logik
des Shareholder-Value-Denkens gerieten (vgl. Brinkmann und Nachtwey,
2010, S. 22). Direkte Folge dieser Entwicklungen ist die Verbetrieblichung der
Tarifpolitik, was eine massive Abkehr von Flächentarifverträgen und eine Frag-
mentierung von Tarifvertragssystemen (durch Haustarife, Öffnungsklauseln,
Sonderregelungen etc.) beinhaltet. Es handelt sich dabei um eine Dezentrali-
sierung des Systems der industriellen Beziehungen (vgl. Schroeder, 2014,
S. 20). Dass dies auch in einem fortschreitend bedeutendem Maße für die
Beschäftigungsbereiche der Sozialen Arbeit gilt, wurde bereits in Unterun-
terabschnitt 2.2.1, Seite 41 ff. ausführlich dargestellt. Eine weitere Folge der
Erosion der institutionellen Tarifmacht ist „ein Revival separater Interessen-
kämpfe strukturell mächtiger Berufsgruppen. Parallel dazu wächst aber auch
die Ungleichheit unter den Lohnabhängigen, weil vertretungsschwache Grup-
pen wie z. B. die 18% Niedriglohnbezieher in Vollzeitbeschäftigung [. . . ] in
dieser Konfliktkonstellation tendenziell den Kürzeren ziehen“ (Dörre, 2008,
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S. 7). Das Phänomen der starken Berufsgewerkschaften20 wurde bereits in Ab-
schnitt 3, Seite 63 ff. beschrieben, die Auswirkungen auf den Niedriglohnsektor
in Unterunterabschnitt 2.2.1, Seite 41 ff..
„Die aus den korporatistischen Bindungen freigesetzten Gewerkschaften bü-
ßen dadurch an politischer Macht ein, dass sie mit der Aufkündigung von
korporatistischen Arrangements institutionelle Positionen verlieren, welche die
Kräfteverhältnisse der fordistischen Periode repräsentierten und in die post-
fordistische hinein verlängerten. Das einstige Paradepferd des Korporatismus
(‚Modell Deutschland‘) scheint auf dem Weg in eine postkorporatistische Pha-
se, in der die Unternehmen sich ihrer sozialen Bindung entledigt haben und
der Staat den Ausschluss der Gewerkschaften aus den Funktionseliten und in-
teressenvermittelnden Institutionen, mithin ihre machtpolitische Schwächung,
befördert [. . . ].“
(Urban (2008), S. 362)
4.6.3 Die Mitgliederkrise der Gewerkschaften – Erosion der
Organisationsmacht
Wenn gilt, dass „Gewerkschaftliche Macht [. . . ] Organisationsmacht [ist] [und]
Mitgliederzahlen und Mobilisierungspotenzial [. . . ] entscheidende Machtres-
sourcen [sind]“ (Dörre, 2011, S. 273), dann lässt sich aufgrund des massiven
Mitgliederschwundes der Gewerkschaften konstatieren, dass diese enorm an
Macht verloren haben. Somit wird auch die Repräsentation der Lohnabhän-
gigen durch die Gewerkschaften immer schwieriger (vgl. ebd., S. 292). Or-
ganisationsmacht ist über die reine Zahl der Gewerkschaftsmitglieder hinaus
ein Ausdruck der Fähigkeit zum kollektiven Handeln (vgl. Brinkmann und
Nachtwey, 2010, S. 21). Wenn aber im Bereich der Sozialen Arbeit viele pre-
kär Beschäftigte, viele Frauen und viele Beschäftigte bei frei-gemeinnützigen
Trägern nicht erreicht werden (können), so sind die Gewerkschaften in die-
sen Bereichen unterrepräsentiert und können somit weniger Mitglieder für die
Bereiche und Arbeitskämpfe mobilisieren, die dringend einer Aufwertung be-
dürfen bzw. die dringend geführt werden müssen.
20 Das kürzlich verabschiedete Tarifeinheitsgesetz welches u. a. von der SPD massiv ge-
fordert wurde, erscheint im Lichte der staatlich vorangetriebenen Dezentralisierung der
Tarifpolitik wesentlich bedenklicher als wenn es – so die Aussage der Befürworter – nur
darum ginge, den Tariffrieden zu gewährleisten und das Prinzip der Tarifautonomie un-
gehindert zu seiner Geltung kommen zu lassen. Es drängt sich dabei unweigerlich der
Vergleich zum römischen Prinzip von divide et impera (teile und herrsche) auf. Erst
werden durch die Dezentralisierung der Tarifautonomie konkurrierende starke Berufs-
gewerkschaften geschaffen. Dann legt man diese, unter dem Verweis auf die gefährde-
te Tarifautonomie, wieder an die Kette. Dadurch haben sich Staat und Arbeitgeber
(mit Billigung durch das Bundesarbeitsgericht (vgl. Huke, 2010, S. 10)) nicht nur der
korporatistisch-institutionellen Gewerkschaftsmacht entledigt sondern es wurden auch
die Gewerkschaften („erfolgreich“) als maßlos und massiv den Tariffrieden gefährdend
diskreditiert.
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„Der Einbruch bei den Mitgliederzahlen hat auch den Organisationsgrad der
Arbeitnehmer erheblich vermindert. Der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder
an den Erwerbspersonen liegt heute nur noch bei 26,6%. Zieht man die Rent-
ner von den Gewerkschaftsmitgliedern ab, sind es sogar nur 21,6% [aktuellere
Zahlen sprechen von 20%, d. Verf.]. Ganz besonders gering ist die Organisati-
onsneigung bei jüngeren Arbeitnehmern. Noch vor der Wende war jeder fünfte
Arbeitnehmer unter 25 Jahren in einer DGB Gewerkschaft organisiert, heute
ist es dagegen nur noch jeder zehnte. Der Anteil der Jugendlichen (bis 25 Jahre)
unter den Gewerkschaftsmitgliedern liegt mittlerweile bei 5%. Diese Entwick-
lung ist für die Gewerkschaften besonders bedrohlich, da Gewerkschaftsmit-
glieder am ehesten beim Eintritt in das Berufsleben gewonnen werden können.
Je länger man beruflich tätig ist ohne Gewerkschaftsmitgliedschaft zu sein,
desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit eines Beitritts.“
(Hassel (2007), S. 178)
Für die sozialen Dienstleistungen konstatieren einige Autoren, dass gerade
dort die fehlende Organisations- und Durchsetzungsmacht der Gewerkschaf-
ten und die arbeitsmarktpolitische Förderung prekärer Beschäftigungsverhält-
nisse Hauptgründe für die Erosion der Flächentarifvertragssysteme sind (vgl.
Brandt und Schulten, 2008, S. 570). Die Strategien der Gewerkschaften,
diese, mit dem Rückgang der Mitgliederzahlen, schwindende Organisations-
macht zu kompensieren sind recht unterschiedlich. Zum einen wurde mit Ge-
werkschaftsfusionen und -konzentrationen reagiert (zu nennen sei dabei exem-
plarisch die Fusion von ÖTV, DAG u. a. zur heute größten deutschen Gewerk-
schaft Ver.di). Dass damit allerdings die Artikulationsmacht kleinerer Gruppen
– wie z. B. der (prekär beschäftigten) Sozialarbeiter_innen – zurückgeht, wur-
de bereits in Unterunterabschnitt 1.5.2, Seite 20 ff. erörtert. Desweiteren kann
die Schaffung und der Ausbau von Mitgliederanreizen in Form von Sonderver-
günstigungen, Versicherungen, Reisen, Rechtsberatung u.v.m. genannt werden.
Dass letzteres Potpourri an Zusatzanreizen (vgl. Straßner, 2010, 34) keine
hinreichende Antwort auf die Erosion der Organisationsmacht sein kann, liegt
auf der Hand.
„Denn der Mitgliederschwund der Gewerkschaften ist wohl kaum darauf zu-
rückzuführen, dass die mitgliederbezogenen Dienstleistungen zunehmen, son-
dern eher darauf, dass es den Gewerkschaften schwer fällt, substanzielle Dienst-
leistungen anzubieten, die von den Beschäftigten als plausible Antwort auf ihre
Nöte angesichts unsicherer Arbeitsmarktstrukturen und Veränderungen sozial-
staatlicher Leistungen bewertet werden. Dies wiederum ist auf grundlegendere
soziale Wandlungstendenzen zurückzuführen, die die Bedürfnisse, Wahrneh-
mungen und damit die Interessenstruktur der Gesellschaft nachhaltig verän-
dert haben.“
(Schroeder (2014), S. 18, Hervorhebungen: d. Verf.)
Neben intensiver Mitgliederrekrutierungsarbeit und neuen gewerkschaftli-
chen Strategien wie Organizing – als Sammelbegriff für unterschiedliche Stra-
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tegien wie z. B. Anschluss an (Neue) Soziale Bewegungen, Kampagnenori-
entierung u. a. – richten die Gewerkschaften Strategien zur Erhöhung der
Organisationsmacht auch nach innen. Reformen auf Organisationsebene der
Gewerkschaften sind dabei z. B. Reduzierung der verbandlichen Bürokratie,
Personalabbau, Konzentration auf das „Kerngeschäft“, Verbetriebswirtschaft-
lichung, Dezentralisierung etc. (vgl. Schroeder, 2014, S. 18).
Organizing-Strategien weisen etliche Parallelen zu sozialarbeiterischen Me-
thoden und Arbeitsweisen auf. Kampagnen- und gemeinwesenorientierte Ansät-
ze sowie der Bezug auf Soziale Bewegungen sind auch einer progressiven Sozia-
len Arbeit nicht fremd. Möglicherweise liegt hier das Potential zur Revitalisie-
rung gewerkschaftlicher (Organisations-)Macht für die Soziale Arbeit und ihre
Beschäftigten. Ausführliches zu Organizing Ansätzen ist zu finden bei Brink-
mann und Nachtwey (2010), Dörre (2008), Schroeder (2014), Urban
(2008), Schulten (2010), Dörre (2011), Brinkmann et al. (2008),Meise
(2014) u. a..
4.6.4 Wandel der Arbeitsgesellschaft – Erosion der strukturellen
Gewerkschaftsmacht
Wie bereits weiter oben festgestellt, hat sich das Beschäftigungsvolumen des
Dienstleistungssektors innerhalb der letzten Jahrzehnte in Deutschland mas-
siv erhöht. Damit stieg auch die Zahl der Beschäftigtengruppen, die von den
Gewerkschaften bisher nur schwer ansprechbar waren (prekär Beschäftigte,
Frauen, befristet Beschäftigte, Leiharbeiter_innen, Teilzeitbeschäftigte u. a.).
Die Erosion des sog. männlichen industriellen Normalarbeitsverhältnisses (vgl.
Tenfelde, 2010, S. 11), das als Kernbereich der Gewerkschaften galt, bedeu-
tet das Schwinden struktureller Gewerkschaftsmacht (vgl. Schroeder, 2014,
S. 13).
„Während in den Hochburgen der exportorientierten Industrien nach wie vor
handlungsfähige Gewerkschaften wirken, sind viele auch wirtschaftlich relevan-
te Bereiche, insbesondere im Dienstleistungssektor, quasi gewerkschaftsfrei.“
(ebd., S. 5)
„Gemäß der Tradition der deutschen Industriegewerkschaften bilden die männ-
lichen Arbeiter der verarbeitenden Industrie bis heute den sozialen Kern der
Organisation. Innerhalb der entstehenden Großorganisationen konnten sich be-
rufsspezifische oder statusspezifische Sonderinteressen daher nur schwer entwi-
ckeln bzw. wurden unter das generelle Vertretungsinteresse einer großen Grup-
pe angelernter und qualifizierter Arbeiter untergeordnet.“
(Hassel (2007), S. 180)
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Prekär Beschäftigte, Niedriglohnbezieher, befristet Beschäftigte, Leiharbei-
ter_innen, weibliche Arbeitnehmer_innen aber auch Arbeitslose sind dieje-
nigen, die von einer gewerkschaftlichen Organisation am meisten profitieren
könnten und die diese am dringendsten benötigen. Gerade diese Bereiche – und
somit auch ein Großteil der Bereiche Sozialer Arbeit – sind am schlechtesten
und am wenigsten schlagkräftig gewerkschaftlich repräsentiert und organisiert.
Damit ist zuallererst gemeint, dass diese Bereiche für die Gewerkschaften bis-
her nicht Kernbereiche ihres Engagements waren und dass diese nur schwer
von den Verbänden erschlossen werden. Die Beschäftigten dieser Bereiche sind
nur mit geringen strategischen Machtressourcen ausgestattet, da ihre Situation
am Arbeitsmarkt prekär und ihre Stellung im Produktionsprozess nur margi-
nal ist (z. B. aufgrund der unterschiedlichen Bewertung von Produktions- und
Reproduktionsarbeit) (vgl. Brinkmann und Nachtwey, 2010, S. 21).
„Man kann es auf die Formel bringen: Die Unteren finden sich in den Gewerk-
schaften nicht wieder – die Oberen benötigen sie nicht mehr. Im rekursiven
Prozeß schwächen beide Faktoren die Gewerkschaften, und deren Schwächung
erhöht die Wirksamkeit beider Faktoren.“
(Müller-Jentsch (2006), S. 176 f.)
4.6.5 Weitere Faktoren
Nicht zuletzt können auch der schwindende Einfluss der Gewerkschaften auf
das politische System und die Tendenz der Entwicklung der Gewerkschaften
hin zu fraktalen Organisationen genannt werden. Der schwindende politische
Einfluss lässt sich z. B. an der Tatsache ablesen, dass sich das Verhältnis zwi-
schen Gewerkschaften und Sozialdemokratie grundlegend gewandelt hat, von
einer privilegierten Partnerschaft hin zum Status einer x-beliebigen Lobby (vgl.
Urban, 2008, S. 367). Nicht unschuldig an dieser Entwicklung ist die Rolle
der SPD beim aktivierungspolitischen Umbau des Sozialstaates und das am-
bivalente Verhältnis der Gewerkschaften zu diesen Entwicklungen (siehe auch:
Unterunterabschnitt 4.6.6, Seite 108 ff.). Politiker haben zudem seltener eine
Karriere oder einen Posten bei einer Gewerkschaft zu verzeichnen, sodass da-
durch die Repräsentation der Gewerkschaften im Parlament zurückgeht (vgl.
Seibring, 2010, S. 32).
„Heute ist der Anteil der Gewerkschafter im Parlament deutlich kleiner. Von
der heutigen Vorstandsgeneration sind nur noch 5% Mitglied in einem Landes-
parlament oder im Bundestag [. . . ]. In der [. . . ] Wahlperiode (2002-2005) war
kein einziger Gewerkschaftsvorsitzender mehr im Bundestag vertreten.“
(Hassel (2007), S. 190)
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Die Deutung des Wandels der Gewerkschaften von intermediären (im Sin-
ne einer Mittlerrolle zwischen Arbeit und Kapital) zu fraktalen Organisationen
lässt sich zum einen mit der Erosion des korporatistischen Gefüges beschreiben.
Zum anderen ist zu verzeichnen, dass „Arbeitsinteressen [. . . ] in den entwickel-
ten Kapitalismen nicht mehr ausschließlich von den Gewerkschaften, sondern
zusätzlich von den Arbeitsverwaltungen/Sozialversicherungen und den betrieb-
lichen Interessenvertretungen repräsentiert [werden]“ (Dörre, 2011, S. 274).
„Die Vertretung der Beschäftigungs- und Einkommensinteressen minoritärer
Lohnabhängigenfraktionen auch gegen übergreifende politische Ziele der eige-
nen Organisation verkörpert eine Entwicklung von der intermediären Organi-
sation hin zum fraktalisierten Interessenverband, zur Fraktal-Gewerkschaft.“
(ebd., S. 288)
4.6.6 Die Rolle der Gewerkschaften beim sozialstaatlichen Umbau
Nach dem Umbau des Sozialstaates zum Workfare-State lässt sich – als Bestä-
tigung einer politikwissenschaftlichen These – feststellen, dass „die Gewerk-
schaften noch immer eher die Interessen der (regulär) Beschäftigten vertreten
und damit die Interessen der welfare-to-work-Beschäftigten vernachlässigen“
(Schulze, 2012, S. 271).
Dabei war die Rolle der Gewerkschaften – besonders die des Dachverban-
des DGB – keineswegs eindeutig auf eine Unterstützung des aktivierungspoliti-
schen Umbaus des Sozialstaates ausgerichtet (vgl. ebd., S. 51). Durch die Refor-
men des Sozialstaates sollten Errungenschaften und Ziele der Gewerkschaften
in Frage gestellt werden, die diese nicht einfach so zu opfern bereit waren (vgl.
ebd., S. 100). Der DGB schwankte in der Zeit des welfare-to-work Paradig-
menwechsels und der anschließenden Phase des Policy-Changes – „[d]er deut-
sche welfare-to-work-Reformweg ist zwischen dem Job-AQTIV-Gesetz (2001)
und dem Inkrafttreten der Hartz IV-Reform (2005) zu verorten“ (Schulze,
2012, S. 216) – zwischen Ablehnung der Reformen und Zustimmung zu den
Vorhaben hin und her. Auch die Mitgliedsgewerkschaften des Dachverbandes
konnten sich nicht auf eine eindeutige Haltung zu den aktivierungspolitischen
Umbauten festlegen. Da seit der letzten Kohl-Regierung das Verhältnis zwi-
schen Regierung und Gewerkschaften belastet war, fand Gerhard Schröder mit
seinen Versprechen, die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften wieder auf-
zunehmen, die letzten Kohl-Reformen zurückzunehmen und das Bündnis für
Arbeit wiederzubeleben Unterstützung durch den DGB (vgl. ebd., S. 134). Der
Deutsche Gewerkschaftsbund unterstützte zunächst den sozialstaatlichen Pa-
radigmenwechsel, kritisierte den welfare-to-work Policy-Change des Schröder-
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Blair-Papiers später scharf (ebd.). Der DGB hat es nicht vermocht, sich (und
die Mitgliedsgewerkschaften) eindeutig in Bezug auf den Umbau des Sozial-
staates zu positionieren. Die später verabschiedeten Arbeitsmarktgesetze – die
als Vorgänger der Hartz-Gesetze zur Modernisierung der Leistungen am Ar-
beitsmarkt gelten – unterstützt der DGB allerdings wieder.
„Der DGB bewertete die Reform 2001 als Chance einer passgenauen Vermitt-
lung der Arbeitslosen [. . . ]. Der Verband hoffte, dass das Gesetz den entschei-
denden Impuls zu einer niedrigeren Arbeitslosigkeit geben würde. Führende
Gewerkschafter betonten dabei insbesondere, dass das Job-AQTIV-Gesetz zum
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit beitragen könne, dass aber weiterhin die
zu geringe Zahl an Arbeits- und Ausbildungsplätzen problematisch sei [. . . ].
Der DGB hebt die Eingliederungsvereinbarungen, das Prinzip der Jobrotation,
öffentlich geförderte Beschäftigung und den zeitigen Einsatz von Förderinstru-
menten hervor.“
(Schulze (2012), S. 231)
Auch die daran anschließenden Hartz-Gesetze wurden von DGB und Ein-
zelgewerkschaften nicht grundsätzlich infrage gestellt. Erst mit der Agenda
2010 kommt es zum endgültigen Bruch zwischen den Gewerkschaften und der
(SPD-geführten) Schröder-Regierung.
„Der DGB weist darauf hin, dass der Dachverband die Hartz-Reformen von
Beginn an unterstützt hatte, da eine schnelle Vermittlung der Arbeitslosen ein
zentrales Ziel der Arbeitsmarktpolitik sei [. . . ]. Der Dachverband hat in seinen
Stellungnahmen die Hartz-Reformen I bis III positiv hervorgehoben, während
die Hartz-IV-Reform leidenschaftlich kritisiert wurde: Die Hartz-IV-Reform
sei mit schwerwiegenden Fehlentscheidungen verbunden und wird als ‚Gefahr
für das ökonomische und gesellschaftliche Gleichgewicht‘ gewertet [. . . ]. Die
ursprünglichen Ziele und Vorschläge der Kommission seien in den Reformen
nicht mehr erkennbar. Die DGB-Bezirks- und Landesvorsitzenden bezeichneten
die Hartz-IV-Reform in einer gemeinsamen Stellungnahme im Mai 2004 etwas
überspitzt als reinen Sozialabbau [. . . ].“
(Schulze (2012), S. 249)
„Der Dachverband lehnte sowohl den allgemeinen Kurs der Agenda 2010 als
auch inhaltlich die darin diskutierten welfare-to-work-Ideen ab. Die Gewerk-
schaften fühlten sich von Schröder übergangen. Die Durchsetzung der Agenda
2010 wird als Schlüsselerlebnis für den Dachverband und seine Einzelgewerk-
schaften bewertet, welches die Beziehung zwischen Gewerkschaften und den
Sozialdemokraten nachhaltig verändert hat.“
(ebd., S. 233)
Zusammenfassend lässt sich hier also feststellen, dass der Deutsche Gewerk-
schaftsbund und seine Mitgliedsgewerkschaften es nicht vermochten, sich recht-
zeitig und eindeutig zum Umbau des Sozialstaates zu positionieren und damit
eindeutigen Entscheidungseinfluss zu gewinnen. Auch die letztliche Ablehnung
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der Agenda 2010 und der damit verbundenen Hartz-IV-Gesetze führte nicht
dazu, dass die Gewerkschaften mit den prekär Beschäftigten und Niedriglohn-
bezieher_innen massiv neue Zielgruppen gewerkschaftlicher Arbeit erschlossen
hätten.
Dass dies in großem Maße auch die Beschäftigungsfelder Sozialer Arbeit
betrifft, liegt dabei auf der Hand und kann als Begründung für die Gewerk-
schaftsferne Sozialer Arbeit herangezogen werden.
4.7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
4.7.1 Zusammenfassung
In diesem Abschnitt wurde die Gewerkschaftsferne Sozialer Arbeit und der
geringe gewerkschaftliche Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen in ver-
schiedenen Perspektiven beschrieben und analysiert. Zusammengefasst und
pointiert können folgende, thesenartige Aussagen getroffen werden:
• Subjektperspektive auf die Fachkräfte:
– Vermutungen über Ursachen und Schlussfolgerungen zum geringen
Organisationsgrad von Sozialarbeiter_innen werden im Fachdiskurs
häufig subjektivierend und moralisierend formuliert
– das Fehlen einer subjektkritischen Perspektive auf den Untersu-
chungsgegenstand „geringer gewerkschaftlicher Organisationsgrad
von Sozialarbeiter_innen“ lässt sich damit begründen, dass das
emanzipierte/sich emanzipierende Subjekt stets wichtiger Bezugs-
punkt Sozialer Arbeit war und die Emanzipationsansprüche Sozialer
Arbeit durch subjektkritische Positionen gefährdet werden könnten
– Sozialarbeiter_innen werden persönlich für den geringen gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad verantwortlich gemacht, da gewerk-
schaftliches Engagement zu ihrem ureigenen Interesse gehöre
– Fachkräfte Sozialer Arbeit sind selbst den neo-liberalen und neo-
sozialen „Zurichtungen“ ausgesetzt (Subjektivierung und Entgren-
zung von Arbeit)
– Sozialarbeiter_innen wechseln in attraktivere Berufsfelder, steigen
aus der Sozialen Arbeit aus oder arrangieren sich mit den (prekären)
Bedingungen
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– die verschärften Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen bedingen
Habitusformen der Fachkräfte, wie die des Psychotherapeuten, Kli-
nischen Sozialarbeiters oder Sozialmanagers aber kaum die des „So-
zialrevolutionärs“
– durch prekäre Arbeitsbedingungen (z. B. Befristungen) und Verein-
zelung unter den Kolleg_innen wird die Schwelle für gewerkschaft-
liches Engagement sehr hoch gesetzt
– selbständiges Engagement setzt Solidarität und Sicherheit voraus,
beides finden Sozialarbeiter_innen immer weniger vor
– die Kommodifizierung des Beschäftigungsverhältnisses (und der ei-
genen Arbeitskraft) wirkt sich hemmend auf gewerkschaftliches En-
gagement aus, da dies einerseits eine Konsumhaltung ggü. gewerk-
schaftlichen Leistungen bedingt und andererseits Zeit und Ressour-
cen fehlen, die die Arbeitnehmer_innen andererseits in Selbstver-
marktungsstrategien investieren müssen
– Sozialarbeiter_innen befinden sich als Arbeitnehmer_innen/Lohn-
abhängige in einem Abhängigkeitsverhältnis weshalb nicht automa-
tisch von Engagement für das Klientel auf Engagement für die ei-
genen tarifpolitischen Belange geschlossen werden kann
– moralische Appelle und das Ausblenden von Machtaspekten führen
nicht zu einer Politisierung der Sozialarbeiter_innen oder gewerk-
schaftlichem Engagement
– die Annahme, dass Sozialarbeiter_innen an einem sicheren und gut
bezahlten Arbeitsplatz interessiert sind und die vorherrschenden
prekären Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen
führen nicht direkt zu gewerkschaftspolitischem Engagement der
Fachkräfte
– Sozialarbeiter_innen begreifen sich (noch) zu wenig als originäre
Arbeitnehmer_innen und Lohnabhängige, was ein Verständnis für
unterschiedliche (wirtschaftliche) Interessen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer über die verbindenden fachlichen Interessen hin-
aus erschwert
– eigene tarifpolitische Forderungen und Interessen werden hinter die
des Klientels zurückgestellt oder mit diesen oder anderen „höheren“
Werten begründet
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• Historische Perspektive:
– Soziale Arbeit entstand aus der bürgerlichen Frauenbewegung als
Ehrenamtstätigkeit und zeichnete sich seit Anbeginn (auch mir der
beginnenden Verberuflichung und Professionalisierung) durch eine
gewollte Gewerkschaftsferne aus aufgrund großer weltanschaulicher
Differenzen und Idealisierung des eigenen Charismas
– Soziale Arbeit zählte durch ihre anfängliche Ehrenamtlichkeit und
die dann folgende Zuordnung zur weiblichen Reproduktionsarbeit
nicht zum gewerkschaftlich organisierten Kernbereich der männli-
chen industriellen Produktionsarbeit
– Sozialarbeiter_innen lehnten lange Zeit den Streik als Mittel des Ar-
beitskampfes ab und standen in einer engen (ideellen) Verbindung
zu ihren Arbeitgebern (was bis in die aktuelle Gegenwart hinein-
wirkt)
– die historischen Berufsverbände stellten eine bewusste Distanz zu
den Gewerkschaften her und vermieden Kooperationen; z. T. über-
nahmen sie tarifpolitische Angelegenheiten selbst
– erst nach dem 2. Weltkrieg öffneten sich die Berufsverbände ge-
werkschaftlicher Zusammenarbeit, ein Anschluss an Gewerkschaften
wurde aber weiter abgelehnt
– die Trennung von fach- und tarifpolitischen Interessen, die sich ide-
altypisch auf Berufs- und Fachverbände bzw. Gewerkschaften ver-
teilen ist Folge der historischen Entwicklung und eine Begründung
für die geringe gewerkschaftliche Schlagkraft von Sozialer Arbeit
und Sozialarbeiter_innen
• Genderperspektive:
– Die Prägung Sozialer Arbeit als weibliche Tätigkeit bestimmt seit
ihrer Entstehung Bewertung, Stellung im System der Erwerbsar-
beit, Qualifikationszuschreibungen, Entlohnung, Inhalte, Handeln
der Beschäftigten und gewerkschaftliche Organisiertheit Sozialer Ar-
beit
– „Frauenberufe“ zeichnen sich durch einen geringen Organisations-
grad der Fachkräfte, mangelnde Anerkennung, Nähe zu privater un-
bezahlter Sorgetätigkeit und durch eine unterprivilegierte Stellung
im System der Produktions- und Erwerbsarbeit aus
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– die Prägung Sozialer Arbeit als weiblich und als Frauenberuf steht
in einem direkten Zusammenhang mit ihrer Gewerkschaftsferne
– die Zuschreibungen an Soziale Arbeit als „Neigungsberuf“ und an
Sozialarbeiterinnen einer „wesensmäßigen Mütterlichkeit“ half So-
zialer Arbeit einerseits, sich aus dem privaten Raum nach Außen als
Erwerbstätigkeit zu etablieren. Durch die damit folgende Zuweisung
als weibliche Reproduktionsarbeit wurde Soziale Arbeit im System
der Produktions- und der Erwerbsarbeit geschlechtsspezifisch hier-
archisiert was bis heute andauert
– weibliche Fachkräfte in Leitungspositionen finden sich unterreprä-
sentiert ggü. männlichen Fachkräften in Leitungspositionen
– Frauen wird eher Klient_innenarbeit zugeschrieben, Männern eher
Managementfunktionen
– Frauenberufe wurden von Gewerkschaften lange Zeit eher stiefmüt-
terlich behandelt
– die weiblich sozialisierte Helferinnenrolle kann sich hemmend auf
Gewerkschaftsengagement auswirken
– Gewerkschaftspolitik war lange nicht explizit auf die Beseitigung
der Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen ausge-
richtet
• Professionalisierungs-/Professionalitätsperspektive:
– Soziale Arbeit kann als „verspätete“ Profession charakterisiert wer-
den und hat deshalb in Bezug auf öffentlichen Status und Anerken-
nung schlechtere Voraussetzungen als klassische Professionen
– wenn sich Soziale Arbeit nur als normaler Beruf darstellen würde
hätte dies unmittelbare Auswirkungen auf Status und Anerkennung
auch der Erwerbsarbeitsdimension Sozialer Arbeit
– neuere Professionalisierungsansätze stellen professionelle Fachlich-
keit und professionelles Handeln in den Fokus
– der nach wie vor ungeklärte Professionsstatus Sozialer Arbeit wirkt
sich verunsichernd auch auf die Erwerbsarbeitsseite Sozialer Arbeit
aus (Status, Anerkennung, Bezahlung)
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– Professionalitäts-Konzepte wurden und werden von Sozialarbeiter_-
innen ambivalent bewertet bis hin zur offenen Ablehnung als kolo-
ni(ali)sierend und herrschaftsverdächtig
– Auswirkungen der anti-expertokratischen Haltungen sind ein ver-
unsicherter Expertenstatus bei Sozialarbeiter_innen und eine un-
eindeutige labile Professionalität, die nicht genügend Widerstand-
spotential gegen ihre Vereinnahmung aufbringen kann
– Fragmentierung und Spezialisierung in der Sozialen Arbeit erschwert
das Bilden einer generalisierten Berufsidentität als Sozialarbeiter_-
in
– die zersplitterten Fachverbände und ihre verstreute Repräsentati-
onsmacht verhindert eine schlagkräftige gebündelte Interessenver-
tretung der Sozialarbeiter_innen und somit auch wirksame gewerk-
schaftliche Vertretung von Profession und Fachkräften, auch auf-
grund geringer Kooperation
– fachfremde Professionalitätserwartungen und -angebote verunsichern
die bereits labile sozialarbeiterische Professionalität und hemmen
ein selbstbewusstes Eintreten für eigene fach- und tarifpolitische
Belange
• (Ent-)Politisierungsperspektive:
– Soziale Arbeit kann nicht nicht-politisch sein
– Soziale Arbeit ist Teil der Sozialpolitik, mit dieser entstanden und
steht mit ihr in Wechselwirkung
– Soziale Arbeit ist Akteurin der Sozialpolitik, wirkt auf diese zielge-
richtet ein und reflektiert dies gezielt
– Sozialarbeitspolitik als Teildisziplin der Sozialarbeitswissenschaft
beschäftigt sich mit Inhalten, Formen und Prozessen der Politiken
Sozialer Arbeit
– Soziale Arbeit wird oft (auch von Sozialarbeiter_innen) nicht als
politisch oder gar als a-politisch missverstanden
– die Frage nach einem politischen Mandat ist ein viel-geführter sozi-
alarbeiterischer Diskurs und wird in dieser Arbeit als gegeben und
selbstverständlich vorausgesetzt
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– die altruistische Ideologie des „Helfens“ verhinderte lange Zeit die
Wahrnehmung Sozialer Arbeit als politisch
– ein vermeintlich neutraler Hilfeauftrag trägt zur Negierung politi-
scher Interessen und Funktionen Sozialer Arbeit bei
– die aktivierungspolitische Wende des Sozialstaates und die damit
verbundenen Anforderungen an die Soziale Arbeit verhindern ein
Erscheinen Sozialer Arbeit im politischen Raster
– die Nicht-Bewertung der Sozialen Arbeit als politisch verhindert
auch die Politisierung der Arbeits-, Beschäftigungs- und Entloh-
nungsbedingungen der Erwerbsarbeitsdimension und hemmt gewerk-
schaftspolitisches Engagement, da die schlechten Bedingungen als
persönliches Schicksal interpretiert werden
– die fehlende Politisierung von Sozialarbeiter_innen kann ihnen nicht
moralisierend und subjektivierend überantwortet werden, da der
post-politische Zeitgeist soziale Probleme subjektiviert und durch
vermeintlich ökonomische Sachzwang-Logiken eine politisierende
Wahrnehmung erschwert
– sozialarbeiterisches Lobbying meint auch den Versuch der Einfluss-
nahme auf politische Entscheidungsträger in eigenen tarifpolitischen
Belangen und Interessen der Sozialen Arbeit
• Perspektive des Gewerkschaftswandels:
– die Perspektive des Gewerkschaftswandels wird im Diskurs um die
prekäre gewerkschaftliche Organisiertheit Sozialer Arbeit und ihrer
Fachkräfte nahezu ausgeblendet und nicht als Erklärungsperspekti-
ve herangezogen
– Gewerkschaften befinden sich in krisenhaften Entwicklungen und
Umständen durch die Globalisierung, den Umbau des Sozialstaates,
durch die Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus, durch die Expan-
sion des Dienstleistungssektors und den Rückgang der Bedeutung
des industriellen männlichen Kernbereiches der Produktionsarbeit
– Gewerkschaften schöpfen ihr Mobilisierungspotenzial nicht aus: aty-
pisch und prekär Beschäftigte, weibliche Beschäftigte, Beschäftigte
in Niedriglohnbereichen, Arbeitslose etc. werden nur unzureichend
repräsentiert
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– Gewerkschaften konzentrieren sich nach wie vor auf die ehemaligen
Kernbereiche (produzierende Industrie, öffentlicher Dienst)
– Krise der Gewerkschaften und Krise des Sozialstaates hängen eng
zusammen
– der Rückgang der korporatistischen Verflechtung bedeutet Verlust
institutioneller Gewerkschaftsmacht
– Verbetrieblichung/Dezentralisierung der Tarifpolitik schwächt die
gewerkschaftliche Macht bei Tarifverhandlungen
– Arbeitgeberverbände erkennen in einigen Bereichen Gewerkschaften
nicht mehr als Verhandlungspartner an
– Entstehen großer gewerkschaftsfreier Bereiche z. B. in Ostdeutsch-
land und in bestimmten Branchen (weite Teile der Sozialen Arbeit)
– direkte Folge der Dezentralisierung und Verbetrieblichung der Ta-
rifpolitik ist die Erosion der Flächentarifverträge, was die Soziale
Arbeit in hohem Maße betrifft
– die Mitgliederkrise der Gewerkschaften (rapider Mitgliederschwund
seit den 1990er Jahren) schwächt die Organisationsmacht der Ge-
werkschaften massiv
– die Repräsentation von Lohnabhängigen geht damit zurück
– gerade in Branchen, die gewerkschaftlich bisher unterrepräsentiert
waren macht sich der Verlust der Organisationsmacht besonders
deutlich bemerkbar
– die fehlende Organisationsmacht der Gewerkschaften für die Be-
reiche der Sozialen Arbeit und die arbeitsmarktpolitische Förde-
rung prekärer Beschäftigungsverhältnisse sind hauptverantwortlich
für die Erosion der Flächentarifverträge im Sozialbereich
– Mitgliederanreize sind keine hinreichende Antwort auf das Schwin-
den der gewerkschaftlichen Organisationsmacht durch die Mitglie-
derkrise
– Strategien der Gewerkschaften sind u. a. Organizing-Ansätze (Kam-
pagnenorientierung, Mitgliederrekrutierung, Anschluss an Soziale
Bewegungen) und weisen große Parallelen zu sozialarbeiterischen
Handlungsformen auf
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– Gewerkschaften unterliegen selbst der Tendenz der Ökonomisierung
und Verbetriebswirtschaftlichung
– durch den Wandel der Arbeitsgesellschaft vom industriellen Kernbe-
reich zur Dienstleistungsgesellschaft schwindet die strukturelle Ge-
werkschaftsmacht
– Gewerkschaften erschließen nur schwer und langsam die prekären
Beschäftigungsbereiche und konzentrieren sich nach wie vor auf die
ehemaligen Kernbereiche
– gewerkschaftliche Repräsentation in Parlamenten und im politischen
System allgemein schwindet massiv
– beim sozialstaatlichen Umbau konnten die Gewerkschaften keine
eindeutige Position entwickeln und verloren damit an Einfluss
– das Verhältnis der Gewerkschaften zur Sozialdemokratie wurde durch
den Sozialstaatsumbau erheblich belastet
– trotz Ablehnung der Hartz-IV-Gesetze durch die DGB-Gewerkschaf-
ten sind Niedriglohnbeschäftigte und Bereiche prekärer Beschäfti-
gung nur unzureichend im Fokus der Gewerkschaften, was in ent-
scheidendem Maße für die Soziale Arbeit und ihre Beschäftigten
zutrifft
4.7.2 Schlussfolgerungen
Die nun darzustellenden, pointierten Schlussfolgerungen könnten als Vorweg-
nahme der Schlussfolgerungen im noch folgenden Gesamtfazit gelesen werden.
Da sie direkt aus den Ergebnissen der unterschiedlichen Perspektiven auf die
Frage, warum Soziale Arbeit nicht schlagkräftig organisiert ist, abgeleitet wur-
den, gehören sie bereits an diese Stelle.
1. Sozialarbeiter_innen müssen ihre Rolle als Erwerbstätige/Lohnabhängige
deutlicher wahrnehmen und reflektieren
2. An die Stelle einer Subjektivierung und Moralisierung der Gewerkschafts-
ferne von Sozialarbeiter_innen muss eine Sozialarbeitsforschung treten,
die systematisch die Motive für ein (Nicht-)Engagement und eine (Nicht-
)Gewerkschaftsmitgliedschaft von Sozialarbeiter_innen zu Tage fördert
3. die Auswirkungen der neoliberalen, neosozialen und aktivierungspoliti-
schen Subjektivierungsformen auf das gewerkschaftliche Engagement von
Sozialarbeiter_innen bedürfen ebenfalls gründlicher Forschung
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4. die geringe gewerkschaftliche Organisiertheit von Sozialarbeiter_innen
als abhängige Erwerbstätige muss machtanalytisch untersucht werden
5. subjektkritische Positionen und Theorien müssen zur Analyse der Ge-
werkschaftsferne von Sozialarbeiter_innen eine stärkere Rolle spielen
6. die sog. veränderten sozialarbeiterischen Habitusformen bedürfen eben-
falls einer wissenschaftlichen Überprüfung
7. Gewerkschaften sind gefordert, über das Anbieten von Zusatzanreizen
hinaus, die Schlagkraft organisierter Interessen ggü. potentiellen neuen
Gewerkschaftsmitgliedern unter Sozialarbeiter_innen darzustellen und
zu begründen
8. Sozialarbeiter_innen ist die Legitimität und der Unterschied eigener
wirtschaftlicher Interessen ggü. denen der Arbeitgeber stärker zu ver-
deutlichen
9. die Verbindung fach- und tarifpolitischer Interessen und Forderungen
ist durch die Gewerkschaften noch deutlicher herauszustellen, ggü. der
Öffentlichkeit und ggü. den Sozialarbeiter_innen
10. die historisch überkommenen Muster von Sozialer Arbeit als Neigungstä-
tigkeit, Jedermannsarbeit, Frauenberuf und ihre Auswirkungen auf den
geringen gewerkschaftlichen Organisationsgrad sind noch genauer zu er-
forschen
11. Gewerkschaften und Berufsverbände bedürfen einer engeren Kooperati-
on, um fach- und tarifpolitische Interessen enger zu verzahnen und in
ihren Wechselwirkungen besser zu verstehen
12. Gewerkschaften müssen verstärkt auf Geschlechtergerechtigkeit hinarbei-
ten, um der Abwertung Sozialer Arbeit als Frauenberuf wirksam zu be-
gegnen; das umfasst auch eine verstärkte Hinwendung zu bisher vernach-
lässigten Bereichen durch die Gewerkschaften
13. Soziale Arbeit muss ihre eigene Professionalisierung vorantreiben und
ihr professionelles Profil dahingehend schärfen, dass der unsägliche und
energieraubende „Professionsstreit“ zugunsten einer eindeutigen sozial-
arbeiterischen Professionalität beendet wird
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14. Fachverbände, Berufsverbände und Gewerkschaften müssen durch ver-
stärkte Kooperation die Zersplitterung der Berufsidentität und der Ver-
tretung der Sozialarbeiter_innen überwinden
15. eine professionelle sozialarbeiterische Berufsidentität kann einer Verein-
nahmung durch fachfremde Professionalitätsanforderungen und -angebote
wirksam entgegen treten
16. Soziale Arbeit muss ihr politisches Mandat deutlich herausstellen und
ihre politischen Bezüge nachvollziehbarer machen, auch mit Hilfe der
sozialarbeitspolitischen Forschung
17. Teil der sozialarbeiterischen Ausbildung müssen verstärkt (gewerkschafts-
)politische und politikwissenschaftliche Inhalte darstellen
18. Sozialarbeiter_innen brauchen Möglichkeiten, um ihre Arbeit und die
Kontexte Sozialer Arbeit politisch zu reflektieren
19. eine sozialarbeiterische Gewerkschaftsforschung muss den Wandel des
Stellenwertes der Gewerkschaften für Verbände, die die Soziale Arbeit
und Sozialarbeiter_innen repräsentieren, genauer untersuchen
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5 Gesamtfazit
Mit der hier vorliegenden Diplomarbeit sollte herausgearbeitet werden, warum
Soziale Arbeit (dringend) gewerkschaftlicher Organisation bedarf, wie sie ge-
genwärtig gewerkschaftlich organisiert ist und warum sie keine ausreichende
gewerkschaftliche Schlagkraft aufweisen kann. Dazu wurde mit einer Hinfüh-
rung – über wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Grundlagen – zu
prekären Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen die Prekari-
sierung der Sozialen Arbeit als Erwerbstätigkeit und durch die Beschreibung
der De- und Entprofessionalisierungstendenzen die Prekarisierung Sozialer Ar-
beit als Profession dargestellt. Damit konnte nach fach- und tarifpolitischen
Interessen und Forderungen Sozialer Arbeit differenziert und anhand dieser
Unterscheidung ihre Interessenvertretung zwischen den Polen Fach- und Be-
rufsverbände bzw. Gewerkschaften dargestellt werden. Als Schlussfolgerung
kann die Erkenntnis gelten, dass die tarifpolitische/gewerkschaftliche Interes-
senvertretung Sozialer Arbeit und ihrer Fachkräfte unzureichend und prekär
ausfällt. Die relevanten Verbände können die Interessen der Sozialarbeiter_-
innen nicht schlagkräftig vertreten, was am deutlichsten für die Bereiche mit
prekären Arbeitsbedingungen zutrifft und in ganz besonderem Maße für die
Beschäftigten bei frei-gemeinnützigen Trägern. Eine Besonderheit für gewerk-
schaftliche Arbeit im Sozialbereich ist dabei, dass dem Arbeitskampf (Streiks)
ethische Argumente und die Begründung geringen wirtschaftlichen Drucks auf
die Arbeitgeber entgegengestellt werden. Mit der Darstellung des Tarifstreits
im Sozial- und Erziehungsdienst konnte dies z. T. bestätigt werden. Die an-
schließende Begründung der geringen gewerkschaftlichen Schlagkraft und Or-
ganisiertheit Sozialer Arbeit und ihrer Fachkräfte konnte durch unterschied-
liche Zugangsperspektiven pointiert und thesenartig herausgearbeitet werden.
Dabei ist festzustellen, dass die Subjektperspektive auf die Fachkräfte in der
Fachdebatte dominiert, der Bezug auf den Gewerkschaftswandel aber komplett
vernachlässigt wird. Im folgenden sollen die Hauptaussagen der einzelnen Ab-
schnitte für die drei Eingangsfragen, die diese Arbeit strukturiert haben, dar-
gestellt werden.
5 Gesamtfazit 121
5.1 Zusammenfassung der Fragestellungen
1. Warum ist es dringend notwendig, dass Soziale Arbeit ihren gewerkschaft-
lichen Organisationsgrad erhöht?
Prekarisierung Sozialer Arbeit als Erwerbsarbeit und Prekarisierung So-
zialer Arbeit als Profession bedingen sich gegenseitig und stehen in ei-
nemWechselverhältnis zueinander. Der wohlfahrtsstaatliche Wandel vom
Welfare- zum Workfare-Staat, die Vermarktlichung nach außen (Sozial-
märkte), nach innen (Verbetriebswirtschaftlichung) und bezogen auf die
Menschen (homo oeconomicus), der Umbau der Organisationen sozia-
ler Dienstleistungserbringung zu Sozialunternehmen, die Verschiebungen
von Staat zu Markt und die Ideologien der leeren (öffentlichen) Kassen,
der Ausgabenorientierung und des Renditedenkens stellen einen wirk-
mächtigen Kontext für die Beschäftigungsbedingungen und die Fachlich-
keit Sozialer Arbeit dar.
Träger sozialer Einrichtungen stehen in einem massiven Unterbietungs-
wettbewerb um die Personalkosten zueinander, Qualität Sozialer Arbeit
meint folglich meist nur noch Kosteneinsparung und -reduzierung. Unter
Sozialarbeiter_innen breiten sich atypische Beschäftigungsverhältnisse
aus, Folgen sind Entgrenzung und Subjektivierung von Arbeit. Niedrig-
lohnbereiche in der Sozialen Arbeit werden zur Regel, Gesundheitsri-
siken nehmen zu, der Einsatz von Hilfskräften vernichtet reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse. Die Erosion und Fragmentierung der Flächen-
Tarifverträge hat sich massiv ausgeweitet und die Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen Sozialer Arbeit als Frauenberuf sind geschlechtsspe-
zifisch segmentiert.
Bezogen auf ihre Professionalität büßt Soziale Arbeit zunehmend Deu-
tungshoheit in eigenen fachlichen Belangen ggü. den Bedingungen der Fi-
nanzierungsträger ein. Genuine sozialarbeiterische Tätigkeiten verlieren
an Stellenwert ggü. Managementaufgaben und Tätigkeiten der Dokumen-
tation und Finanzbeschaffung. Die Arbeitsbelastung nimmt zu, es kann
von Arbeitsverdichtung gesprochen werden. Das Wissenschaftsverständ-
nis Sozialer Arbeit wird neo-positivistisch reformuliert durch Manualisie-
rung, Evidenzbasierung und What-Works-Programme. Hermeneutisches
Fallverstehen, kommunikative und partizipative Aushandlungsprozesse
und Face-to-Face Kontakte mit den Klient_innen geraten ins Abseits.
Daraus kann gefolgert werden, dass Soziale Arbeit und Sozialarbeiter_-
innen eines verstärkten gewerkschaftlichen Organisationsgrades bedür-
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fen, um ihre Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingungen zu
verbessern und um damit ihre Arbeit qualitativ hochwertig und fachlich
– im Sinne ihrer Standards und ihrer Ethik – leisten zu können, nicht
zuletzt im Interesse ihrer Klientel.
2. Wie sind Soziale Arbeit und ihre Fachkräfte gegenwärtig gewerkschaftlich
organisiert?
Die allgemeine Interessenvertretung von Sozialarbeiter_innen ist frag-
mentiert in Gewerkschaften bzw. Berufs- und Fachverbände. Relevante
gewerkschaftliche Verbände sind der Deutsche Berufsverband für Sozia-
le Arbeit e. V. (DBSH), die Dienstleistungsgewerkschaft Ver.di und die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW). Die gewerkschaftli-
che Interessenorganisation für Soziale Arbeit und Sozialarbeiter_innen
kann als mangelhaft und marginal bezeichnet werden. Unter anderem
sind lediglich ca. 30 Prozent der Sozialarbeiter_innen gewerkschaftlich
organisiert (ca. 150.000 – 155.000 Personen), der aktive Anteil sozialar-
beiterischer Gewerkschaftsmitglieder wird auf ca. 26 Prozent geschätzt.
Männer sind ungleich häufiger gewerkschaftlich organisiert als Frauen.
Von Sozialarbeiter_innen werden selten eigene tarifpolitische Belange
als Grund für ein Gewerkschaftsengagement benannt, stattdessen wird
mit den Klient_inneninteressen argumentiert. Der geringe Organisati-
onsgrad der Fachkräfte steht einer noch geringeren Repräsentation des
Berufsstandes innerhalb der relevanten Verbände gegenüber (Ausnah-
me: DBSH). Als Besonderheiten für die gewerkschaftliche Organisation
im Sozialbereich können gelten: 1. Die hohe Identifikation der Fachkräf-
te mit ihren Arbeitgebern erschwert das Erkennen eigener wirtschaftli-
cher Interessen, 2. Die Adressaten tarifpolitischer Forderungen sind ne-
ben Geschäftsleitungen und Vorgesetzten zusätzlich die Entscheidungs-
und Kostenträger. 3. Der Einsatz des Arbeitskampfes (Streiks) wird als
ethisch bedenklich und wirtschaftlich unwirksam beschrieben. Bezogen
auf die relevanten gewerkschaftlichen Verbände kann festgestellt werden:
1. DBSH, Die Verbindung von Berufsverband und Gewerkschaft sorgt für
eine Verknüpfung von fach- und tarifpolitischen Interessen und Belangen
Sozialer Arbeit, die Stellung des DBSH in Bezug auf die Repräsentation
von Sozialarbeiter_innen kann als marginal bezeichnet werden; 2. GEW,
Die Definition als Fach- und als Bildungsgewerkschaft verhindert, dass
alle Bereiche der Sozialen Arbeit vertreten und repräsentiert werden; 3.
Ver.di organisiert die meisten Sozialarbeiter_innen, deren fach- und ta-
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rifpolitische Interessen haben im Gesamtverband nur eine geringe Rele-
vanz. Angaben zum aktuellen Organisationsgrad von Sozialarbeiter_in-
nen sind von den Verbänden nicht zu bekommen, gewerkschaftspolitische
Strategien der Verbände und Reflektionen bezogen auf die Soziale Arbeit
lassen sich kaum ausfindig machen.
3. Warum ist Soziale Arbeit nicht schlagkräftig organisiert?
Sozialarbeiterische Fachkräfte unterliegen den neoliberalen, neosozialen
und aktivierungspolitischen Subjektivierungsformen und bilden neue Ha-
bitusformen aus, was gewerkschaftliches Engagement erschwert oder ver-
hindert. Durch prekäre Arbeits-, Beschäftigungs- und Entlohnungsbedin-
gungen und Entsolidarisierung unter den Kolleg_innen wird sie Schwelle
für gewerkschaftliches Engagement sehr hoch gesetzt. Die Prekarisierung
und Kommodifizierung der Beschäftigungsverhältnisse und die Anforde-
rungen als Arbeitskraftunternehmer belasten die Arbeitnehmer_innen
und lassen kaum Ressourcen für gewerkschaftliches Engagement. Die
Rolle als abhängig Beschäftigte unterscheidet sich von der Rolle als Fach-
kraft, Engagement für die Klient_innen kann nicht automatisch zu ei-
genem tarifpolitischen Engagement führen. Sozialarbeiter_innen begrei-
fen sich selbst noch zu wenig als abhängig Beschäftigte und sehen sich
oft in einer ideellen Verbindung mit ihren Arbeitgebern um die Interes-
sen und das Wohl ihrer Klientel. Eigene tarifpolitische und wirtschaft-
liche Interessen werden hinter die der Klientel zurückgestellt und nicht
selbstbewusst artikuliert bzw. vertreten. Die historisch gewachsene Ge-
werkschaftsferne Sozialer Arbeit und die Trennung von Berufsverbänden
und Gewerkschaften seit der Entstehung professioneller Sozialer Arbeit
wirkt bis heute nach. Soziale Arbeit als sog. Frauenberuf und als weib-
lich konnotiert zählte als Reproduktionstätigkeit nie zum Kernbereich
der industriellen Produktion und somit auch nicht zum Bereich starken
Interesses und Engagements seitens der Gewerkschaften. Die Stellung
Sozialer Arbeit im System der Produktions- und Erwerbsarbeit ist ge-
schlechtsspezifisch hierarchisiert und segmentiert und wurde dadurch von
den Gewerkschaften bisher eher stiefmütterlich behandelt. Möglicherwei-
se hemmt die weiblich sozialisierte Rolle als Helferin den Zugang vieler
Frauen zu Gewerkschaften. Gewerkschaftspolitik war lange Zeit nicht
auf Gleichstellung der Geschlechter ausgerichtet. Der unsichere Profes-
sionsstatus der Sozialen Arbeit erschwert ein selbstbewusstes fachliches
Auftreten der Fachkräfte im Sinne ihrer Profession und hat damit Aus-
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wirkung auf die Artikulation eigener tarifpolitischer Forderungen. Frag-
mentierung und Spezialisierung der Arbeitsfelder Sozialer Arbeit verhin-
dert die Bildung einer generalisierten professionellen Berufsidentität, die
zersplitterte und fragmentierte (Fach-)Verbändelandschaft und die ge-
ringe Kooperation erschwert eine einheitliche fach- und tarifpolitische
Vertretung und Repräsentation von Sozialarbeiter_innen und Sozialer
Arbeit. Wird Soziale Arbeit nicht in ihrem politischen Kontext und ih-
ren politischen Funktionen wahrgenommen und wird ihr ein neutraler
Hilfeauftrag unterstellt, so kann das auch die Politisierung von fach- und
tarifpolitischen Belangen und Forderungen von Sozialarbeiter_innen und
damit ein gewerkschaftliches Engagement verhindern. Gewerkschaften
selbst befinden sich seit Jahrzehnten in einem krisenhaften Umfeld und
sind damit auch einem Wandel ihrer Bedeutung und ihres Stellenwertes
ausgesetzt. Das schwächt ihre institutionelle, Organisations- und struk-
turelle Macht, nicht zuletzt durch den massiven Mitgliederschwund seit
den 1990er Jahren. Gewerkschaften orientieren sich nach wie vor an den
ehemaligen Kernbereichen der Arbeitsgesellschaft (Industrie-Produktion,
öffentlicher Dienst) des Fordismus und erschließen nur schwer die Berei-
che prekärer Arbeit, wozu auch die Soziale Arbeit immer deutlicher zu
zählen ist. Atypisch Beschäftigte, Niedriglöhner, weibliche Beschäftigte,
Arbeitslose etc. werden von den Gewerkschaften nur unzureichend reprä-
sentiert – und damit auch die Fachkräfte Sozialer Arbeit. Die Krise der
Gewerkschaften und die Krise des Sozialstaates hängen dabei eng zusam-
men. Die massive Erosion der Flächentarifverträge in den Arbeitsfeldern
der Sozialen Arbeit ist zu einem großen Teil auf die fehlende Organisati-
onsmacht der Gewerkschaften in diesen Bereichen zurückzuführen.
5.2 Ausblick
Es ist deutlich geworden, dass der gegenwärtige Zustand der gewerkschaftli-
chen Organisation Sozialer Arbeit und ihrer Fachkräfte durch eine Vielzahl
von Ursachen, Bedingungen und Bedingungsgefügen beeinflusst wird. Trotz
der, mit dieser Arbeit zusammengetragenen, Fülle möglicher Begründungen
für den geringen Bezug von Sozialer Arbeit und Gewerkschaften aufeinan-
der, ist der Hypothesencharakter vieler dieser Aussagen ausschlaggebend. Eine
sozialarbeitswissenschaftliche Gewerkschafts- und Verbändeforschung ist als
nächstes zu fordern, die die in dieser Arbeit aus der verstreuten Fachlitera-
tur gewonnenen Erkenntnisse empirisch überprüft. Nicht zuletzt muss dieses
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Wissen dazu verwendet werden, um Strategien Sozialer Arbeit und der Ge-
werkschaften zu entwickeln, die den dringend notwendigen gewerkschaftlichen
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